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Einleitung.

Nachdem auf AllerhöchstenBefehl die Zusammeubcrufuug des achtzchutcu, außerordent¬

lichen Rheinischen Provinzial-Landtags augeordnet war, wurde derselbe nach vorangegangenem

feierlichen Gottcodicustc am 3. December 1865 uon dem Königlichen Landtags-Commissarius,

Wirklichen Geheimen Rath und Ober-Pmfidcnten der Rhcinprovinz von Pommer-Esche,

eröffnet, dessen Rede von dem LandtagsMarschall Freiherrn von Waldbott-Bassenheim-

Bornhcim mit einem dreimaligen Lebehoch auf Sciue Majestät den König, in das

die Versammlung begeistert einstimmte, erwidert ward.

Am 9. December 1865 wurde der Landtag von dem Köuiglicheu Laudtags-Com¬

missarius geschlossen.





Propositions-Decret.

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen :c.
entbietenden zum Provinzial-Landtageaußerordentlich einberufenen getreuenStänden der Rheinprovinz
un,eru gnädigsten Gruß, und lassen ihnen folgende Propositionenzur Berathung und Erledigung zugehen.

l. Nach der Bestimmungdes ^, <! des Gesetzes vom 21. Mai 1861 betreffenddie ander- «- n .. . «. ^
wette Negulirnng der Grundsteuer, solleu die durch Ausführuug der Veraulagung entstehenden Kosten, M^^^u?'

well ,ie aus die beiden westlichen Prooiuzeu treffeu, von diesen, soweit sie auf die sechs östlichen Pro- tastm.
mnzcu treffen von den letzteren aufgebracht,einstweilenaber sämmtlichaus der Staatstasse vorge-
lUMen, und derselben nach Vollendungdes Abschätzuugswerksin mäßigen Raten allmählich wieder zuge¬führt werden. ^

Das Abschätznngswerkist nunmehr beendigt. Die durch die Ausführung des letzteren entstan-
oenen Kosten sind festgestellt und nach dem Maßstab der neu regulirteu Gruudsteuer,unter Festhaltung
der durch das Gesetz bestimmten Trennung, zwischen den beiden westlichen und den sechs östlichen Pro¬
vinzen dahin vertheilt worden, daß die Rheinprovinzdie Summe von 842,114 Thlr. 11 Sgr. — Pf
der Staatskasse zu erstatten hat.

Den getreuenStänden lassen Wir die diesen Gegenstand betreffende und die dabei in Betracht
kommenden Fragen näher erläuternde Denkschrift mit der Aufforderungzugehen, unter Vorbehalt Unserer
Genehmigungüber die Art und Weise Beschluß zu fassen, wie die hiernach der Provinz zur Last fallende
5-ummeinnerhalb eines zehnjährigen Zeitraums vom 1. Januar 18t>L ab, vou der ersteren aufgebracht
und der Staatskasse erstattet werde,, soll.

steu^ l^ ^'"^" ^" ^ Provinz angehörigenBezirks - Commissionen für die klassificirte Einkommen-Vez!rk«.C°mmi!si°„en
^ ' yaven Unsere getreuenStände ncne Mitglieder und Stellvertreter in Gemäßheit des ß 24 des l"'' b« Kl°ssc»° und
zn M«"? ^F" "" "" '°"bl'". Hinsichtlich der Zahl der für die einzelneuBezirts-Eommissionen "°'Ve^"°""
tend>, m" '""tglieder nud Stellvertreter, soiuie hinsichtlichder übrigen bei den Wahlen zn bcobach-
aefunden 77"'^ ^""'^" ^ "ei den Borschriften, nach welchen die früheren diesfälligenWahlen statt-
^ . "Ü"'' '"^ ""^" U">"" getreuenStänden die Nachweisuugeii der cintoiumeusteiierpflichtigen
^.in'ooynerder einzelnen Bezirke dnrch Unsern Eommissariusmitgetheilt werden.

G?,n"s> '/( ^"^ getreuen Stände werden ferucr, soiveit es nöthig, die Wahl des Ausschusses in Aüssämßweqm der
^cmaMit des 8. 5 Nr. 2 des Gesetzes wegen der Kriegsleistnngen nnd deren Vergütung vom 11 Mai Krksss,«st,mcm und
^' l unter angemessener Betheiligungder einzelnen Stände zu bewirten haben. ^Mwng.
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In Betreff der laufendenständischen Verwaltung wird Unser Lommissariusdie etwa nöthigen
Mittheilungen an Unsere getreuen Stände machen.

Die Dauer des Proviuzial^andtages habe» Wir auf « Tage bestimmt.
Wir bleiben Unsern getreuen Stauden iu Gnaden gewogen. —

Gegeben, Berlin de» lü. November1,^6'».

gez. Wilhelm.
sgcz.) Graf v. Bismarck. u. Bodelschwiugh. v. Noon. Graf u. Itzenplih.

v Mühler. Graf zur ^'ippc. v. Selchow. Graf zu Enlenbnrg.

An
die zum Prouinzial-Laudtageder Nbeinprouiuz

versammeltenStände.



Ausz u g
aus dem Gesetze betreffend die andcrweite Regelung der Grundsteuer

vom 21. Mai 1861.

(Gesetzsammlung «l<: 1t)Cl, Seite 255.)

Die Erniitteluug des Reinertrages der Liegenschaften zum Zwecke der Grundsteuer- ltä Allnhüchstt Pro
vertbeiluuglZ. ^.'i erfolgt nach den Vorschriften der beiliegenden Äusführnugs-Auweisung.

Die durch die Ausführung entstehenden «ostcn sind, so weit sie auf die beiden westlichenPro^
vinzeu treffen, von diesen, so weit sie aus die sechs östlichen Provinzen treffen, von letzteren aufzubringen.
Linstiveilen sind sämmtliche kosten aus der Staatskasse vorzuschießenund derselben nach Vollendung des
Abschätzungsiverls in mäßigenJahresraten allmählich wieder zuzuführen.

Position Nro. 1.

Denkschrift
über die Aufbringung der durch die 'Ausführung des Grundsteuer-

Gesetzes vom 2l. Mai 1801 entstandenen Kosten.

^as Gesetz vom '! Mai 1,^,1 betreffenddie anderweite Regelung der Grundsteuer, Denkschrift;ur Allrr-
hat im §. U festgestellt,das, die durch die Ausfübrung desselben entstehenden Kosten, soweit sie auf ' Mistm Pwposui«,
die beiden westlichen Provinzen treffen, von diesen, soweit sie auf die sechs östkchc»Provinzen
treffen, von den letzteren aufzubringen sind, das; aber einstweilensämmtliche Kosten aus der Staats¬
kasse vorgeschossen und derselbennach Vollendung des Abschätzungsiverlsin mäßigen Raten allmählich
wieder zugeführt werden sollen. . ^ ^ . _.

Das Abfchätzungswcrknacb Anleitung des Hauvtanwcifung für das Verfahren bei Er¬
mittelung des Reinertrags der Liegenschaftenist bereits beendet, die entstandenen Kosten stnd vor¬
schußweise aus der Staatskasse berichtigt worden. Sowohl die Lage der Staatsfinanzen, als die
Ausrechthaltnng der Ordnung in dem Staatsrechnnngswcfcn machen es nothwendig, daß nnnmchr
mit der Abwickelungder Vorschüsse nach der angeführten gcfctzlichcnBestimmungvorgegangenwerde.

Zur Ausführung der letzterenbedarf es, wie die vorangegangenen ausführlichen Erör¬
terungen in den beiden Gansern des Landtags unzweifelhaft ergeben, nicht noch eines besonderen
Gesetzes; vielmehr fällt die zu treffende Bestimmung hierüber, sowie über alle übrigen mcht aus¬
drücklich ausgcnommcnen Gegenstände desselben Gesetzes unter die allgemeine Vorschrift des §. 12
a. a. O., nach welcher der Finanz-Minister mit der Ausführung des Gesetzes beauftragt ist und
die hierzu erforderlichenAnweisungen zu erlassen hat.

Die hiernach der Staats-Regierung und speziell dem Finanz. Minister zufallende Bc»
schlußnahme über die" Feststellung des Aufbringungs-Modns hinsichtlich der Grundsteuer-Vemn-
lagungskostcn findet in dein Gesetz felbst keine weitere Beschränkung,als daß die fraglichen Kosten,



u) je nach ihrer Entstehung von den beiden westlichen Provinzen einerseits nnd von
den sechs östlichen Provinzen andererseits und

1>) in mäßigen Jahresraten aufgebracht werden sollen.
Dagegen fehlt es an einer ausdrückliche!! Bestimmung darüber, nach welchem Maßstab

die Wiedcreinziehung erfolgen foll.
Nach dem innern Zusammenhang des Gesetzes nnd nach der bei den darüber stattgefnn-

denen legislatorischen Verhandlungen klar dargelegten Absicht des ersteren kann jedoch auch in
dieser Beziehung die Befugniß der Staats-Negiernng zur Erreichung des Zwecks, einen mähigen
Zuschlag zu der neu veranlagten Grundsteuer auszuschreiben, keinem Zweifel unterliegen. Sowie
eine solche Anordnung schon dem früheren Verfahren in den beiden westlichen Provinzen, in wel¬
chen die Kosten der Kataster-Aufnahme von den Grundbesitzernaufgebracht worden sind, entspricht,
ebenso ist es auch bei den Verhandlungen in den beiden Häusern des Landtags, insbesondere auch
von dein damaligen Finanz-Ministerausdrücklich ausgesprochenworden, daß die Staats-Negicruug bei
Annahme der Vorschrift im tz. U des Grundsteuer-Gesetzes in der Lage sein würde, nach Abschluß des Ver-
anlagungs-Verfahrcns die Kosten in der Form von mäßigen Zuschlägen zur Grundsteuerallmählich
wieder einzuziehen,ohne daß diese Auffassungirgendwie aus Widerspruch gestoßenist.

Dagegen ist nach der Fassung des Gesetzes die Staats-Negierung auch nicht genöthigt,
den vorstehend bezeichneten Weg unbedingt zu betreten, sie befindet sich vielmehr in vollständiger
Uebercinstimmuugmit ersterem, wenn sie zunächstden Proviuzial-Ständen Gelegenheit gibt, über
diejenigen Anordnungen beziehungsweiseAufbringungs-Modalitäten hinsichtlichder Grundstcner-
Veranlagungstosten, welche ihnen nach den Eigenthümlichkeitender Provinz als die zweckmäßigsten
erscheinen,unter Vorbehalt AllerhöchsterGenehmigung zn beschließen.

Auf die Zulässigkeit einer derartigen Maßnahme, nach dem Wortlaut der bezüglichen
Gesetzesvorschrift,hat bereits der damalige Finanz-Minister bei Berathung des Gesetz-Entwurfes
(Stcuographifchc Berichte des Hauses der Abgeordneten pro 186 l, Seite ."8!)) hingewiesen, und
in der That empfiehl es sich, diesen Weg einzuschlagen, um so mehr als der Gegenstand au sich
von der Art ist, daß dnrch eine solche Mitwirkung der Provinzial-Landtage, welche die in Vctracht
kommendenVerhältnisse und Eigenthümlichkeitenihrer Provinzen des Näheren zu übersehen uud
zu würdigen im Stande sind, die Aufbringung in der einen oder anderen Weise wesentlicherleich¬
tert werden kann, ohne daß dadurch dem Grundgedanken des Gesetzes irgendwie zn nahe ge¬
treten wird.

Bei dem Mangel eines gemeinsamen Organs zur Vertretung eines mehrere Povinzen
gemeinschaftlich betreifenoen Interesses kann freilich die Vertheilung des jeocm der beiden im Ge¬
setz bezeichneten Provinzial-Eomplexe zufallenden Gesammtkostcn-Betrages auf die einzelnen dazu
gehörige,, Provinzen nicht den einzelnen ProvinzialVertrctungcn überlassen werden; es muß diese
vielmehr unter allen Umständen, gemäß 8- l^ a. a, O. von dem Finanz-Minister definitiv bewirkt
werden, nnd die Beschlußfassungder Provinzial-Landtage lediglichauf die Aufbringungs-Modali-
tälcn der den betreffendenProvinzen antheilig znr Last fallenden Beträge beschränktbleiben.

Erscheint aber unter dieser Beschränkung die Anhörung der Provinzialständc über die
in Ncde stehende Frage durch den tz. 6 des Gesetzesvom Äl. Mai 1861 nicht ausgeschlossen, an
sich vielmehr zweckmäßig, weil in dieser Weise den Eigenthümlichkeitenjeder einzelnen Provinz in
einer zutreffenden Weise vollständiger Rechnung getragen werden kann, so dürfte die Stactts-
Negiernug mich nicht Anstand nehmen, diesen Weg einzuschlagenund an die einzelnen Provinzial-
Vertrctungen die Anforderung zu stellcu, über die Art uud Weise, wie die Aufbringung des der
Provinz zur Last fallenden'Kosten-Antheils innerhalb ihres Bereiches geschehen soll, unter dem
Vorbehalte der AllerhöchstenGenehmigung und fchlicßlichcnEntscheidung, Beschluß zu fassen.



Was den Umfang der entstandenen allgemeinen Veranlagungskosten anlangt, so belaufen
sich die bis zum 1. Juli d. I. nach Kassen-Abschlüssen geleisteten Zahlungen:

1. für die sechs östlichen Provinzen im Ganzen auf 5,947,992 Thlr. 6 Sgr. 10 Pf.
2. für die beiden westlichen Provinzen im Ganzen auf 1,300,458 „14 « — „

Dagegen betragen:
3. die Kosten der Central - Verwaltung bis zum

1. Januar d. I. nach dem bezüglichenKassen-
Nbschlnssc und zwar mit Einschlußder Kosten für
fast sämmtlichebei dein Vercmlagungs-Werkever¬
wendeten Formulare und mit Ausschluß der auf
die Ausführung der Gebäudcsteuer und des

vcchältniß-
niäßig fallenden Beträge im Ganzen , . . . 152,932 „ 6 „ l! ,.

Zusammen 7,lUl,3.'-!2 Thlr. 27 Sgr. 4 Pf.
Von den Kosten der Eentral-Berwaltung fallen nach ihrer Entstehung beziehungsweise

nach Verhältniß der für die beiden Provinzial-Eomplexe entstandenen Gesammtkosten
ans die sechs östlichen Provinzen ....... 125,072 Thlr. 27 Sgr. 8 Pf.
auf die beiden westlichen Provinzen ...... 27,859 „ 8 „ 10 „

... .^ ^uhuungcn über die verausgabten Kosten sind zum Theil noch nicht vollständig
abgeschlossenund unterliegen auch noch der Revision der Obcr-Nechuungs-Kmnmer. Es können
daher die ausgeworfenen Beträge noch einer, wenn auch nicht erheblichen Abänderung unterliegen,
^orbchaltllch dieser näheren Feststellung, über welche, sowie über die durch die Ausführung des
Grundsteuer-Gesetzesüberhaupt entstandenen Kosten, den beiden Häusern des Landtages der
Monarchie seiner Zeit ein vollständiger Rechenschaftsberichterstattet werden wird, treffen daher
Von den gcsammten allgemeinen Veranlagungskosten im Sinne des §. ss des Grundsteuer-Gesetze?
vom 21. Mai 18«:

ll) ans die sechs östlichen Provinzen ..... (!,0?3,0U5 Thlr. 4 Sgr. 6 Pf.
l>) auf die beiden westlichenProvinzen .... 1,328,31? „ 22 „ 10 „

Die Höhe der allgemeine», Veranlagungskostcn stellt sich für die einzelnen Provinzen und
Regierungsbezirkesehr verschieden. Es ist auf dicfclbc von Einfluß gewesen theils die größere
Ertragsfähigkeit des Bodens insofern, als in den besseren Gegenden eine größere Genauigkeit auf
die Einschätzungen und die'damit im Zusammenhange stehenden Arbeiten zu verwenden war, theils
die Größe der verlangten Flächen, welche für die geometrischen Arbeiten von besondererBedeutung
war, theils die größere oder geringere Zersplitterung des Gruudcigenthums, welche für das Vcr-
anlagungsverfahrcn vom größten Einfluß gewesen ist, theils die größere oder geringere Menge
des vorhandenen, zur Verwendung geeigneten Materials an älteren Vermcssungs'-Arbcitcn,sowie
der Umfang der erforderlichen Nacharbeiten behufs Herstellung der erforderlichenUebereinstimmung
«nt der Wirklichkeit, theils endlich noch verschiedene andere Umstände, welche die Arbeiten je nach
ocn obwaltenden Personal- uud Lokal-^crhältuissen theurer oder billiger gestaltet haben. Unter
«im Umständen läßt sich die Sonderung der Kosten nach ihrer Entstehung iu den einzelnen

^«g:eruug5bezu-kenals ein zutrcffeudcr Maßstab für die Verthcilung der Kosten imch Ärer Cnt-
G?"^" l ""''^ncn Regierungsbezirkenals ein zutreffender Maßstab für die Verkeilung der
'l ?t " s beiden Provinzial-Eomplexe auf die einzelnenProvinzen nicht anerkennen; ebensowenig
myt M, behaupten, daß großen Flächen oder einer großen Einwohnerzahl auch verhältnißmäßig
ss ^ ^""lagungstosten gegenüberstehen. Es entspricht daher das durch das Gesetz selbst festge¬
stellte Prmcrp, wonach die Vcrtheilung der Kosten innerhalb der beiden Hauptgruppen der Pro¬
vinzen auf tue einzelnen der letzteren, nach dem Maßstabeder aus der Veranlagung der Grundsteuer



sich ergebenden Grundstcuerbcträgc bewirkt werden muß, ebenso der Billigkeit als INI Wesentlichen
auch den thatsächlichenVerhältnissen.

Die Staats-Negicrnng hat es hiernach für geboten erachten müssen, den zuletzt bezeich¬
neten Bertheilungs-Maßstab der festgestellten Grundsteuer auch hier zur Anwendung zu bringen.

Nach den festgestelltenGrundsteuer-Hauptsummen fallen von dem, deu sechs östlichen
Provinzen zufallenden Kostenbeträge von ........'!,073/'l!5 Thlr. 4 Sgr. 6 Pf.
danach:

I. auf die Provin', Preußen........ !,0!)5,40!> „ 15 „ — „
2....... Pofen ........ 5!,8,228 „ 14 „ 4 „
3. „ „ „ Pommern (mit Ausschluß der

Kreise Dramburg u.Schicvelbein) 662,440 „ 15 ,, 2 „
4. „ . „ Schlesien . .' ..... 1,432,033 ,. 3? „ 5 „
,5. „ „ „ Brandenburg (mit Einschluß

der Kreise Tramburg und
Schicvclbcin und der Kreise
Osterburg, Stendal, Garde-
lcgeu und SalzU'edel) . . . 1,04«,^!!! „ -,^! „ « „

<!. „ , „ Sachsen (mit Ausschluß der
Kreise Osterburg, Tteudal,
Gardclegen und Salzwedel) 1,2:!l!,<>12 „ 38 „ 11 „

^ l!,0?:!M5. Thlr. 4 Sgr. 6 Pf.'
Dagegen trifft von dein Kostenbeträge für die beiden westlichen Provinzen von 1 328,317

Thlr. .'2 Sgr. 10 Pf.
1. auf die Provinz Westphalcn....... 486,203 Thlr. II Sgr. 10 Pf.
2. „ „ „ Rheiuprovinz .....^ 842,114 „ 11 '„ 10 „

"l,328/N7 Thlr. 22 Sgr. 10 Pf.'
Behufs Erstattung der geleistetenVorschußzahlungen an die Staatskasse hat der ß. 6

deo Grundstcuergesctzcsvom 31. Mai 1861 bereits angeordnet, daß diese in mäßigen Jahresraten
erfolgen soll. Bei der Vorbcralhung des Oesctz-Entwnrfes im Haufe der Abgeordneten ist der
Antrag auf Feststellung eines zehnjährigen Zeitraums für die Wicdereinzichung der Kosten abge¬
lehnt worden, anscheinendum der Verwaltung mich in dieser Hinsichtfreie Entschließung vorzu¬
behalten. Es erscheint aber in der That einerseits den Interessen der bcthciligtcn Provinzen
genügend und andererseits deu obwaltenden Bedürfnissen entsprechend, wenn den kund gegebenen
Wünschen auch in dieser Hinsicht entsprochenwird.

Die Staats-Negierung beschränkt sich daher auf die Anforderung, daß die den einzelnen
Provinzen zur Last fallenden Beträge an Veranlagungstostcn alljährlich in gleich hohen Raten
innerhalb der vom 1. Januar 18U6 ab folgenden nächsten zehn Jahre der Staats-Kassc Seitens
der Provinz erstattet werden.



Erwiederungen
des

Herrn Landtags-Cominissarius auf Anträge des 17. Provinzial-Landtags.

^ ^"^ Ausführung des vom 17. Rheinischen Provinzial-Landtage in seiner 9. Sitzung vom
^ ^ ?" "'^>^'f"bten, durch Euer Kochwohlgeborengefälliges Schreiben vom 20.Octobcr v.J.
(l^. ^. ^r. 1) mir mitgetheilten Befchllisses,

die v>m des Königs Majestät Allcrgnädigst bewilligten 15,000 Thlr. aus den Nord-
KauabIutradeu auf diejenigen Theile der Nheinvrovinz ganz in der Weise und mit
Anwendung des Prozentsatzes zur Vertheilung zu bringen, in welcher die Erhebung
der Znschlags-Eentimen für den Nord-Kanal-Van seiner Zeit stattgefunden,

habe ich, nachdemzunächst die fraglichen 15,000 Thlr. von der KöniglichenGcneral-Staats-Kasse
entzogen uud der Provinzial-Hülfs-Kasse zur vorläufigen nutzbare»Anlegung überwiesenworden,
w '^'^ ^^«thcilung die Beträge des in den einzelnen Negierungs-Vezirlen feiner Zeit für den
^vrd-Kanal-Vau erhobenen Zuschlags ermitteln lassen.

Auf Grund der für die einzelnenRcgicrungs-Vczirke,und zwar:
W' ^In zn................ 9512 ^hlr.
„ Trier (von welchem Bezirk nur fünf Gemeinden bcthci-

ligt waren) zu............ .' . 4g

Düsseldorf > ^'"' '"........... ^^'' "
" ^">!ttdmf ^ Düsseldorf zu......... 5709 „
" Koblenzzu ................ 524!) „
" Aachen zu ................ 14^370 ^

1??1«?^" ^«hältnißzahlen wurde die Betheiligung der einzelnen Negicruugs-Vezirkean den
i^T^ls^'" '"^ ^^' iuzwischen bei der Prouinzial-Hülfs-itasse aufgekommenenZinsen von
^»? ^.hlr. 15 Sgr. dahin ermittelt, daß dem Regierungsbezirke

Cbln ..............34W Thlr. 3 Sgr. 2 Pf.
Trier...... . . 1U 22 ' 5

Düsseldorf ) ^"eve ......... 2486 " 8 ," ? ,"
^ / Düsseldorf ....... 2078 „ 15 „ 7 „

Koblenz .............. 1911 „ 1 „ 4 „
Aachen ............. 5231 „ 23 „ 11 „

zufielen. ^^^TtM^S^r. - Pf.

< , ^ den Rrgieruugs-Bezirkcn Eöln, Trier uud Aachen zukommendenBeträge sind, nach
)cngcr Einholung des Einverständnissesder nach Euer Wohlgcboren oben gedachten Schreiben

vom ^ovinzml-Lcmdtage gewählten Eommissarien,AbgeordnetenZores und Flings, den bctrcffcn-
ocu Regierungen Behufs der beschlossenenUntervcrtheilung auf die Gemeinden überwieseilworden.
^ie,e Untervcrthciluug und die Uebcrweisung der betreffendenBeträge an die Gemeinden ist so-
oaun auch m diesen drei Regierungsbezirkenzur Ausführung gebracht, nachdem inzwifchcnjene
^etrage noch dadurch eine Aeudcruug erfahren hatten, daß ein bezüglich des Negierungs-Bezirks
wachen untcrgelaufencr Ncchnuugö - Irrthum zur Anzeigegebracht worden war, wonach die

2

Die Untcruerthciliing
der aus den Nord»
Kanals-I,Maden im

Allerhöchste,! Land¬
tags - Abschiedevom

17. Sept. 1864
bewilligten

I5,U0U Thaler.
<a4 1.. N. Nr. I,
Z. 195 der Verhandl.

v. 1864, größere
Ausgabe.)
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Verhältnißzahl für diesen Vezirk nicht 14,370 Thlr., sondern 13,370 Thlr. betrug und demzufolge
von Aachen 244 Thlr. 15 Sgr. 8 Pf. herauszuzahlen waren, von denen dem Ncgicrnngs-Vezirk

Cöln ...............85 Thlr. 1 Sgr. 9 Pf.
Trier...............-^ „12 „ 4 „

^ Cleve ..........61 „ 2 ,. — ..
Düsseldorf z Düsseldorf ........ 51 I 1 ", 6 ",
Coblcnz ...............4 6 „ 28 „ 1 „

244 Thlr. 15 Sgr. 8 Pf.
znsielen.

Was dagegen die Negierungs-VezirkcDüsseldorf und Coblcnz anbelangt, so war
es um deswillen unmöglich, den bezüglich der Nntcrvcrtheilung auf die Gemeinden nach Maßgabe
der von dicfcn feiner Zeit aufgebrachten Zuschlags-Vcträge ergangencn Beschluß zur Ausführung
zu bringen, weil die gedachtenbeiden Königlichen Regierungen die erforderlichenMaterialien nicht
mehr besitzen, um die Iuschlagsbeträgc für die einzelnen Gemeinden noch angeben zu können. Die
anf diefe beiden Negiernngs-Vezirle und zwar:

l Cleve mit . . 3486 Thlr. 8 Sgr. 7 Pf., beziehentlich 61 Thlr. 2 Sgr. — Pf.
Düsseldorf ^ Düsseldorf mit 3078 „ ls> „ 7 „ „ 51 „ 1 „' 6 „
Coblcnz mit ......1M I „ I „4 „ „ 46 „ 28 „ 1 „
fallenden Beträge sind daher mit der Bestimmung, sie vorläufig als verzinsliche Depositen für
Rechnung dieser Bezirke zu verwalten, zur Zeit noch der Provinzial-Hülfs-Kasse belassen worden,
und es wird nuumehr Seitens des Provinzial-Landtags darüber Beschluß zu fassen fein, ob und
eventuell in welcher anderen Weife eine Untevuertheilung bewirkt, oder ob von einer solchen Untcr-
vcrtheilung für diefe bcidcu Bezirke Abstand genommen werden foll.

In dieser Beziehung bemerke ich ganz ergcbenst, daß eine annähernd richtige Untcrocr-
thcilung wohl nur nach Maßgabe der in den betreffendenGemeinden jener Zeit aufgebrachten
Grundsteuer-Beträge würde erfolgen können, eine dcrartigcUntcrverthcilung aber für denRe-
gicrungs-BcznkDüsseldorf um deswillen unausführbar ist, weil die KöniglicheRegierung auch
hierfür die erforderlichenMaterialien nicht mehr besitzt, während für den RegierungsbezirkCoblcnz
dieselbenur mit großen Schwierigkeiten zn erzielen sein würde. Von einer Untervcrthcilung aber
möchte,wie mir fcheint, auch aus dem Grunde wohl füglich Abstand zu nehmen sein, weil, wie
die beiden Ncgiernngcn geltend machen, und wie sich auch in den anderen drei Bezirken gezeigt
hat, auf die einzelnen Gemeinden nur sehr gcriugfllgige Beträge fallen würden; fo haben z. B.
im Rcgicrungs-Beznke Trier von den oben gedachten 16 Thlr. 22 Sgr. 5 Pf. die Gemeinden

Hallschlag .......6 Thlr. 17 Sgr. — Pf.
Stcffeln ....... 4 „33 ^
Hausen ........1 „ 2<> „ « „
Woppcnroth ......! „39 „ - „
Lindcnscheid ......l ,. 13 „ 6 "

erhalten. Meines Dafürhalten«, dürfte ec> sich daher nach dein Antrage der Königlichen
Regierungen empfehlen, die auf die beiden Ncgicrnngs - Bezirke fallenden Summen nicht
auf die einzelnen Gemeinden unterzuverthcilen, fondern ihnen eine, dem beteiligten Gebiete
beider Bezirke zu Gute kommende gemeinsame Verwendung zuzuweisen. Von der Königlichen
Regierung zu Düsseldorf ist zu dem Ende vorgeschlagen worden, die Zinsen des Betrags
für Gewährung von Unterstützungen zu Meliorationen und Forstculturcn an Gemeinde und
Privatpersonen zn verwenden, während die Königliche Regierung zu Cobleuz beantragt,

Hz, n Betrag als Beitrag der betheiligten Gemeinden für die im Werke begriffene' Erwei¬
terung der Irren-Anstalt zu St. Thomas oder als Veitrag zum linksrheinischen'Vczirksstraßcn-
Fondt,' 6" bestimmen. Ich möchte mich dahin ganz ergcbeust auösprechcu,daß in beiden Bezirken
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^^"!"""" " die betreffendenwestrhcinischenBezirksstraßen-Fondsden Königlichen Negierungen
zu ^iis,cldorf und Loblcnz eingezahlt würden, zumal in beiden Bezirken gerade alle' linksrhei¬
nischen Gemcmdcn (bloß mit Ausnahme der 1816 von Holland abgetretenen, aber ganz unbedeu-
lcnoen Gemeinde Schenkenschanz Kreises Eleve) und nur die linksrheinischenGemeinden allein
ev gewesensind, von welchen seiner Zeit die Nord-Canal-Aau-Zuschlags-Centimen aufgebracht
vorocn flud, und daher die vorgeschlagene Vcrwcndungsart gerade dem betheiligtenGebiete beider

Bezirke zn Gute kommenwürde.
.'.„ s r. ^<'" P^^iuzial-Landtage erlaube ich mir jedoch die weitere Beschlußfassung ganz
crgcbenstanheimzustellen. , / i, „ ^ .z a

Düsseldorf, den 3. December 1865.

Der KöniglicheLandtags-Eommissarius, Obcr-Präsident der Nheinprovinz:
von Pommcr-Gschc.

^'' ^'''^-Landtags-Marschall, KöniglichenSchloßhauptmann und Kammerherrn «.
'vcnu lMlhcmi von Waldbott'Basscnhcim-Boluhcim,

I.. (^. Nr 15 Hochwohlgeboren
hier.

lXl'0. 3.

1. NI Nr^ H^""")lgeboren haben mir durch das gefällige Schreiben vom 18. Oktober 1864 ^ Mo.üm des
niscb?n ^'^>^'- ."," ""^"' ^"^ Landarmenhans zu Trier betreffendenNeschlüsscn des 17. Nhci- ^»dmg« n. Betreff

ErUeb. .- m ^r ^^' ^^c in dieser Beziehung, weil für die Ende 1861 anfgelöste
komn^n ^ > ^'. « emeContingentirung nach Kreisen nicht bestand, vorzugsweise in Betracht
lommen, dle Bevölkerung des Landarmenhauses sich belaufen

1862: 1863:

auf 170, 738 Köpfe,
und nach Abzug der anderen Negierungs-Bezirken
angehörenden. : . 156 155

auf 554 583 Köpfe
anaebm?s?^ ^ ^/^ ^ ^'^' l«9 ^ 71) --- 160 Köpfe dem Land- und Stadt-Kreise Trier
wcnia m/ '/ '" ^" nicht fast die Hälfte, wie im Au3schuß-Neferatebemerkt worden, sondern
dieser K^,, "^ ""Vettel der Gcsammtzahl. Zunächst ist aber darauf hinzuweisen, daß in
für KoM des Landarmenhauses auch die Häuslinge der Arbeit s-Anst alt,
Kreisen ni^t l ^? ^"°° ^'^'^ ^r die aufgelöste Erzichungs-Anstalt) emeContingentirung nach
Einfluß übm ka ^"^"' ^"^ Veschickungsrccht der Königlichen Negierung zu Trier keinen
den unvcrhältniü "^" '""^^ "^" ^rade die gedachtenbeiden Kreise aus nahe liegenden Grün-
daß aus den in, "," "'")r Insassen liefern, mit enthalten sind. Es kommt ferner in Betracht,
H eil-AnstaltV "? ^^"^^ f"l 18"/«. (Seite?) angegebenen Gründen die contingcntirte
ken das' di5 'iv " < ' ^"'""' gelegenen Kreisen kaum benutzt wird. Endlich ist noch zu bemer-
Stadt ?> ., '?7^""l zu Trier, worauf im Ausschuß-Neferatehingewiesen wird, nur der
Vororw, nn /" V ^" gleichfalls zum Stadtkreise gehörenden, zum Theil ganz armen

, nugcyou, u::d daß nicht der Stadtkreis Trier, wie im Ausschuß-Neferatebemerkt worden,
2*
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einen bedeutenden Theil des Landarmcn-Fonds absorbirt, sondern einschließlich der Vororte für
1863 von 3203 THIr. nicht mehr als 214 Thlr. erhalten hat. Ein irgendwie auffallendes Miß¬
Verhältniß zwischen der '/<! der Gesannnt-Bevölkerung des Regiernngs-Vczirks betragenden Bevöl¬
kerung des Stadt- und Landkreises Trier zu der Zahl der von diesen beiden Kreisen in den con-
tingcntirten Anstalten des Landarmenhauses, der Pflege-, der Irren- und der Heil-Anstalt,
besetzten Stellen hat sich hiernach nicht herausgestellt, und es ist zudem jeder etwaigen Prägra-
vation der übrigen Kreise durch die bestehenden und noch nencrdings, unter'm 19. Oktober 1864,
von der Königlichen Regierung zu Trier in zweckmäßiger Weise ergänzten Änordnnngen für die
Geldausgleichung zwischen den einzelnen .Kreisenin Betreff der ihrerseits erfolgten Mehr- und
Mindernutzungcn vorgebeugt worden.

Zu 2. Mit Ausschluß der marktgängigen Naturalien und der im Landarmenhause
selbst producirtcn Gegenstände sind auch bisher sowohl sämmtliche Bedürfnisse der Ockonomic,
als sämmtliche Fabrik-Materialien alljährlich im Submissionswege ausgeschrieben worden. Aller¬
dings sind von den gedachten marktgängigen Naturalien verschiedene (Noggen, Waizcn, Hafer,
Gerste, Erbsen und Bohnen :e.) in den letzten Jahren Seitens der Direction des Landarmenhauses
mit Borwisscn derVcrwaltungs-Kommission dem Handelsmann Isaak ans freier Hand in Lieferung
gegeben worden, und zwar aus dem Grunde, weil eben in den letzten Jahren die Betriebsfonds des
Landarmcnhauses in Folge von Einnahme-Ausfällennnd großen Ausgabenfür Neubautenund bauliche
Veränderungen scbr erschöpftgewesensind, und dadurch, wenn eine Versilberungder Wertpapiere
oder eine Schuld-Eontrahirung vermieden werden sollte, die Nothwendigkeit hervorgetreten ist
mit dem gedachten, übrigens sowohl in Betreff seiner Waaren als seiner Preise als reell bewähr¬
ten Frnchthändlcr in Verbindung zu treten, welcher Eredit geben nnd mit Abschlagszahlungen
nach Maßgabe der jedesmaligen Easscnbeständesich begnügen konnte. — Die Verwaltnngs-Com-
mission hat jedoch unter'm 4. November 1864 der Direction die Weisung ertheilt, die marktgän¬
gigen Naturalien künftig zwar wie bisher aus freier Hand, allein möglichstvon den Producenten
selbst zu entnehmen, keine Ankänfe in größeren Quantitäten bei einem einzelnenLieferanten zu
bewirten und beim Ankauf der fraglichen Artikel sich nicht bloß auf die Wochenmärktezn Trier >n
beschränken, sondern auch durch die Lokalblätter vou Trier und die beuachbarten Krcisblätter
eine öffentliche Aufforderung an die Producenten zn Vcrkaufs-Nncrbietungenzn erlassen.

Zu 3. Die Versicherung des Landarmenhauses nnd seiner Mobilien bei der Aachen-
Münchener Feuer-Versichcruugs-Gesellschaft ist nicht, wie im Ansschuß-Nescratcbemerktworden
ohne Vorwissen der Verwaltungs-Eommission, sondcm mit ausdrücklicherGenehmigung der letztere,/
welche auch über'die Versicherungim December 1863 mit der Direction der RheinischenProvin-
zial-Feucr-Societät in Corrcspondcnzgestanden hat, erfolgt, und hat zudem feiner Zeit, als dieser
Gegenstand zur näheren Erörterung gelangte, nämlich im Jahre 1845, die Genchmignng sowohl
des mit der Oberaufsicht über das Landarmcnhaus bekleideten KöniglichenNcgicrungs-Präsidiums
zu Trier als des Ober-Präsidiums gefunden, fo daß fchon dieserhalb zu einer der Direction des
Landarmcnhauses wegen der gedachten Versicherung anszusprechendcnMißbilligung, wie sie der
Provinzial-Landtag beantragt hat, ein Anlaß nicht vorliegen würde. Der Grund aber, weshalb
die Versicherungbei der Aachen-MünchenerFcuer-Versicherungö-Gcsellschaftstattgefunden hat und
wie bemerkt, seiner Zeit ausdrücklichgutgeheißen worden ist, besteht darin, daß die gedachte Gesell¬
schaft zu einem billigeren Satze die Versicherungübernahm, als früher bei der Provinzial-Feuer-
Societät gezahlt worden war. Gegenwärtig liegt die Sache so, daß die Immobilien bis Ende
1870, die Mobilien bis zum 3. Juni 1867 bei der Aachener-MünchenerGesellschaftversichertsind
welche dafür bei einem Werthe "

der Anstaltsgcbäude von ............. 129,000 Thlr.
der Mobilien, Ockonomie-Gerätheund Fabrik-Materialien von 44,760

insgesammt also von ............. . 173,760 Thlr.



eine Prämie vun 708 THIr. 13 Sgr. für siebenIahre, mithin für einIahr nicht ganz 1 Sgr.
9 Pf. von 100 Thlr. sich zahlen läßt. Ein niedrigerer ordentlicher Beitrag, nämlich von
1 Sgr. 3 Pf. besteht bei der Provinzial-Fcucr-Sociciät nach §§. 39. und 33. des rcvidirten Regle¬
ments vom l. September 1852 allein in der Untrrabtheilnng .V. der ersten, nur für „ganz
mafsive Gebäude, deren Bauart, Dachdcckung,,^age undVcnutzungsweiseden geringsten Grad von
Fcucrsgefahr darbietet," bestimmtenklaffe. ' Daß aber die Provinzial-Feucr-Socictät die Versiche¬
rung des Landarmcnhauses und seiner Mobilien ür der ersten Klasse, und namentlich in deren
Untcrabtheilung ^. (die Unterabthcilung l>>. der ersten Klasse hat schon den doppelten Satz von
" Sgr. 6 Pf,) würde übernehmen können, erscheintwenig wahrscheinlich,da die Gebäude, wenn
gleich die äußeren Mauern massiv sind, im Innern viele Fachwände enthalten, zudem auf 2 Seiten
an Privatwohnuugcn anstoßen, und ihre Vcnutzungsart, auch ohuc die dariu befindlichen(nach
8- 6 des Reglements einer besonderen Vereinbarung über einen höheren Vcrsichcrungssatzunter¬
worfenen) Arbcits-Anstaltcn, nicht eine solche ist, daß sie als den geringsten Grad von Feuersge¬
fahr darbietend bezeichnet werden könnte. Ich habe jedoch veranlaßt, daß vor Abschluß einer
ueucn Versicherungbei der Aachen-MünchenerFcucr-Vcrsichcrungs-Gesellschaftnochmals zur Erör¬
terung gezogen werden wird, ob etwa die Provinzial-Feucr-Socictät auf eine gleich billige, wie
die jetzt stattfindende Versicherungdes Landarmcnhanses, sollte glauben eingehen zu tonnen.

Düsseldorf, den 3. December 1865,

Der KöniglicheLandtags-Eommissarins, Ober-Präsident der Rheinprovinz:
von PommrnEsche.

An
den Provinzial-Landtags-Marschall, Königlichen Echloßhauptmanu und Kammcrhcrrn :c.

Hell» ssreihcrrn von

I,. ^ ^ ^ Hochwohlgcborcn hier.

Ni-c>. .3.

Euer Hochwohlgeborcnhaben mir durch das gefällige Schreiben vom 19. Oktober 1864 V^tr. Erhöhungdes
^- 1>I. Nr. 11? von dem Seitens des 1? Provinzial-Lcmdtaqs beschlossenen Antrage Mittheilung Barnöresselde« aus
gemacht bm Nliemischm

' ' Nezirksstraßen.
„es möge auf gesetzlichem Wege dahin gewirkt werden, daß auf Bezirksstraßen das (a,a 1,. KI. Nl. 11?
„Varrwregeld auch nach Maßgabe der Belastung des Fuhrwerks normirt werde." °°"'Vech.^S.N

Ueber diesen Beschluß habe ich nach erforderterAeußerungder Königlichen Regierungen seiner
Heu dem Herrn Finanz-Ministerund dem Herrn Minister für Handel, Gewerbeund öffentliche Arbeiten

"ortrag gehalten, welche mittelst Erlasses vom 24. März 1865 < IV. 2577. j ^' '^' mit meiner
. / III. 3880. F- M.

voraescl? '""""'^'n Königlichen Negierungen getheilten Auffassung,daß auf die in dem Beschlusse
dere , ck >,"" Mahregel nicht eingegangen werden könne, sich einverstanden erklärt und insbeson-
w?i, - ^""^ hingewiesen haben, daß einer allgemeinen Anordnung des bezeichneten Inhalts,
w. >! "'s"n. ^^ ^ks Provinzial-Landtags entsprechende Erhöhung der Abgabe dadurch erzielt
werden Mte, schon die Vestimmnng im Artikel 13 des Vertrags über die Fortdauer des Zoll¬
vereins """l ^ April 1853 (Gesetz-Sammlung Seite 414) entgegenstehe. - Abgesehen hiervon
imo aber auch die nachstehendengewichtigenGründe gegen den Antrag geltend zu machen.
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Einerseits würde eine jede Erhöhung des Chansseegcldesauf den Vezirksstraßcn, welche
dann auch gleichmäßig auf den Staatsstraßen, den Gcmcindcstraßcn «., für die derselbe
Tarif vom 29. Februar 1840 (nicht vum 28. April 1828, wie im Antrage bemerkt worden) wie
für die Bczirtsstraßen besteht, Anwendung finden müßte, als ein Rückschrittauf der Bahn zu be¬
zeichnen fein, welche von der Staats-Ncgiernng in Betreff der Ehausseegclo-Erhcbnngeingeschlagen
und bisher conseqnentdahin verfolgt worden ist, dasselbeimmer mehr herabzusetzen und auf dicfe
Weise den Verkehr zu erleichtern.

Andererseits aber würde sich auch die Art der von dem Provinzial Landtage vorgeschla¬
genen Erhöhung des Ehansscegeldcs, dasselbe nämlich je nach der Belastung des Fuhrwerks höher zu nor-
miren, nicht empfehlen. Zunächst ist zu bemerken,daß fchon die jetzige Normirung des Eyanssec-
geldes, nach der Pferdczahl, wenigstens annährcnd auch der größeren oder geringeren Belastung
des Fnhrwerls entspricht. Sodann hat diese Normirung nach der Pferdezahl den entschiedenen
Vorzug der großen Einfachheit, während eine Normirung nach der Belastung, sie möge ausgeführt
werden, wie sie wolle, eine sehr erheblicheBelästigung der Fuhrwerkbcsitzcrmit sich führen würde.
Endlich würde auch die Ermittelung der Belastung, in der weiten Ausdehnung, welche der Zweck
erheischt, mit den größten Schwierigkeiten verbunden, wenn nicht ganz unausführbar sein, wie die
Anwendung der Verordnung, den Verkehr auf den Knnststraßen betreffend, vom l?. März 18.39
(GcfetzsammlungSeite 80) gezeigt hat. Der eine für die Ermittlung der Belastung sich dar¬
bietende Weg, nämlich die Berechnung des Gewichts der Ladungen nach deren cubischem Inhalte,
ist ein anerkannt ganz unzuverlässiger, nud zwar um so mehr, als nur ganz vereinzelt den Ehaussce-
qeld-Erhcbern die dafür erforderliche!!Kenntnisse beiwohnen werden. Der andere Weg aber, die
Ermittelung des Gewichts der Ladungen dnrch Brückenwaagen, würde, wenn dieselben nnr in
irgend größerer Zahl hergestelltwerden sollten, solche Kosten mit sich führen, daß dadurch der
von der Ausführung des Beschlusses gehoffte Nutzen mehr als ausgewogen werden müßte.

Düsseldorf, den 3. December 1863.

Der KöniglicheLandtags-Eommissarius, Ober-Präsident der Nheinprovinz:

von Pommcr-Gschc.
An

den Provinzial-Landtags-Marschall, KöniglichenSchloßhanptmann und Kammerherrn :c:

Herrn Frcihcml von Waldbott-Bassenheiiu-Bornheim,
Hochwohlgeboren

1.. c. Nr. 7. hiersclbst.

Nro. 4.

D> Annahme v°n ^"^ Hochwohlgeborenbenachrichtigeich auf das gefällige Schreiben vom 14. Oktober
Deposuc»Primt« 1864 I.. ^1. Nr. 54,ganz ergebcnst, daß der vom 17. RheinischenProvinzial-Landtage in seiner
^S«lc.,s^r^ 5. Plenar-Sitznng beschlossene Antrag,

„daß es der Direction der Provinzial-Hülfs-Kasse gestattet werde, Depositen von
„Privaten auf einjährige oder auch halbjährige Kündigung zu einem der rcsvectiven
„Dauer der Küudigungs-Frist angemessenen Zinsfüße anzunehmen,"

Provinzial ° HUlfs-
Äasse.

(aä I.. N. Nr. 51
vom 14. Oct. ItM.)
VcrlMdl. S. 2U1,
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von den Herren Ministern der Finanzen und des Innern zufolge des abschriftlich beigefügten

Erlasses vom 10. März 1865 ^, ^'^' '/^^s^ zur Genehmigung nicht für geeignet erachtet
worden ist.

Düsseldorf, den 3. December 1865.
Der Königliche Landtags-Eommissarius, Obcrpräsidenl der Nhciuprovinz:

von Pommcr-Eschc.
An

den Pro^inzial-Landtags-Marschall, KöniglichenEchloßhauptmann und Kmnmerhcrrn :c.
Herrn Frcihcrrn von Waldbott-Vasscnhcim-Vurnhciiu,

, ^ ^. ^ Hochwoblgeborcn
I^. (^. Nr. 6. ^ ^ . .' ^

Auf den gefälligen Bericht von, ^l.Deeembcr u. I. 10141 — erwiedernwir Ew. Excellenz Erlaß dtr ilöimMc,!
ganz crgebenst, daß wir den Antrag des Rheinischen Provinzial-ttandtags, Hianzm^mddes

der Provinzial^Hülfstassc die Annahmevon Depositenvon Privatpersonen vorbehaltlich der Im,«!,,
Bestimmungeines Maximums zu gestatten, ". 1«. März 1865.

auch bei Herabsetzung der Kündigungsfristvon einem Jahre auf sechs Monate zur Genehmigungnicht
für geeignet zu erachten vermögen. '

Die Voraussetzungen, daß eine Geldtrisis nicht mehr längere Zeit anhalten, sowie, daß inZcitcneincs
allgemeinerschütterten Vertrauens ein massenhaftesZurückziehender deponirten Kapitalien bei der
provinzial-Hülfs-Kasse nicht, wie bei anderen Geldinstituten, eintreten werde, sind so zweifelhafter
.catur, daß die Besorgnis; möglicherWeise entstehenderVerlegenheitenin Folge eines unerwarteten
Andringcnsder Gläubiger offenbar nicht als beseitigt augesehen werden taun.

Daß aber in Fälleu, wo die Kapitals-Kündigungeneinen unvermuthetenUmfang annehmen,
die Prouinzial Hülfsiiasse leicht außer Stand gesetzt werden lönnte, den Deponentengerecht zu werden,
bedarf keiner weiteren Ausführung. Wir erinnern nur daran, daß die Annahme von Depositen die
Mittel zur Unterstützunggerade solcher Gemeinden und Corporationcn gewähren soll, denen es nicht
möglich ist, die benöthigten Darlehen binnen 10 bis 15 Jahren zu erstatten.

Um gegen alle Eventualitäten geschützt zu sein, würde die Proviuzial-Hülfs-Kasseeinen nn-
vcrhaltnißmäßig hohen Betrag der angenommenenDepositen entweder bei anderen Geld-Instituten
unterbringen, oder in zinstragenden Wetten anlegenmüssen. Im ersteren Falle würden die erwarteten
Vortheile sich ans ein Minimum reduciren, im letzteren tonnte fogar ein dircctcr Schade entstehen,
wmn sich die Nothwendigkeitergeben sollte, die erworbenen Effekten zu gesunkenenCoursenzu vcr
äußern, oder als Pfandobjectcfür aufzunehmende Darlehen zu verwerthen.
^ Auch die Berufung auf die anderen Geldinstituten ertheilte Ermächtigungzur Annahmevon
Depositentrifft nicht zu, da der Provinzial Nülfs-Äassc nicht, wie jenen, das bei einer größeren Aus¬
dehnung des Depositengeschäfts unentbehrliche Mittel zu Gebote steht, sich durch Nutzbarmachung der
angeuommencn Gelder im Wcchselvcrkchrdie Möglichkeit prompter Erfüllung der eingenommenen Ver-
bmdüchkcitenzu sich««.

^ 6"- Excellenz ersuchen wir ganz ergcbenst, die Directiou der Hülfs-Kasseund seiner Zeit die
e ^fälligst hi^M) mit der erforderlichen Eröffnungzu versehen.

Berlin, den l0. März 18L5.
Her Fincmzministcr:gez. u. Nodelschwingh. Der Minister: gez. Graf zn Ellleüburg.

. _„ . An
den Königlichen Wirklichen Geheimen Rath und Oder^Präsidenten
^ m>?^ "°" '^""ner.Esche, Excellenz zu Cobleuz.
F--M. I. 11,400. M. d. I. I. /. 878 !>.
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Nl'0. 5.

t^^b^V^''' ^""' Hochwohlgcboroil haben mittelst geehrtenSchreibens vom 19. October 1804 (I.. N.
"/ial-Archivc'zn'' Nr. 14) mir die Mittheilung gemacht,

(acl I., °5i°"Nr.14 daß der 17. Provinziäl-Landtagden Beschluß gefaßt habe, daß für die Zukunft die im Jahre
l>. <1. u». Okt. I8L4, 1854 ans Provinzial-Mitteln bewilligtenalljährlich zu zahlenden 200 Thlr. für einen zweiteil
,. Verhdl. S. 208. Hülfs-Arbeiter bei dem Proviuzial-Archive zu Loblenzdem ersten Hülfs-Arbeiter, Archiv-

Sckrctair Goerz in Berücksichtigung dessen langjähriger Leistungennnd Verdiensteum das
dortige Archiv, als Gehaltszulagezugcweudet werden mögen,

mit dem Hinzufügen,daß ich demnach die Köuigliche Negierungzu Coblenz anweisen wolle, fortan nach
diesen: Beschlusse zu verfahren.

Mit Bezug hierauf beehre ich mich, indem ich zunächst bemerke,daß die Proviuzial Archive
nicht von den Regierungen, sondernvon dem nnter der oberen Leitung des Präsidenten des Staats-
Ministeriums stehenden Dircctorium der Staats-Archiueressortircu,Euer Hochwohlgeboren ganz crgebenst
zn benachrichtigen, daß ich ich der obigen Requisitionzn entsprechen nicht vermocht habe, da die frag¬
lichen 200 Thlr., wie Euer Hochwohlgeboren aus der Adresse des 11. Provinzial-Landtags vom
20. October 1854 und dem hierauf in dem Allerhöchsten Landtags-Abschiede vom 30. December 1856
crgangcncnBescheidegefälligst ersehen wollen, nicht zn Gehalts-Verbesscrungcnfür die Archiv-Beamten,
fondern zu einem andern Zweckebestimmt sind.

In der vorerwähntenAdresse, mittelst deren verschiedene, die Vervollkommnung und größere
Nutzbarmachung der Archive zn Düsseldorfund zn Coblenz bezwcckeude Anträge au des Königs Majestät
gerichtet wurden, brachte nämlich der 11. ProviuzialLaudtag insbesondere auch, indem er hcruorhob:

„daß es unumgänglichnöthig sei, wissenschaftlichausgebildete junge Männer zn Archivaren
„heranzuziehen,ähnlich wie die Privat>Docetttcnund außerordentlichen Profefsoreu bei den
„Universitäten, und daß ein solcher gelehrter Archiu-Gchülfe bei jedem Archiv sein müßte,"

zur Förderung dieses Zweckes unter Nr. 2 die AllerhöchsteGenehmigung dazu in Antrag, daß aus dem
darin bezeichnetenFonds

„für einen Archivar-Gehülfenzu Düsseldorf
„und eiueu gleichen zu Coblenz"

je 200 Thlr. jährlich den dortigen Archiven überwiesen würden.

Diesem Antrage entsprechend haben des Königs Majestät nach Inhalt des AllerhöchstenLand-
tags-Abschicdcs vom :!0. December1850 zu genehmigen geruht, daß aus dem fraglichen Fonds

„für einen Archivar-Gehülfen zn Düsseldorf nnd einen gleichen zu Coblenz, für jeden eine
„fortlaufendeRemuneration von 200 Thlr. jährlich"

der Archiv-Verwaltungüberwiesen werde.

Die in Rede stehende Remuneration ist hienach dazu bestimmt, wissenschaftlichausgebildete
junge Männer dazu aufzumuntern,daß sie sich den Archive« zuwenden und durch ihre Beschäftigung als
Archivar-Gehülfensich mit dem Archivwesen überhaupt, uud namentlichmit den Archiven der Rhein-
Provinz bekannt machen, uud so zur Heranziehung tüchtiger Archivarevon allgemeinerwissenschaftlicher
Bildung beizutragen. Die nach dem Eingangs gedachten Beschlusse beabsichtigteUmwandlungdes obigen,
zur Nemuucration eines solchen Archiv-Gchülfen für das Archiv zu Cobleuz ausgesetzten Betrages von
200 Thlr. jährlich in eine persönliche Gehaltszulagefür den ArchioSetrctair, einen längst schon dem
Archivwescu angchörigeu, ctatsmäßig angestellten Beamten, würde somit den fraglichen Fonds dem
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dem ausdrücklich ausgesprochenen Zwecke, für welchenderselbe AllerhöchstenOrts dem Antrage der
Staude gemäß bestimmt worden ist, entziehen und darüber zu einem hievon ganz vertschiedencnZwecke
dispomrcn.

Düsseldorf, den 3. December 1865.

Der Königliche Landtags-Commissarius,Ober-Präsident der Rhcinprovinz:
von Pommcr-C'schc.

An

den Provinzial-Landtags-Marschall,Königlichen Schloßhauptmannund Kammerherrn:c.
Herrn Freiherrn von Walduott-Basseuheim-Bornhcim,

Hochwohlgeboren
l" 5- Nr. 2. hier.

Nl-0. 6.

bemerk -^' ^-° beantragte Aufnahmeder im RegierungsbezirkeCöln aufgeführten 7 Straßen betreffend, Auszug a»V dnn
»Gleich, daß die Aufnahmeder aä 5 aufgeführten Wissem-Wildbergcrhütter Straße SÄ«ilim des Herrn

,a)on von dem 10. Prouinzial-Landtagebeantragtnnd letztere durch den Allerhöchsten Laudtags-Abschiedvom <t">,'7! Oc"?86?
- September 1864 in die Reihe der Vczirksstmßeuaufgcuommen und deshalb nicht vou Neuem be- ^ ^. ?lr. ^«»-43

lnrwortct ist. Wr. dic Wisscin»

Düsseldorf, den 14. Octobcr 1864.

Der Laudtags-Mllrschcill:

Freiherr von Waldvott-Basscnheim-Boruheim.

^'.'ildbcrgerhülter»
Straße.

Sck,^«/' ^ Hochwohlgcborcn beehre ich mich in Beziehung auf die am Schlüsse des gefälligen Er«!^r„n«
neu 5s? ?" ^' ^"^cr 1864 I.. ü'. 40-43, rücksichtlich der im Negieruugs-BezirkCöln belege- de« Herrn Nag«,
daü di 3 ^ Wisscm-WildbergerhütterStraße gemachte Bemerkung ganz crgebenst zu crwiederu, Cmnuüssanns auf
der im ^"'^ ^ ^' Rheinischen Provinzial-Landtags vom 2. December1862 mir die Aufnahme a. a 3. D« 1865
Bezirkest ^"""^ ° ^"^ Koblenz belegencn Theile der fraglichen Straße auf dcu C o b l e u z e r ^ ^ Nr. 5.
tember i«?I"?'""^ ^"^^ und daß hierauf sich auch der AllerhöchsteLandtags-Abschied vom 17.Sep-

4«d4 (II. M 8.) beschräult hat.

Schreibend ^"'""^ die Voraussetzung nicht zutraf, welche nach Euer Hochwohlgeboren uorgedachtem
1864 die All" s- ^""lnzial-Landtag allein davon abgehalten hat, in seiner Adresse uom 14. Octobcr
nähme de,- -7 ^^^ Genehmigungzu der von der Königlichen Negierung zu Cöln beantragten Auf¬
nischen B> ? ^ierungs-Bezirke Cöln augehörigeu Theile dieser Straße unter die Cölncr ostrhei-
^olae . ^M>tt"!M ebenfallsnachzusucheu,so ist meinerseits ein dahingehender Antrag gestellt und in

^ oe„etoen die Genehmigungzu dieser Aufnahme mittelst Allerhöchsten Erlasses vom 2. Januar
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1805 ertheilt worden, wovon dem Provinzial-Landtagegefälligst Kenntniß geben zu wollen, ich Euer
Hochwohlgeboren ganz ergebenst anheimstelle.

Düsseldorf, den 3. December1865.

Der Königliche Landtags-Commissarius,Ober-Präsident der Rheinprovinz:

von Pommer'Esche.

An

den Königlichen Provinzial-Landtags-Marschall,Königlichen Schloßhauptmannund Kammerherrn:c.
Herrn Freiherrn von Waldbott»Bassenheim»Bornheim,

Hochwohlgeboren
5. 0. Nr. 5. hier.



19

Verzeichniß
der

zum achtzehnten Promnzial.Kndtage in Düsseldorf anwesend gewesenen Abgeordneten.

Lllndtllgs-Marschall:
Herr Freiherr von W aldbott-Vasscnh eim>

Born heim, Königlicher Kammerherr und
Schloßhauptmann aus Coblenz.

I. Aus dem Stande der Ritterschaft:
Herr Graf NichardBeissel von Gymnich,

Königl. Kammerherr und Landrath a. D.
aus Schloß Frentz, Kreis Bergheim.

Herr Freiherr vonBourscheidt aus Haus
Rath bei Düren.

L' err Freiherr vonDalwigk, König!. Kammer¬
herr aus Haus Voisdorf, Kreis Düren.

Herr Freiherr von Gerde, Kgl. Landrath aus
Geldern.

Herr Freiherr Raitz von Frentz<Garath,
Königl. Kammcrherr und Landrath a. D.
aus Haus Garath, Kreis Düsseldorf, Vice-
Landtags-Marschall,

Herr Freiherr Friedrich Leopold von
Fürstenberg aus Borbeck,Kreis Essen.

Herr Freiherr Adolph von Fürstenberg,
Königl. Kammerherr aus Loersfeld, Kreis
Bergheim.

Herr Freiherr Joseph von Fürstenberg
aus Muffendorf, Kreis Bonn.

Herr FreiherrTheodor von Geyr-Schwep-
penburg, Königl. Kammcrherr aus Wiesen¬
thal, Kreis Aachen.

Herr Freiherr von der Hevden-Rynsch,
Ehrenamtmann aus Haus Winkel bei Xanten.

Herr Freiherr Franz Werner von Lehkam
aus Schloß Elsum, Kreis Heinsberg.

Hen Freiherr Clemens von Los aus
Wchem, Kreis Sieg.

Herr Freiherr Rudolph von Louisenthai
aus Dagstuhl, Kreis Merzig

Herr Freiherr Karl von Mvlius aus Lin-
zenich, Kreis Iülich.

Herr Freiherr Ferdinand von Negri au»
Zweibrüggen, Kreis Geilenkirchen.

Herr Graf Carl v. Nellessen-Kelleter
aus Aachen.

Herr Graf Max von Nesfelrode, Königl.
Kammerherr und Landrath aus Schloß
Ehreshoven, Kreis Wipperfürth.

Herr Freiherr Otto von Recum ausCreuz-
nach.

Herr Freiherr von Rig al°Grunland aus
Godesberg, Kreis Bonn.

Herr Graf Rudolph von Schaesberg
aus Krickenbcck,Kreis Geldern.

Herr Clemens August Sch r o ed er, Land-
gerichts-Assessor aus Aachen.

Herr Freiherr von Solemach er-Antw eil er,
Landgerichtsrath aus Coblenz.

Herr Graf August vonSpee, Königl. Kam¬
merherr und Schlohhauptmann von Brühl,
aus Schloß Heitorf, Kreis Düsseldorf.

II. Aus dem Stande der Städte.

Herr Bachem, Oberbürgermeisterund Appel-
lationsgerichts-Nath a. D. aus Cöln.

Herr Becker, Oberbürgermeisteraus Eupen.
Herr Berg er, Bürgermeister aus Hühscheid,

Kreis Solingen.
Herr Böninger, Kaufmann aus Duisburg.
Herr Bremig, Advokat-Anwalt aus Coblenz.
Herr Contzen, Negierungs - Rath a. D. und

Oberbürgermeisteraus Aachen.
Herr W. v. Eyner n, Kaufmann aus Barmen.
Herr Frings, Kaufmann und Stadtverord¬

neter aus Neuß.
Herr Grafs, PostHalter und Stadtverordneter

aus Schieiden.
Herr Hardt, Commerzienrath aus Lennep.
Herr C. v. d. Heydt. Geheimer Commerzienrath

aus Elberfeld.
3*
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Herr Horst, Rentner und Stadtverordneter aus
" Cöln.

Herr Hunzinger, Kaufmann aus Crefeld.
Herr Kampf, Beigeordneter aus Hilden.
Herr Küchen, Handelsgcrichts-Präsident und

Beigeordneter aus Trier.
Herr Lexis, Dr. »usd. und Beigeordneter aus

Eschweiler,Kreis Aachen.
Herr I. P. Limbourg, PostHalterund Stadt¬

verordneter aus Vitburg.
Herr Münster, Hauptmann a. D. aus Wesel.
I)i>. Noeggerath, Geheimer Vergrath und

Professor aus Bonn,
Herr Nuß bäum, Kaufmann und Stadtver¬

ordneter aus Linz, Kreis Neuwied.
Herr Dr. Riegel, Apothekeraus St. Wendel.
Herr Neinartz, Dr. msä. und Stadtverord¬

neter aus Düsseldorf.
Herr W. I. Roth, Gutsbesitzer aus Sinzig,

Kreis Ahrwcilcr.
Herr Schnürte, Bürgermeister aus Deutz.
Herr Wachter, Kaufmann aus Voppard.

V. Aus dem Ttmlde der Landssemciildcn.
Herr Adams, Gutsbesitzer aus Mertloch,Kreis

Matten.
Herr Barrels, Gutsbesitzer und Deichgräf aus

Ginderich, Kreis Mors.
Herr von Berg, Gutsbesitzer aus Vinsfeld,

Kreis Wittlich.
Herr L l em e n s, Gutsbesitzer aus Gürath, Kreis

Grevenbroich.
Herr Fonö, Gutsbesitzer aus Pfalzdorf, Kreis

Clevc.
Herr Freiherr Adolph von Franken, Guts¬

besitzer aus Freiheit, Siegkreis.

Herr Frenger, Gutsbesitzer aus Fühlingen,
Landkreis Lötn.

Herr CarlGebert, Gutsbesitzer aus Temmcls,
Kreis Saarburg.

Herr Gemund, Gutsbesitzeraus Niederbreisig,
Kreis Ahrweiler.

Herr Gruhn, Gutsbesitzer aus Gemünden,
Kreis Simmern.

HerrIohannGuitticnne, Gutsbesitzeraus
Ihn, Kreis Saarlonis.

Herr In:mich, Gutsbesitzeraus Enkirch, Kreis
Zcll.

Herr Heinrich Joseph Iansen, Gutsbe¬
sitzer aus Scherreshof, Kreis Erkelenz.

Herr Kellermann, Gutsbesitzeraus Saarn,
Kreis Duisburg.

Herr ArnoldMaas, Gutsbesitzer aus Schwei¬
gern, Kreis Duisburg.

Herr Wilhelm Olbertz, Gutsbesitzer aus
Erp, Kreis Euskirchen.

Herr Paulsscn, Bürgermeister nno Guts¬
besitzer aus Laffeld, Kreis Heinsberg.

Herr Pil gram, Bürgermeister aus Kelz, KreisDüren.

Herr Ncusch, Gutsbesitzer,Bürgermeister und
PostHalter aus Lebach, Kreis Saarlouis.

Herr Wilhelm Schmitt, Gutsbesitzeraus
Vretzcnheim,Kreis Kreuznach.

Herr Schult, Bürgermeisteraus Glessen, Kreis
Verghcim.

Herr S ch unck, Gutsbesitzer ans Gerconsweiler,
Kreis Iülich.

Herr Dr. Würz er, Bürgermeister aus Nieder¬
hammerstein, Kreis Neuwied.

Herr Zorcs, Gutsbesitzer und Bürgermeister
aus Zand, Kreis Geldern.»,
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Adressen und Bitten,
welche an des Königs Majestät gerichtet worden sind.

^. Adresse, die AllerhöchstePropositwü Mo. I. betreffend.
Ar. l.

A llerdu r ch l nu ch tig st er, Großm ä ch t i g st e r K ö n ig!
Allergn ä digster König und Herr!

Euer Majestät baben hnldrricbst gernhi, die treu gehorsamsten Rheinischen Prouinzial-
Stände zu einer außerordentlichen Session zusammenzuberufen, um ihr Gutachten hinsichtlich der
Aufbringung der durch die Ausführung des Grundstenergesetzes vom 2t. Mai 1861 entstandenen
Kosten vor den Stufeu des Thrones ehrfurchtsvoll zu erstatten,

Die Stände fühlen sich gedrungen, bei Erledigung der befohlenen Aufgabe Euer Majestät
dru ilntcrthänigsten Tank auszusvrecheu, weil denfelbcn in der Allerhöchsten Proposition vom
l<'. v. M, gestattet ist, die bei Aufbringung dieser Kosten zu berücksichtigenden Eigenthümlichkeiten
der Provinz hervorzuheben. Unter Berücksichtigung der in der Nhcinprovinz obwaltenden eigen¬
thümlichen Verhältnisse, die in dem uuterthüuigst beigefügten Refer te entwickelt sind, sind die
Rheinischen Provinzial-Stände zu dem Schlüsse gelaugt, daß es ungerechtfertigt und unbillig erfchei-
nm würde, diese Kosten allein im Wege des Zuschlages zur Grundsteuer zu erheben, da für den
ohnehin unverhältnißmäßig belasteten Grundbesitz diese Last fast unerschwinglich werden würde
und es vielmehr aus den im Referate näher entwickelten Gründen gerecht lind billig erscheine,
alle übrigen Steuern in der dott angebenen Weise heranzuziehen.

Wenn nun auch das Gutachten der Stände mit einer Majorität von 50 gegenüber von
5-1 Stimmen zu Staude gekommen ist und gesetzlichnur dann das dissentirende Votum der Mino¬
rität Euer Majestät unterbreitet werden soll^ wenn mindestens "/, der vorbandenen Stimmen sich
dafür ausgefprochen haben, so bilteu Euer Majestät doch die treugehorsamsten Stände, huldreichst zu
verstatten, mit Rücksicht auf die große Wichtigkeit der vorliegenden ^ragc ausnahmsweise auch
das Votum uud die Gründe der Miuorität Allcrhöchstdenselben zu unterbreiten. Da es sich nun
bei der Nelmudlung dieser höchst wichtigen Frage um möglichst tiefgehende Erörterung und Auf¬
klärung handelt, fo verstatten sick die treugelwrsamsten Stande ferner eine Beleuchtung derselben
untertänigst beizufügen.

Das Gutachten des Plenums, und das die Begründung desselben enthaltende Referat,
so wie das Votum der Minorität nebst Begründung und die Gegengründe der Majorität sind in
den Anlagen enthalten.

Düsseldorf, den U. December IM5,.
In tiefster Ehrfurcht ersterben

Euer Majestät allerunterlhänigst treu gehorsamste
der Landtags-Marschall und die Stände der Rheinprovinz.

Die von dei Provinz
zu tragenden Kosten
der Ausführung de«
Giilndsteuergesetze«

vom 21. Mai 18L1.
aä Allerh. Propos.

Nr. 1.
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Referat des ersten Ausschusses
betreffend die, Aufbringung der durch die Ausführung des Ornudsteuergesetzes

vom 31. Mai 1861 entstandene,, Kosten.

Referent i Abg. Schrocder.

Mfcra! Zu der Berathung der von der Königlichen Staatsregicrung den zu diesem Zwecke
-uiAlltrh. Proposuion spß^ell zufammenbcrufcnen Provinzial-Ständen gemachten Vorlage über die Aufbringung der
Nr„. 2, sAui. 1,) ^^ ^^ Ausführung des Grundstenergesetzes vom 21. Mai !«N1 entstandenen Kosten ist der

Ausschuß in dankbarster Anerkennung der wohlwollenden Fürsorge, die aus der mitgetheilten
Denkschrift hervorleuchtet, geschritten nnd zwar insbesondere aus dem Grunde, weil die bobe
Staalsreqiernng durch oie Denkschrift den Provinzialständcn nicht allein Gelegenheit bietet, eine
Erhcbungswcise zu berathen, die die Verpflichteten möglichst wenig drückt, sondern zumal, weil
dic Vorlage gestattet, tue i,i eigenthümlichen Prouinzialvcrhältnisscn begründeten Zustände, welche
bei der Aufbringung der Grnndstcner-Veranlagungskosten zu berücksichtigen sind, hervorzuheben
und demgemäß eine hieraus sich ergebende, den bestehenden Verhältnissen entsprechende Auf-
bringnngsarl der Allerhöchsten Genehmigung zu unterbreiten.

Das Gesetz vom 21. Mai l^l hat, indem es im t;. <i aussprach, daß die beiden west¬
lichen Provinzen die Kosten der Gruudsteuer-Reauliruug getrennt von den östlichen für sich auf¬
bringen sollten, die Verschicdenartigkeit der Stellung derselben dem Rcguliruugöwcrkc gegenüber
anerkannt. Diese Verschicdenartigkeit berubt aber nicht blos darin, daß nothwendigcrweise die
Grundsteuer-Negulirung wegen der iu den westlichen Provinzen bestehenden Kataster-Einrichtungen
mit weit geringcrem Kostenanfwcmde durchzuführen fein mußte als in den östlichen, sondern
vielmehr darin, weil in jenen die Grundstcucrvechaltnisse bereits so georduct wareu, daß die
Veitragspflicht des Gruudvcrmögeus zu den Etaatslastcn den Interessen des Staates und denen
der Steuerzahler im Allgemeinen entsprechend war.

Die Richtigkeit dieser Anschauung stellt sich als unumstößliche Thatsache dar, wenn mau die
Ergebnisse der Einschätzungen in Folge des Gesetzes vom 21. Mai 18«!1 in's Auge faßt-, mährend
nämlich die Principal-Grund- und Gebäudesteuer in der RheimProvinz vor der Regulirung 2,025,45,l!
Thlr. betrug, betragen nach derselben die Grundsteuer 1,0l!4,«?2, die Gcbäiidestcner 721,764 Thtr.,
beide zusammen demuacl, 2M6,636 Thlr., und das jetzige Kontingent der Grundsteuer nur <!5,«,!><>
Thlr. mehr als früher. Wenn nun nichts desto weniger sich die jetzige Gesammtsinmne der Grundsteuer
auf 4,0U0,0«m Thlr. mehr als früher beläuft, so ergibt sich hieraus klar, daß der Grund uud Boden
in der RheinProuinz keineswegs, um seine Beitragspflicht zu den Staatslasten zn regeln, herangezogen
werden mußte, da er hiureicheud belastet war. Die Rhein-Provinz als solche erachtet sich daher berechtigt,
in der Grundsteucr-Regelung lediglich eine Maßregel .zu erkennen, die nicht sowohl im Interesse des
steuerpflichtigen Grundbesitzes der Rhein-Provinz als vielmehr in dem alter Steuerzahler begründet war.
Konsequent folgt hieraus aber auch, daß die Kosten, welche die Grundsteucr-Regulirnng in der Rhein
Provinz veranlaßt hat, nicht allein vom Gruud und Boden als Zuschlag zu der Grundsteuer, sondern
von allen Eontribucnten getragen werden müssen, da alle gleichmäßig an der Erhebung resp, der Ver
theilung der 4,«!0U,000 Thlr. interessirt waren, da alle um deu ratirlichcn Antheil an denselben erleichtert
werden.

Der Ausschuß erachtet aber ferner, daß es in der Billigkeit begründet liegt, eine solche Ver¬
keilung bei Aufbringung der Regulirnngstosten eintreten zu lassen; der Grund und Boden der Rhein
Provinz hat nämlich schon einmal zur Herstellung des die Grundstenervflicht dem Staate gegenüber,
wie dargethan, in genügender Weise regelnden Katasters die größere Hälfte von 4,UN0,W0 Thlr. ge¬
tragen und wenn nun auch zur Ebnung mancher im Laufe der Zeit innerhalb der Provinz einge
tretenen Ungleichheiten in der Besteuerung des Bodens die Nothwendigkeit einer Revision des
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Katasters fühlbar geworden, dieselbe in dem Gesetze vom 2!. Januar 1839 vorgesehen, so wie in
dein Gesetze vom 14. Octobcr 1844 sogar ausdrücklich angeordnet war, so wird doch in beiden
Gesetzen im ß. 4 und resp. §. I? ausgesprochen, daß die Kosten dieser Maßregel aus dem in ganz
unbedeutendenProcentsähcn als Zuschlägen zur Grundsteuer im Laufe der Zeit erhobenen Deckungs-
fonds bestrittcn und die Mehrkostenin anderweit vorbehaltener Weise aufgebracht werden sollen.
Offenbar liegt dieser gesetzlichen Verfügung die Anschauung zu Grunde, daß dem Grund und
Boden keine größeren Lasten als die bereits getrageneu und gesetzlichvorgeseheuenaufgebürdet
werden follen.

War es nun die Absicht des Gesetzgebers,die Nevisionskosten des Katasters in den west«
lichen Provinzen nicht allein vom Gruud uud Boden zu erheben, fo ist nicht abzusehen, weshalb
derselbe nunmehr die Kosten der Grundsteuer-Regelung allein aufbringen foll, da doch diefe letztere
Maßregel für die Rhein-Provinz nichts anderes als eine andere Form der Kataster - Revlsion
gewesen ist.

Die Kosten der Grundsteuer- Regelung betrageil für die Nhein-Provinz die Hälfte des
Iahrescontiugeuts der Grundsteuer; diese in 10jährigen Raten, wie die Denkschriftvorschlägt, von
den Grundbesitzernerhoben, würden schon an und für sich eine nicht unerhebliche Mehrbelastung
zur Folge haben; wie schwer diese Last aber grade in der Rhein-Provinz auf die Grnudbesitzer
drücken würde, ergibt sich aus der durch die statistischen Ermittlungen schon längst hervorgehobenen
Thatsache, daß in keinem Theile der Monarchie die Zersplitterung des Grundbesitzes in kleine,
bäuerliche Besitzungenvon 1, 2,3 uud 4 Morgen so weit vor geschritteu ist als grade in der Rhciu-Pro-
^ulz, so daß dieselben bei Weitem die Mehrzahl ausmachen; diese, die längst nicht mehr im
Staude sind, die darauf angewieseucu zahlreichenFamilien, die um ihre Existenz zu fristen, ihren
Unterhalt durch Tagelohn suchen müssen, zu ernähren und in den der Tagelöhnerarbeit abgerungenen
Stunde» nur nothwendig kultivirt werden können und deshalb überall die kärglichste!, Erträge
liefern, diese sind es, für welche vor allen Dingen Schonung in Aufpruch genommen werden muß,
da eine Mehrbelastung für diefclbeu unerschwinglichwäre

Der Anspruch auf Schonung dieses kleinen Grundbesitzes stellt sich also als eine Existenz¬
frage für dcnfelben dar; ein Blick auf die Gesammtlage des Grundbesitzes zeigt aber, wie demselben
überhaupt zahlreicheMotive, die eine Bcrschonuugmit größereilLasten erheischen, zur Seite stehen,
^ahm gehört zunächst der Umstand, daß ein großer Theil des Grundbesitzesmit Hypothetarschulden
glastet ist, die einestheils auf denfelben gelegt werden, um die Auseinandersetzungenbei den
Theilungen zn ermöglichen, andrerseits, um für die Folge an den Vortheilen zu Partizipiren, die
durch die neuesten Fortschritte auf dem Gebiete der landwirthschaftlichenKultur dem ^andwirthe
>n Aussicht gestellt sind, jedoch mir mit großen Opfern augenblicklich erkauft werden tonnen. Wie
w«t sich die Verschuldung des rheinischenGrundbesitzeserstreckt, weisen die Hypotheten-Bücherzur
Mmuge uach. H^n, tritt nnu aber noch für den kleinern Gruudbesitzder Uebelstaud, daß er ver-
lnndcrt ist, sich die Mittel zur Verbesserungder Kultur zu verschaffe,,, da das Kapital die uube-
cMme Anlage in Hypothekenscheut und sich der bequemeren Verzinsung dnrch die Industrie bedient.

Richt genug aber, daß die Lage des Grundbesitzesan nnd für sich in der Rhein-Provinz
", °^ 'uüglichstcVerminderung der Lasten desselben spricht, es ist dies ebenfalls in der Ratur
»w Bedeutung der auf ihm lastende,, Grundsteuer selbst bediugt. Währeud nämlich alle übrigen
lrcttm Steuern nur mit 3 uud 4",',, von, Reinerträge erhoben werden, beträgt die Grundsteuer

als "i?!"^ .^"uim sich sogar die uuvermeidlichcuprovinziellen Zuschläge fast allerwärts auf mehr
t'st .^d"fz sich dieselben„ach Hinzufüguug von -'>"„ zur Deckungder Grundsteuer-Regelungs-
>M ^ ^"" b^mifeu würde». Rechnet man nun noch hierzu die Kommunallasten, die in der
ans !V l^"'^ """'isch fast ausuahmelos anf jeder Gemeinde lasten und mit 50, ja bis zu 300" o
aus o,e Steuerzahler drücke,,, rechnet ,»a„ feruer hiuzu, daß die dem Boden mühfam abgerungene
.ttente „ch in enge», wenig variireudm Gränzen bewegt und sich niemals mit den glänzenden
erfolge,, messen kann, die das Kapital auf dem Gebiete, auf dem es sich bewegt,erzielen kann, so

3"
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dürfte Mr Genüge dargethau erscheine,!,daß die alleinige Erhebuug der Grundsteuer Regeluugskosteu von
dem Grund und Boden eine kaum zu erschwingende '^ast für denselben bilden würde.

Sodann glaubt der Ausschuß auch nicht unterlassen zu dürfen, hier darauf hinznweisen, daß
durch die in der nächsten Hutunft in Aussicht steheuden bedeutenden Kosten für Irrenanstalten, die uor
läufig auf ^M»M0 Thlr. berechnetsind, die jährlichen Beischläge mindestens ein Drittel vom Haupt-
lontingeut betragen werden.

Daber sprich« sich der Ausschuß dcchiu ans, daß es gerecht und billig erscheint, zur Aufbringung
dieser Kosten neben der Grundsteuer auch die Massen nnd Einkommen-, Gebäude und Schlacht und
Mahlsteuer uud Gewerbesteuer heranzuziehen; jedoch mit dem Unterschiede,daß bei der Klassensteuerdie Beträge
von ">Thlr. abwärts von der Beitragspflicht frei bleiben und die Schlacht- und MMsteuer uur für die Hälfte
ihres Betrages herangezogen werde. Zu diesem Borschlage ist der Ausschußdurch die Erwägung gelaugt', daß
hierdurch eine der Billigtest angemessenegänzliche Befreiung von der ^eitragspflicht unter der ländlichen
Bevölkerung von gar keinem oder nnr ganz geringem Grundbesitz nnd bei der in gleichen Verhältnissen
befindlichen städtischen Bevölkerung wenigstens eine möglichsteSchonung herbeigeführt würde, da leider
ein Modus, diese ebenfalls ganz von der Bcitragspflicht zu befreien, uicht zu erfinden ist. Bei Dnrch-
fübrung der Erhebung der Grundsteuer ^legelungstosten in dieser Weise würde überdies der doppelte
Zweck erreicht, daß das im Allgemeinen am wenigsten von der Steilerlast betroffene Kapital überhaupt,
sodanu die zu deu höheren Stufen der Klassensteuer contribuirendeu, so wie die einkommensteuerpflich
tigen Grundbesitzer auch für diese Steuerbeträge beitragen müssen, so daß der Grundbesitz immerhin
noch die größere ^ast auf sich uehmen müßte; hierdurch würde die Erhebung einer Summe, die dem
Gruudsteuertontiugeute gegenüber als ein integrirender Theil erscheint, der Gesammtsumme der Steuern
der Provinz gegenüber auf eiu Minimum herabsinten und in 10 Jahren von der Provinz erhoben,
weniger fühlbar werden. Sollte dagegen dieser Borschlag AllerhöchstenOrtes leinen Beifall finden, so
glaubt der Ausschuß, daß in dem Borangeführten reichlicheGründe enthalten sind, welchedafür sprechen,
daß dem Grundbesitze, wenn er allein gehalten sein soll, für die Kosten der Grundsteuer Regelung ans'
zntommen, uicht bloß zehu, soudern zwanzigjährige Rateuzahlunge» bewilligt werden.

Schließlich erachtet der Ausschuß für zweckmäßig, daß wenn auch weder bei der Vor¬
schußleistung der Kosten aus der Staatskasse, noch in der Denkschrift von einer Rückzahlung mit
Zinsen die Rede gewesen, doch iu dem Beschlusse des hohen Hauses ausdrücklich die zinsenfrcie
Rückzahluug hervorgehoben und beantragt werde.

Der Ausschuß verstattet sich daher folgende» Autrag der Beschlußfassung zu unterbreiten:
„Hohes Haus wolle beschließen: „zu den Kosten der Grundsteuer-Regelung

sollen alle Steuern gleichmäßig beilragen, jedoch mit der Ausnahme, daß die Klasscn-
steuerbeträge von 3 Thlr. an abwärts frei bleiben und die Schlacht- und Mahlsteuer
nur für die Hälfte ihres Betrages herangezogen werde. In diesem Falle soll die Rück¬
zahlung in l0 Jahren zinsenfrei erfolgen.
Sollte dieser Rückzahlungsnwdns nicht die Allerhöchste Genehmigung finden und die

Grundsteuervflichtia.cn allein gehalten werden, die Kosten zu tragen, dann soll die Rückzahlung erst
in 20 Jahren zinsenfrei erfolgen."

Der Vorsitzende: Graf Nessel rode.

Frhr. v. Leykam. Becker. Contzen. Münster. Paulssen
Fonck. Graf Beissel. Clemens. Schröder, Referent.
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Votum der Minorität.
Die Minorität hob dagegen hervor-
1. Daß die Staats-Negrerung selbst, laut Seite 3 il rer Denkschrift anerkenne, „daß das ^"""^ ,,

„durch das Gefetz selbst festgeste I lte Prinzip, - wonach die Vertheilung der Kosten nach ,", 'Nh ^°^"
„de,u Maßstabe aus der Veranlagung der Grundsteuer sich ergebenden Grundsteucrbetrage Nro. 1. sAnl. 2.)
„bewirkt werden muß, — ebenso der Billigkeit als im Wesentlichen auch den thatsächlichen
„Verhältnissen entspreche,"

3. Daß die Staats-Regierung es hiernach für geboten erachtet habe, selbst diesen Ver-
theilungs-Maßstab zur Nepartition der Grundsteuer-Hauptsummcu auf die einzelnen Provinzen
in Anwendung zu bringen;

'i. Daß von diesem Maßstabe bei der Uutervertbeilung dieser Kosten auch nnr da abzu¬
weichen sei, wo besondere Eigen tbümlichkeiten einer Provinz dies rechtfertigen, daß jedoch
die in der Rhein. Provinz bestehenden Eigenthümlichkeiten es nm fo mehr geböten, an diesem Maß¬
stabe festzuhalten.

4. Diese Eigenthümlichkeiten beständen nämlich insbesondere darin, daß die Grund¬
steuer bereits seit langer ^eit in der Provinz bestaudeu hat, und daß sowohl deren ursprüngliche Ver-
anlaguugö itosteu, als die Kosten der Unterhaltung der Kataster durch die im Gruudsteuer-Gefetz vor
gesehenen Deckuugsfouds vou deu Gruudsteuerpflichtigeu allein aufgebracht wordcu fiud;

5. Daß aber eiueÄevisiou der theils fchr veralteten und durch die Zeit unrichtig gewordenen
Katastral Eiuschätznugeuuicht uur geboten und beschlossen war, fondern schon vor dem Erlaß des neuen
Gesetzes vom 21. Mai l««1 in mehreren Verbänden ihren Anfang genommen hatte;

t>. Daß die Aufbringung diefcr Revifious-Kosteu nach tz. 14 des Gesetzes vom >». Oct. 1844
ebenfalls nur von deu Grnudsieucrpflichtigeu, nud zwar zunächst aus deiu Grundsteuer - Deckuugsfonds,
fo weit dieser vorerst reiche, geschehe» folle, iudem der Vorbehalt „weiterer Bestimmung" hin¬
sichtlich der Aufbringung etwaiger Mehrkosten (am Schlüsse dieses ß.) nur die Deutung haben
kann, daß damit eine Vermehrung der Grnndstener ZuschlagsProcente für die Deckungsfonds ins Auge
gefaßt sei, für den Fall, daß etwaige (also »»vermuthete) Mehr tosten über den jedesmaligen
Bestand der Deckuugsfouds hinaus, entstehen möchten.

?. Daß die Kosten dieser begonnenen Revision sich ans durchschnittlichca. 5UW Thlr. für jeden
Verband belaufen hätten, und fomit für die vorhandene» ca. 3U <»Verbände ungefähr anderthalb Millionen
Thaler zu «asten der Grundsteuerpflichtigen erfordert haben würden; eine viel größere Summe als die
durch die Ausführung des neuen Gefetzes enstcindcuenkosten.

8. Daß dir neue Grundsteuer-Veranlagung, wie auch im Referate Seite 4 augeführt lst,
nichts anderes als eine andere Form der Kcitastcr-Nevision gewesenist, und daß somit folgerichtig auch
me Kosten der ncueu Veranlagung nur an die Stelle der Kosten der Revision der alten Ka¬
taster getreten sind, nnd zwar in einem türzcren Zeitraum.

!'. Daß die neuen KatasterVermesfunge» und Abschätzungenfür den Gruudbef itz dagegen
d'e Vortheile biete»,

1- daß sie bei ihrer größeren Eorrectheit in Folge ihrer rafchen gleichzeitigenAusführung —
auch eine Gleichmäßigkeit in sich tragen, die bei einer sich 20 bis W Jahre hinziehenden Revision

., "7""ls sich hätte erreichen lassen; und
"- daß dadurch dem Grundbesitzer eine werthvvlle Grundlage zur Beurtheilung und Ermittelung

des reellen Werthes seines Grundstücks geliefert worden ist, welche ihm in Fällen des Besitzwcchfels
durch Verkauf oder Erbtheilung fehr nützlich ist;

I". Daß demzufolge die durch AuSführuug des neuen Gefetzes vom 21. Mai I«t>1 herbeigeführte
neue Vermessung uud Einschätzung der Liegenschaften der Nheinprovinz lediglich aus den Verhältnissen
des Grundbesitzers hervorgegangen ist und demselben zu Gute kommt; daß die daraus entstandenen
Kosten deshalb auch nur allein von den Grundstcuerpflichtigen aufzubringen sind, und daß die Heran-
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zichung der übrigen Steuerpflichtigen deshalb dem Rechte und der Billigkeit nicht entspricht,
vielmehr diese in exorbitantemMaße verletzen würde.

II, Durch die neue Gewerbesteuer-Gesetzgebungwürden die Gewerbe überhaupt schon in
verschärftem Maaße herangezogen;ebenso die Besitzer der Gebäude durch die (für die Rhein-Provinz
um ca, 200,000 Thlr. erhöhte) neue Gebäudesteuer. Diese sowie die übrigen directen Steuern ruhen
im überwiegenden Maße auf den Bewohnernder Städte, so daß diese letzteren durch eine Heranziehung
aller Steuern mit einem Betrage würden belastet werden, welcher in einzelnen Fällen sogar um das
Zehnfache den fie treffendenalleinigenZuschlag zur Grundsteuer übersteigt.

Diese Eigenthümlichkeiten der Provinz geböten somit, daß es nach Recht und Billigkeit bei
dem Zuschlageauf die Grundsteuer, wie bisher, verbleibe!

Entgegnung
auf die Begründung des Miiioritcitsuotums.

AuAß""U°j°rität Zu 1- 2. und 3 wird bemerkt, daß, wenn die Königl. Staats - Regierung der Ueberzeugung
auf Vorstehende«, gewesen wäre, es sei gerecht, billig und den thatsächlichen Verhältnissenentsprechend, daß in der Rhein-

(Anl. 3., Provinz die Kosten der Grundsteuer - Rcgulirung lediglich auf die Grundsteuer umgelegtwerden sollten,
dieselbe keine Veranlassunggehabt hätte, die Provinzial Stände zu hören. Die Königl. Staats-Regicrung
erkennt aber in der mitgetheiltenDenkschrift an, daß provinzielle Eigenthümlichkeiten eine andere El-
hebungsweise erheischenkönnen; es fragt sich also, ob solche in der Rhein-Provinz bestehen und ob die¬
selben eine anderweiteErhebungsweiserechtfertigen.

Zu 4. Nicht bloß i» den von der Minorität hervorgehobenen thatsächlichen Verhältnissen
treten Eigenthümlichkeiten der RheinProvinz hervor, sondern insbesondere darin, daß von dem durch die
Regulirung zu vcrtheilenden Mehrertragc der Grundsteuer im Gesammtbetragevou 4,000 000 Thlr.,
auf die Rhcinprovinz nur «,5,000Thlr. gefallen find, ein aus Knltnrveränderungenund Fortschritten
der ^andwirthschaftresnltirenderMehrcrtrag, der dem Emporblühenvon Handel nnd Gewerbenin dcl
Monarchie insgesammtgegenübernur als ein verschwindendkleiner Faktor vermehrter Reinerträgeerscheint;
worans sich aber ergibt, daß die Grundsleuerpflicht der Rhein Pro» nz dem Staate gegenüber in genügen-
der Weise durch die von den Grundbesitzern mit mehr als 2,000,000Thlr. bezahlten KatastereinrichtuugeN
geordnet war und daß dieselben seit mehr als 35 Jahren das gebührende und sogar mit Rücksicht darauf,
daß alle anderen Steuern früher niedriger als jetzt und theilweife nicht einmal vorhandenwaren mehr
als das gebührende Quantum getragen haben. Es ist daher nicht zu ermesfen, weshalb die Grundbesitz"'
die Kosten dieses Beweises,der ihre vieljährigenBeschwerden gerechtfertigt hat, allein tragen sollen.

Zu 5 und 0. Die angeordnete Revision bezweckte die Ausgleichung und Berichtigungder <eit
Anlage des Katasters eingetretenen Unrichtigkeiten und Veränderungeninnerhalb der Provin- so wie
ferner, was namentlichzu berücksichtigenist, die contradictorische und protokollarische Fcststettuug der
Gränzen und wirkliche Vegränzung durch Einsieinung. Diese Revisionenwerden auch in der Folge
wieder eintreten müssen; sie sind durch die Regulirung nicht für immer beseitigt, und werden die Kosten
derselben nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen von den Grundbesitzernstets getragen werde»
müssen. Was aber die Kosten der Revision angebt, so ist es doch unverkennbarein'großer Unterschied,
ob dieselben aus einem in wenig fühlbarer Weise mit ',."„ Zuschlag zur Grundsteuer angesammelte«
und fortwahrenderhaltenen Fonds gedeckt oder noch neben diefeni als neuer Inscklaq mit «40 000 Thll'
erhoben werden sollen. Hierzu kommt noch, daß das Gesetz vom t2. December1804 indem es übel
die Verwendung des fortan mit >,",. zur Grundsteuer zu erhebenden Zuschlagsspricht mit keine'«



Worte davon Erwähnung thut, daß derselbe ebenfalls zur Deckung für die Folge eintretender Ein-
schcitzungskosten oder daß dieselben überhaupt von den Grundbesitzern getragen werden sollen.

Die Interpretation des 5. 1? des Gesetzes vom l4. October 1844 wird aber als ganz
unrichtig bestritten; im Gesetz stehen die Worte „so weit dieser vorerst reiche" gar nicht und erscheint
es als eine eigenthümliche und unzulässige Interpretation, den Königlichen Borbehalt hinsichtlich der
Bestimmung über die Aufbringung der entstehenden Mehrkosten in der ^ui> »> angeführten unberechtigten
Weise zu deuten; wenn derselbe keinen andern Sinn, als den von der Minorität ihm beigelegten haben
sollte, dann bedürfte es nicht des Vorbehaltes, sondern nur der Worte: alle Kosten der Revision werden
im Wege des Zuschlages zur Grundsteuer erhoben.

Zu 7. Ob die hier aufgestellte Berechnung richtig ist, ist nicht zu bemessen; wäre sie es
aber auch, so änderte sie nichts am Sachuerhalte.

Es muß aber bemerkt werden, daß die beim Beginne der Revision entstandenen Kosten keinen
Maßstab für die Folge abgeben können, da mit zunehmender Uebung uud Gewandtheit die Arbeiten
ni der Folge einen weit rascheren Verlauf gehabt haben würden.

Zu «. Um zu dem hier gezogenen Schlüsse zu gelangen, mußte das Gesetz vom l4. October
1«4l in einer seinem Wortlaute und Sinne widersprechendenWeise interpretirt werden. — Die Ma-
wrttät folgert, wenn nicht einmal die zur Ebnung von unvermeidlich in den Katastrirungcn innerhalb
der Provinz eintretenden Ungleichheiten entstehenden Kosten von dem Grund und Boden allein getragen
werden sollten, warum denn die Kosten der Negulirung, die dem Staate gegenüber geschehen und ihrem
Resultate nach für die Rhcinprovinz und zumal im Vergleiche zu dein hohen Betrage eine überflüssige
Maßregel war.

Zu 9. ?«>-, 1 und 2. Die Vortheile des Negulirungswertcs, welche hier angedeutet sind, werden
keineswegs verkannt; es ist jedoch anzunehmen, daß diese Punkte nur zur Eoloratur, nicht aber in der
Absicht, darin eine Compensation für die Grundsteuer-Negulirnngs-Kostcn zu finden, hingestellt sind;
denn in diesem Falle müßte daran erinnert werden, daß die neuen Einschätzungen nur als eine Ergän¬
zung des früheren Katasters betrachtet werden können, keineswegs aber den Werth und die Bedeutung
für den Grundbesitz haben, den die mit Berichtigung der Vermessungen, Festsetzung der Gränzen und
Einftcinung der Grundstücke verbundene Revision des Katasters hatte. Darin wären auch die muth-
maßlichen Kosten der Revision gerechtfertigt und müssen der Negulirung noch diese Maßregeln hinzu¬
treten , um ihr den Werth der Revision des Katasters zu verleihen. Sodann darf nicht unbe¬
rücksichtigt bleiben, daß durch die Regnlirungsarbeitcn überdies noch der Provinz die nicht uner-
beblichcn Kosten neuer Karten-Anlagen erwachsen sind, da die alten bei Vornahme der Neuschätzun¬
gen ruinirt wurden sind.

Zu IN. Enthält nur eine petitia piincipü.
Zu 11. Es ist allerdings Thatsache, daß die Gewerbesteuer in den letzten Jahren crheb-

nch erhöht worden ist, wie dies aber auch unverkennbar in Folge des Aufschwunges, den alle
Gewerbe gehabt, unvermeidlich war; auch wird gern zugegeben, daß eine Steuer, die jährlich neu
veranlagt wird nnd überdies von einein außerordentlichen Schwankungen unterworfenen Gewerbe
erboben wird, nicht die hohen Procentsätze bedingen darf, die eine Steuer von einer mehr ge¬
sicherten Rente gestattet, aber immerhin wird man einräumen müssen, daß die Gewerbesteuer in den
Procentsätzen sehr weit disferirt von der mit W> „ vom Reinerträge erhobenen Grundsteuer. Zu¬
dem darf nicht außer Augen gelassen werden, daß eine Klasse der Gewerbesteuerpflichtigen gleich¬
falls v^n der Ncitragspflicbt zu den Negulirungskostcn verschont bleiben wird, da die bausirgc-
werbestruer gesetzlich von allen provinziellen Zuschlägen befreit ist.

Zu II. Die Ausführungen der Minorität in dieser Nichtung sind nicht ganz zutreffend;
denn, wahrend die Gcbäudcsteuer in den Städten die einzige Steuer vom städtischen Immobiliar-
bentz bildet, tritt sie für den ländlichen Grundbesitz der Grundsteuer hiuzu; auch ist erwiesener
-Naßen nur in den Städten die heutige Gebäudesteuer höher als das frühere Grundsteuer-Kontin¬
gent, in denen eine große Summe von Neubauten das alte, präcisirte Kontingent erleichtert hatten,
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die nun der untontingentirten Gebäudestcucr verfallen und es ist ferner ein höchst erheblicher Mo¬
ment, daß die Gebäudesteuer uur 4/„ vom Miethwerthe, dagege.'. dir Grundsteuer w«/„ vom
Reinerträge beträgt. An der Einkommensteuer partieipirt der Grundbesitzer wie der Stadtbewohner
nach Maßgabe seines Entkommens, uud der Schlacht- uud Mahlstener ist die Klassensteuer analog,
daher dürfte dnrch die Ausführungen der Minorität der Prineipal-Äntrag der Majorität für nicht
erschüttert zu erachten sein.

Graf Reffelrode, Vorsitzender. Paulsscn. Münster. Clemens. Becker

Schröder, Referent.

Auszug
aus der dritte!, Sitzung des 18. Rheinischen Provin^ial-^andtags vom li. December l8<i5.

Auszug Der ^andtags^Marschall eröffnet die Sitzung nm X»",., llhr.
au« dem Piotutoll ^. Protokoll der vorigen Sitzung wird verlesen und genehmigt. Für dir Führung des
"ß. Decbi.'"8N5. Protokolls der heutigen Sitzung bezeichnetder Marseball den Abg. von der Hevdt.

(Anl. 4.) ^. 1. Den ersten Gegenstand der Verhandlung bildet die Allerhöchste Proposition betreffend
die Aufbringung der durch die Ausführung des «^rnndsteuergesetzes vom 21. Mai !^«>I entstandenen
Kosten.

Der Abg. der Ritterschaft, Assessor Schroed er, erstattet Namens des ersten Ausfchuffes das
Referat, welches mit folgendem Antrage conclndirt:

„Die Stäudeuersammlung wolle beschließen: „zu den kosten der Grundsteuer Regelung sollen
alle Steuern gleichmäßig beitragen, jedoch mit der Ausnahme, daß die Klassensteuer von :>
Thaler abwärts frei bleiben und die Schlacht - uud Mahlsteuer nur für die Hälfte ihres
Betrages herangezogen werde. In diesem Falle soll die Rückzcchlnngin K» Iahreu zinsen
frei erfolgen/'

„Zollte diefer Rückzahlungsmodus nicht die Allerhöchste Genehmigung finden und die
Grundstcnerpflichtigen allein gehalten werden, die Koste» zu tragen, dann soll die Rück¬
zahlung erst in 20 Jahren zinseufrei erfolgen."

Mündlich bemerkte zusätzlichder Referent, daß es nöthig sein werde, die Hausirscheiue vou der
Beitragspflicht zu erimiren.

Der Abg. der 3tädte von Evueru, zur Minderheit des Ausschusses gehörig, begründete
seine vom Ausschußantrage abweichendeMeinung: er bestritt die im Referat geltend gemachten Gründe
und folgerte sowohl aus dem Inhalt des AllerhöchstenPropositionsdelretS als aus den gesetzlichen Be^
stimmungeu, daß die betreffenden Kosten ausschließlichder Grundsteuer zur Vast fallen müßten. Er
führte zur Unterstützung seiner Meinung an, daß eine Katasterreuision in dem bezüglichenGesetzeund
zwar zn Vasten der Grnndstcner vorgesehen sei und daß die bei Gelegenheit der Grnndstcner-
rcgeluug stattgefundene Revision einfach an die Stelle jener im Gesetz begründeten Revision getreten sei.
Es sei deshalb unbillig, die anderen Steuerpflichtigen an diesen tasten participiren zu lassen.

Der Abg. der Landgemeinden, I)e. W nrze r bekämpfte gleichfalls das Referat und dessen Eon-
clusionen. Er hob hervor, daß es gerade die Gruudsteuerpflichtigen gewesr» seien, die eine Revision
wiederholt beantragt hätten und ebenso feien fie es, die auf die jetzt ftattgefundene Regelung der Grund-
flener gedruugen hätten. Den Grundbesitzern falle also consequent anch die Kostentilgnng zu; er als
Grundbesitzer halte es für unbillig, den anderen Steuerklassen diese Vast mit aufzubürden.
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Der Referent macht darauf aufmerksam, daß das Referat nicht bloß das Recht, fondernauch
die Billigkeitsrücksichtgeltend mache;er wiederholt,daß alle Steuerpflichtigen an den tasten einer Ein-
richtung Theil nehmen müßten, deren Portheil auch ihnen zu gut komme. Die vom früheren Gesetze
vorgeschriebene Revisionsei nur auf einen Zeitraum von 30 Jahren vorgesehen, währenddie jetzige Revi¬
sion in 2 Jahren ausgeführt fei, fo daß Kosten, die im andern Falle auf eine Reihe von Jahren ver¬
theilt worden wären, jetzt in IN Iahreu aufgebracht werden muffen.

Der Abg. von der Heydt bestreitetgleichfalls das Referat und dessen Eonelusionen.
Auf eine kurze Replik des Referenten nimmt der Abg. der Städte Bachem das Wort,

um namentlich gegen die Heranziehung der Gewerbesteuerzu sprechen, und bestreitet einige Be¬
merkungendes Referenten. In demselben Sinne äußert sich zum zweiten Male der Abg. v. Eynern
und hebt hervor, daß die Städte dem Lande gegenüber nach seiner Ansicht ohnehin mit Steuern
überbürdet seien. Schließlich hebt er hervor, welche Bortheile dem Grundbesitzaus dem Grund-
steuergesetze vom Jahr 18U1 zu Theil geworden seien. Der Referent betont nochmals die Villig-
keitsrücksichten,welche dem Antrag des Ausschußes das Wort reden und sucht aus diefcm Gesichtspunkte
denselbenwiederholt zu rechtfertigen.

Der Abg. der Ritterschaft, Frhr. R aitz v. F r e n tz, spricht zu Gunsten des Ausschußantrages.
Der Abg. der Städte, Berg er, bestreitet den Antrag des Ausschussesaus gesetzlichen

Gründen; er findet es nur naturgemäß, die durch die Ausführung des Gesetzesvon 18(>I entstandenen
Kosten auf die Grundsteuer ausschließlichzu verlegen.

^ Damit ist die Discussion geschlossen. Zunächst bemerktder Marsch all, es sei vor der
Abstimmungnöthig, zu erklären, ob im Falle der Annahme des Ausschußantrages die Hausirscheine
ausgeschlossensein sollen, welche Frage einstimmigbejaht wird.

Runmehr wird der erste Abschnittdes Ausschußantrages:
„Hohes Haus" bis „erfolgen"

zur Abstimmunggebracht, Bon 71 Anwesendenwird die Frage mit 50 Stimmen bejaht, mit 21
verneint. Es ist demnachfür den Antrag eine Majorität von mehr als - , vorhanden. Der 2.
subsidiarischeAntrag des Ausschusses wird einstimmigangenommen.

Auf den Autrag der Abg. v. Eynern und v. d. Heydt wird in der Adresse an Se.
Majestät von den Gründen der Minorität Erwähnung geschehen.

L. Adressen, die ständischen Petitionen betreffend.
Xr«. 2.

All erdn rchlau chtigst er, Großmächtigster König!
Allcrgnädigster König und Herr!

Als die treugehorsamstenStände der Rheinprovinz zum 17. Provinzial-Landtage versam-
? K "^"' ^" btl^^ die Provinzial-Irrenanstalt zu Siegburg und die provinzielle Irrenheilpflege
"""Haupt einen der wichtigstenGegenständeihrer Berathungen. Der Anstaltsdirector sowie die
^"^"uugscummission von Siegburg hatten in besonderen Denkschriftengeltend gemacht, daß die
vor 40 fahren errichtete Anstalt nicht länger der angewachsenenZahl der Kranken und noch we¬
niger den seitherigen Fortschritten der Psychiatrie genügen tonne. Ein Umbau der Anstalt könne
mcht als zweckmäßig erachtet werden, weil eine, wenn auch mit großen Kosten ausgeführten Restau¬
ration dennoch unzulänglich bleiben würde. Auch die Errichtung einer neuen Eentralanstalt sei
mcht zu empfehlen, da fchon mit Rücksicht auf den Umfang und die große Bevölkerung der Pro¬
vinz eme geographische Theilung der Heilpflegeunerläßlich sei. Ueberdieß sei es vom Standpunkt

Die Rcorganifatiun
der Rheinischen Ir-
ivnpslege resp, die Er»
nchtimgneuer Irren-,
heil und Pflcge.An

stalten.



30

der Wissenschaftals absolut nothwendig erkannt worden, die seitherige prinzipielle Theilung von
Heilbaren und Unheilbaren zu beseitigen. Der 17. Provinzial-Landtag konnte und wollte eine so
wichtige Sache nicht ohne eingängige sorgfältige Prüfung entscheiden. In dieser Absicht ernannte
er aus seiner Mitte eine Special-Commissionmit dem Auftrage, die vorliegende Frage nach ihrem
ganzen Umfange genau zu untersuchenund dem nächsten Provinzial-Landtage ein motivirtes Gut¬
achten vorzulegen.

Die gegenwärtig auf Euer Majestät Befehl zum 18. Provinzial-Landtage versammelten
treugehorsamstenStände haben auf Grund des von der gedachten Commission verfaßtenBerichts, den
sie dieser Petition alleruntertbänigst beizuschließen sich gestatten, die Reorganisation der provinziellen
Irrenpflegc in wiederholte Berathung genommen. Das Ergebniß derselben ist der nachstehende,
am heutigen Tage mit mehr als zwei Dritteln der Stimmen gefaßte Beschluß:

In Erwägung, daß die in dem Promemoria der Siegburger Verwaltungs-Commission
ll. <!. 3. October 1864 auf den Antrag des Anstalts-Directors, Herrn Geh. Medicinal-Raths Dr.
Nasse angeregte Verlegung der Irrcnhcilanstalt mit Rücksicht auf eine geographische Theilung der
Heilpflege von der für diese Frage am 19. October 1864 ernannte Special-Commissionauf Grund
ihrer eigenen Ermittelungen, fowie des übereinstimmendenAusfpruchs aller Autoritäten der Psy¬
chiatrie als unbedingt nothwendig erkannt worden ist, in fernerer Erwäguug, daß die bisherige
prinzipielle Scheidung von heilbaren und unheilbaren Irren sowohl von der Wissenschaftals von
der Erfahrnng als zweckwidrig und «rationell verworfen wird;

aus diesen Gründen
genehmigen die zum 18. Provinzial-Landtage versammelten Stände der Nheinprovinz die von der
genannten Special-Commissionund dem Ausschusse behufs Reorganifation der provinziellen Irren
pflege vorgeschlagenenacht Resolutionen:

Erste Resolutiou: In jedem der fünf Regierungsbezirke Düsseldorf, Kölu, Aachen,
Koblenz und Trier, soll eine gemischte Heil- und Pflege-Anstalt für je 200 bis ^00
Kranke nach dem bewährtesten Systeme erbaut werden.

Zweite Resolutiou: Die zu erbauenden Irren-Anstalten erhalten den Charakter als
Provinzial-Anstalt und jede derselben wird von einer gemischten Commissionauf Grund des
neuen Regulativs verwaltet.

Dritte Refolutiou: Die nach verschiedenenKlassen abzustufenden Verpflegungssätze
in den einzelnen Anstalten werden auf den Vorschlag der betreffendenCommission für jeden Re
gieruugsbezirt vom Provinzial-Landtage festgestellt.

Vierte Resolution: Die Kosten der Neubauten und der ersten Einrichtung einschließ¬
lich des Inventars trägt die Provinz, wogegen die banlichen Unterhaltuugs- so wie die allgemeinen
Verwaltungstosten derjenigen Kranken, welche Freistellen genießen(Normalkranke), wie bisher von
dem betreffendenRegierungsbezirk aufgebracht werden.

Fünfte Resolution: Freistellen werden nur auf bestimmte Zeit und zwar bis auf
die Dauer eines Jahres gegeben; diese Frist kann ausnahmsweise auf Antrag des Directors durch
Beschlußder Verwaltungscommissionbis zu zwei Jahren erstreckt werden

Sechste Resolutiou: Zur Bestreitung der Bau-, Einrichtungs- und Inventar-Kosten
der fünf Provinzial-Irrenanstalten fo wie zur Anschaffung der erforderlichen Grundstücke sollen
durch die Provinzial-Hülfskassebis zum Belauf von zwei Millionen Thalern rheinischeProvin-
zial-Obligationen auf den Inhaber (uu ,,^n.ur) ausgegeben werden, die jährlich mit 4V "/ zu
verzinsen und mit 1'///« zu amortisiren sind. Die Provinz verpflichtetsich die wr Ner insung
und Amortisation erforderlicheSumme jährlich uud zwar nach dem bisherigen Repartitions- und
Erhebungs-Modus aufzubringen.

Siebente Resolution: Nachdem Se. Majestät der König werden aerubt baben den
Beschluß der Provinzialstände zu genehmigenund zu bestätigen,wird eine aus funkeln Mitaliedern
des Provinzial-Landtags bestehende »ck l.«° schon jetzt gewählte „Finanz- und B^
unter dem Vorsitz des Hrn. Landtagsmarschalls zur vorbereitenden
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Function treten. Dte Wahl derselben geschieht in der Weise, daß auf die drei Stände je fünf
und auf die fünf Regierungsbezirkeje drei Mitglieder entfallen. Diefc Commissionist beauftragt,
für die Provinzial-Obligationen ein AllerhöchstesPrivilegium Namens der Stände zu erwirken
und demnächst nach Maßgabe des Bedarfs deren Emission zu betreiben. Dieselbe erhält sodann
unbedingteVollmacht, unter geneigterMitwirkungSr. Excellenz des Herrn Oberpräsidenten v. P om-
mer-Esche die geeigneten Baustellen zu ermitteln und zu erwerben. Sie ist befugt, sich regie-
rungöbezirksweisein einzelne Specialcommissionenuon drei Mitgliedern für die Bauangelegenhei¬
ten des betreffendenBezirks zu vertheile!,. Nach geschehener Erwerbung der Baustellen wird die
Gesammteommissiondie nöthigen Bautechniter anstellen und mit denselbendie Pläne und Kosten¬
anschlägeder fünf Irrenanstalten aufstellen,um sie dem nächstenProvinzial-Landtage vorzulegen.
Die Commissionvon 1s) Mitgliedern ist beschlußfähig, wenn außer dem Vorsitzendenresp, dessen
Stellvertreter acht Mitglieder anwesend sind. Sollte eins oder mehrere Mitglieder der Commission,
sei es durch Todesfall oder Ausscheidenaus dem Provinzial-Landtage, ausfallen oder aus irgend
einem anderen Grunde dauerud verhindert fein, so ist die Commissionbefugt, sich durch Coopta
tion aus Mitgliedern des Landtags, doch mit Berücksichtigung der Stände und Regierungsbezirke,
zu ergänzen.

Achte Resolution: Da der Provinzial^andtag die vorstehenden sieden Resolutionenals
ein unthcilbares Ganzes betrachtet und andererseits für die gedeihlicheEntwickelung der neuen Organi¬
sation des Irrenwefens die Durchführungdes in der 2. Resolution erwähntenRegulativs für unerläß¬
lich erachtet:so verpflichtet er die nach der siebenten Resolutionzu erwählende Commission, keine Schritte
zur Ausführung des Reorganisationsplans zu tbuu, bis die AllerhöchsteSanction sowohl der sämmt¬
lichen sieben Resolutionenals auch des neuen Regulativs erfolgt ist. Die Commission wird jedoch aus¬
drücklich ermächtigt, zur Feststellung dieses Regulativs mit den betreffendenBehördenzu verhandeln und
etwa erforderliche Abänderungenanzunehmen,jedoch unbefchadet der dem Entwurf zu Grunde liegenden
Selbstständigkeit des Provinzial-«andtags.

Das in der zweiten Resolution bezeichneteneue Regulativ hat den Zweck, die Leitung
und Verwaltung der zu gründenden Anstalten in einer ihr Gedeihen fördernde» Weife dadurch
zu regelu, daß dc« treugehorfamstcnStände!» eine wirksamereund lebendigere Theilnahme ge»
sichert wird.

Die treugehorsamstenStände nahen sich jetzt dem Throne ihres Herrn des Königs mit
der ehrfurchtsvollenBitte:

„daß Euer KöniglicheMajestät geruhen möge, den vorstehendenBeschlußAllergnädigst
„zu genehmigen und durch AllerhöchsteSanction desselben das große Wert zu krönen,
„welches die' treugehorsamstenStände zum Heil der Provinz sich vorgesetzthaben.
In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
Düsseldorf, den 9. December 18t>5.

Bericht
der vom 17. Pioum;ial.?cmdtagc gewählten sechs Commissarim für Siegburg und für

Reorganisation der Irrcnpflege in der Provinz.

Referent: von der Heydt.

Die Provinzial-Irrenheilanstalt zu Siegburg, sowie die Behandlung des Irrenwefens
überhaupt, war auf den, 17. Provinzial-Landtage Gegenstand einer ernstlichen tiefgreifenden Ver- Commission fürSie«'
Handlung. Der Anstalts-Director Herr Geh. Medizinalrath 1^-. Raffe hatte in einem der Ver- bürg ä. 6 3«. O«.
waltungscommifsion erstattetenBerichte die absoluteNothwendigkeiteiner vollständigenRestauration ^' <""' "
und Ergänzung der Anstalt nachgewiesen. Die Verwaltungscommissionhatte das Ungenügende der
vorhandenen Localitäten, sowie' daß sie den fortgeschrittenenErfordernissen in der Irrenheiltunst
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in keiner Weise angemessenseien, völlig anerkannt. In ihrem Promemona ä. ,1.3. Oetober 1864
sprach sie sieb dahin aus, daß die vom Austaltsdircetor zum Zwecke der vollständigen Restauration
veranschlagte Summe zu bedeutend sei und sich aus dem Grunde nicht rechtfertigeil lasse, weil, die
Siegbnrger Localitüten trotzdem nur ein Nothbchelf sein würden; es sei vielmehr die Verlegung
der Anstalt aus den jetzigenGebäuden in ernstliche Erwägung zu nehmen uud überdies; die Frage,
ob wieder eine Ccntralanstalt für die Provinz zu errichten oder eine geographischeTheilung vor¬
zunehmensei, zu erörtern. Von einem diese ganze Angelegenheitgründlich und umfassendbchau»
delnden Promemoria des Och.-Raths Nasse c>. 6. 15. September war allen Mitgliedern des
Landtags ein Exemplar zugegangen.'") In der Sitzung vom 1',». Oetober erstattete der mit dieser
Sacbe befaßte Ausschluß seinen Bericht, der mit dem Antrage auf Ernennung einer Specialcom-
mission conclnoirte mit dem Mandate: „die Verlegung der Anstalt von Sicgbnrg weg, eventuell
die Errichtung mehrerer neuer Anstalten,»in Berathung zu uehmcn, um darüber dein nächsten
Landtage zn berichten." In Folge dieses Antrages und eiues in der Sitzuug eingebrachtenVer-
besscrnng5antraa.esfaßte der Provinzial-Landtag den Beschluß:

aus seiner Mitte eine Eommissionvon fcchs Mitgliedern zu wählen und ihr die Befugnis; bei-
zulegen, sich nach ihrem Ermessenauf Kosten der Provinz durch Hinzuziehung eines qnalificir-
ten Arztes und eines geeigneten Bautechniters mit gutachtlicherStimme zu ergänze». Diese
Eommissionwird sich mit der Verwaltungs-Eommission in Verbindung setzeu, über den Antrag
eine örtliche Untersuchung vornehmen, eventuelldie vorliegendeFrage in gesonderter Eonferenz
in Erwägung ziehen, ihr separates motivirtes Gutachten erstatten und demselbendie Gntachtcn
der zugezogenenSachverständigen anschließen. Es wird dieser Commissionüberlassen,zu ihrer
bessern Information Irrenanstalten des Inlandes, und wenn sie es angemessenfindet, auch des
Auslandes, auf Kosten der Provinz in Angenschein zn nehmen". Sodann wnrde in Betreff
einer von der Vcrwaltungseommifsion behufs einer Wasserleitung und Anlegung neuer Latri¬
nen geforderten Summe von 111,000 Thaler die Bewilligung beschlossen„unter Vorbebalt der
zustimmendenBeschlußfassungder zu wählenden sechs Eommissare."

Die Unterzeichneten, welche zu Mitgliedern dieser Commissiongewählt wurden und diese
Wahl annahmen, erscheinenjetzt vor der Stände-Versammlung,um Rechenschaft abzulegen, wie sie das
ihnen anvertraute wichtige Mcmdat aufgefaßt und ausgeführt haben. Der Bericht, den sie zu diesem
Zweck zu erstatten haben, wird zuvörderst von ihrer gescmuuten Wirksamkeit einen kurzen historische»
Abriß geben und sodann die Vorschlage entwickeln,zu denen sie auf Grund der gewonnenen Anschau¬
ungen und Erfahrungen hingeführtworden sind.

Am 14. Februar d. I. begaben sich Ihre Commissaricnauf Einladung des Herrn Ober-
Präsidenten nach Siegburg zu einer gemeinschaftlichenConferenz mit der Verwaltuugs^Commission,in
welcher Se. Excellenz den Vorsitz übernahm.

In dieser Conferenz erstatteteder Anstalts-Director, in Ergänzungdes dein Prouinzial««and-
tag vvrgelegtcngedruckten Promemorias, in mündlichem Vvrtrag einen eingehenden Bericht über die
Nothstände in Siegburg, sowie über die Anforderungen, welche vom Standpunkt der Wissenschaft in
jetziger Zeit an eine Irrenheilanstalt gemacht werden. An diesen Vortrag knüpfte sich eine Besprechung
über die projectirteWasserleitung und Ausspülungder Latrinen, zu deren Ausführung die Verwaltung^
Commission die sofortige Ueberweifung jener 16,000 Thlr. beantragte. Demnächst schritt die Versamm¬
lung unter Führung des Herrn GeheimemRctths Nasse zu einer sorgfältigen Besichtigungder Anstalt
in allen ihren Theilen.

Nach vollendeter Inspection constituirtensich die sechs Commissarien in gesonderter Conferenz.
Sie erwähltenden Freiherrn Naitzvon Frentz, Vice-Marschall, zu ihrem Vorsitzenden, den Freiherr»
v. Geyr zu dessen Stellvertreter und den Geheimen-Rathvon der He ydt zum Schriftführer. Sie
erklärten auf die von der Verwaltungs-Commissionbeantragte Ueberweifung der vom Landtageeventuell

») Wieder abgedrucktin den Verhandl, des 17, Landwff«(I«!>4), größere Ausq. S. 281 -21s
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bewilligt«!10,000 Thlr., daß sie unter dem Eindruck der persönlichen Besichtigung der Anstalt, welche
in ihrem jetzigen Zustande unmöglichverbleiben tonne, für jetzt nicht in der ttcige seien, ein definitives
Votum abzugeben,sich vielmehr vorbehalten müßten, in einer nenen gesonderten Konferenz unter Zu«
ziclmng eines Vautcchnikers diese Frage nochmals zu berathen.

Diese Berathung fand am 4. März zu Eöln statt unter Assistenz des Geheimen Oberbau-
raths Hcrru Hartwig, der die daukeuswerthe Freundlichkeit hatte, nach vorherigerPrüfung der Bau-
Pläne :c., uns mit seinem sachkundigenRathe zu unterstützen. Derselbe bestärkte die Eommiffarienin
der Ueberzeugung, welche sie schon in Siegbnrg gewouueu hatten, daß unter allen Umständen und un¬
verzüglich etwas geschehen müsse, um die Gefahrenzu beseitigen, von denen die Gesundheit der Anstalts-
Bewohner durch die verderbliche Ausdünstung der Abtritte fortwährend bedroht ist. Die zu diesem
Zwecke projectirtc Wasserleitungward als zweckmäßiganerkannt,und es erschienunbedenklich,die dafür
nöthigen Kosten aufzuwenden, selbst für den Fall, daß der Landtag die Verlegung der Irrenanstalt
beschließen sollte. Mau erwog, daß es jedenfalls noch manches Jahr dauern würde, bis diese Verlegung
ausgeführt sei, und überdieß, daß auch dann eine so zweckmäßige und nöthige Anlage dem Gebäude,
welche Bestimmunges auch erhalten möge, zn Gute kommen würde. Die Eommissarie» waren jedoch
der Meinung, daß die projectirte Wasserleitung nur so weit ausgeführt zu werde» brauche, daß sie zu
dem vorliegenden Zwecke ausreiche. Um sich genauer klar zu machen, welche Kosten das Projcct in
seiner Beschränkung auf das wirklicheBedürfniß verursachen würde, setzten sie sich auf den Rath des
Herrn Geheimen Raths Hartwig mit der Kölnischen Maschine» - Bauanstalt in Verbindung. Der
Director derselben, Herr Goldstein, übernahmes an Ort nnd Stelle die vorgelegten Pläne zu prüfen
und zu bestimmen, was an dem «ostenanschlage zu ersparensein möchte. DerselbeTechniker, sowie der
Kteisbaumeister Herr Brandenburg, nahmen an einer neueu BerathungTheil, welche die Eommissarien
am 20. Mai in Siegburg im Beisein des Herrn Nasse abhielten. Auf Grund sorgfältiger Besprechung
und der von den Techuilcru mit Zuziehung°desHerrn Nasse und unter Berücksichtigung dessen beson¬
derer Wünsche aufgestellten KostenUeberschläge beschlossen die Eommissarieneinstimmigvon den durch
den Provinzial^andtag bewilligte»10,000 Thlr. der Verwaltungs-Commissiondie Summe von 12,000
Thlr. zur Verfügungzn stellen, und zwar zur Ausführungder nachstehendenArbeiten:

1) Hauptreservoirim Thurm mit Bekleidung, Zimmerarbeiten:c ....... 1,000 Thlr.
2) Reservoirim Süd- und Nordflügelmit dito ............ 1,800 „
3) SämmtlicheZuleitungsröhrenmit Absperrungen ........... 1,200 „
^) für Ableitungsröhreninsgemein ............... ?0U „
5) Abtrittsanlagen: in der Männeravtheilung'1,355 Thlr.

„ „ Fraucuabthcilung 1,350 „
für die Beamten . . 750 „
im Hinterbau . . . 350 „ 3,800 „

«) Zwei Tunnels für die Abtrittsanlage"^" V^ .......... ?00 „
?) Zwei cementirtcGruben dazu und diverse bauliche Anlagen ....... 300 „
8) Ein Fühliug'scher Reinigungsapparat . ............ >'5"" "
>i) F»r Unvorhergesehenes.................. - 250 „

12,000 Thlr.
Von dieser Bewilligung für bauliche Anlagen in Siegburg bitten wir die Versammlung

Act zu nehmen und mit dem Verfahren ihrer Commissarienihr Einuerständnißgeneigt auszusprechcn.
Wir haben geglaubt, den Bericht über die Ausführungdes accesforischm Auftrages erst ab¬

schließen zu sollen, bevor wir dazu übergehen, die Eindrücke zu schildern, welche Siegburg auf uns
gemacht hat, so wie die Anschauungen und Erfahrungen, welche wir auf den unternommenenReisen
gewonnen haben.

Da wollen wir es denn nicht verhehlen, daß wir alle, getäuscht durch den Ruf, den Siegvurg
als erste Anstalt dieser Art sich erwarb, als vor 40 Jahren der geniale Psychologe Iacobi sie grün¬
dete und leitete, von dem Vorurtheil befangen waren, die von dem jetzigen Anstalts-Director und nach
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ihm von der Verwaltungs Eommission erhobenen Klagen würden wohl in hohem Grade übertrieben
sein. Wir dachten uns, die Anstalt tonne unmöglich mit einem Male so heruntergekommen sein, daß
man sogar davon rede, sie als untauglich ganz zu verlassen; wenn die Räumlichkeiten in Folge des
Anwachsens der Irrenzahl nicht mehr ausreichend seien, so werde dem wohl durch einen nicht übermäßig
kostspieligenAnbau abzuhelfen sein.

Mit solchenVorstellungen betraten wir die ehemalige Abtei.
Um so niederschlagender war aber der Eindruck, den die Besichtigung des ganzen Instituts,

namentlich der Wohn- und Schlafräume der Irren, auf uns machte. Als wir in den Theil der
Schlafstellen eintraten, die in den öden vor den Niwildeu der Witterung nothdürftig geschützten Dach¬
räumen untergebracht sind- als wir die Wirkung des Frostes ans diese Unglücklichenfühlten — es war
an seucm Tage U!" kalt — und uns vorstellten: wie sie im Sommer hier vor Hitze verschmachten, da
mußten wir uns cingestehen, daß solche Zustände selbst in einem Detentioushausc Tadel erfahre» würden.
Als Vertreter des Rheinischen Provinzial-Wndtags fühlten wir die Tchamröthe auf unfere Wangen
steigen, daß in einer unter seiner Obhut stehenden Anstalt die unglücklichste und betlageuswerthesteKlasse
unserer Angehörigen in einer die Menschenwürde fast verletzendenKümmerlichkeit beherbergt wird.

Schon in der nächsten Eonferenz spracheu sich die Eommissarien einstimmig dahin aus: daß
sie bei dem Besuche in Siegburg die Ueberzeugung gewonnen hätten, daß die Anstalt zu anständiger
Beherbergung einer so großen Zahl von Krauten durchaus ungenügend sei, so wie daß die localcn Ver¬
hältnisse es nicht gestatten, durch einen An oder Umbau dem Bedürfniß zu geuügen. Sie erkannten
es als ihre Pflicht, dem ProuinziabLandtage dringend anzuempfehlen, daß die Anstalt so bald als mög¬
lich von Siegburg verlegt werde. Ebenso stellte fich ihre übereinstimmende Meinung fest, daß eine
Eentral-Anstalt für die Provinz nicht ausreichen tönue. Einmal, weil der eine Pnntt von vielen
Theilen der Provinz zu weit entfernt liege, und ferner, weil ein gewisses Maß in der Krantenzahl ohne
Schädigung der Heilpflege nicht überschritten werden dürfe. Tie glaubten schließlich, wolle man nicht
bei einer halben Maßregel stehen bleiben, sich dafür entscheidenzn müssen: daß jeder Regierungs Bezirk
für fich eine eigne Irrenanstalt erhalte.

In einer späteren nach Eoblenz berufenen Eonferenz, welche der Herr Ober - Präsident mit
seiner Gegenwart beehrte, wurde hauptsächlichdie prasse eröctert, ob die bis setzt festgehaltenepriucipielle
Scheidung von Heilbaren und Unheilbaren l Pfleglingen) für die besprochenenneuen Anstalten beizubehal¬
ten sei oder nicht. Die Eommissarien beschicken sich, daß die Becmtwortuug einer solchenFrage ledig¬
lich der Wissenschaftund der Erfahrung anheimfallen müsse. Nachdem nun in einer Anzahl von Fällen
die Erfahrung gemacht worden ist, daß augeblich „Unheilbare" und als uuheilbar Entlassene dennoch mit
der Zeit geheilt wurden: so haben die anerkanntesten Autoritäten der Psychiatrie schou laugst jene prin¬
cipielle Scheidung fahren lassen und die UnHeilbarkeit auf die auf der tiefsten Ttnse des Blödsinns
stehenden und auf die mit Sinneöverlufleu Heimgesuchten begrenzt. Niän nur, daß jene Scheidung an
sich irrationell sei, es hat sick herausgestellt, daß sie für das Heilverfahren felbst in hohem Grade nach¬
theilig wirke, so daß alle erfahrenen Irren Aerzte darin einverstanden sind, daß in einer gedeihlichen
Heilanstalt ein gewisser Stamm guter Pfleglinge gar nicht entbehrt werden tonne. Dieser auf empiri¬
schem Wege gewonnenen Ueberzeugung der Fachmänner aller Länder glaubteu Ihre Eommissarien unbe¬
dingt folgen und sich dafür aussprechen zu sollen: daß mit Beseitigung der irra tionellrn
Scheidung vonHeilbaren und Unheilbaren die neuen Anstalten als gemischte Heil-
und Pfege-Anstlllten eingerichtet werden.

In derselben Eonferenz beschlossenIhre Eommissarien in weiterer Ausführung des ihnen
ertheilten Mandats verfchiedencneuere, nach ihrer gesammten Einrichtung mustergültige Irrenanstalten
zu besuchen, und zwar zunächst die neue westfälischeProuiuzial-Anstalt zu «engerich. Die Eindrücke
dieser Reisen, so wie die Begründung der Vorschlage, mit denen der gegenwärtige Bericht concludirt,
sind in einem Protokoll niedergelegt, welches am !«. October in einer Eonferenz zn Eöln verfaßt wurde.
Den bezüglichenInhalt desselbengestatten wir uns, in diesen Bericht einzufügen:

„Am 2l». Juli reisten wir in Gesellschaft des Geh.-Raths Nasse nach ^engerich in West¬
falen, 4 Meilen von Münster und 2 Meilen von der nächstenEisenbahn»Station Greuen entfernt. Die
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Irrenanstalt, an einer amphitheatralisch aufsteigenden, die weite Ebene beherrschendenAnhöhe gelegen,
macht durch ihre stattliche Fa?ade und die harmonische«Niederung des gesammten großartigen Bauwerts
emen nnponireuden Eindruck. Auch die innere Anordnung und die Vertheilung der Räume gibt Zeug¬
niß uon einem wohldurchdachtensinnreichen Plan. Die Anstalt, auf 3U0 Kranke berechnet, ist gegen¬
wärtig nur erst mit 80 Kranken belegt. Die Kosten des Baues sammt der inneren Einrichtung und
eni Inventar, doch ohne die Grundfläche, betragen 350,000 Thlr.; außerdem ist für Oasbereitung und

andere Accessorieneine Ausgabe von 50,000 Thlr. vorgesehen.
I" den Tagen vom 2<>. bis 2!'. September besuchten die Commissarien — leider waren

!^mal oer Abgeordnete für Cublenz, Advokat-Anwalt Breinig, sowie der Geh.-Rath Nasse durch
cmlheit verhindert — die Anstalten zu Klingenmünster in der bayerischen Pfalz. Heppenheim imGroß-

y'rzossthnm Hessen und endlich Frankfurt a. M. Die erstere ist mit 300 Kranken belegt nnd kann bis
lick ??^"'' ^' ^°^" ^''"''"" ^ oder 370,00«, Thlr. Sie liegt ziemlich isolirt auf einer freund-
iu B>t n 5 ^'" ^'"' Dorfe Klingemnnnster, 2 Meilen von Landau entfernt. Diese Anstalt gilt sowohl
„„ ^, Einrichtung als der Leitung vor anderen als mustergültig und so ist sie auch nns erschie-
daa> s ^""^ ^''"^tnng ist zweckmäßig; alles was nach Luxus oder Ucverfluß aussieht, ist gemieden,
Eia^'i" /' ^ nirgendwo an dem, was das Bedürfniß einer wohlgeordneten Heilpflege erheischt.
^ gmtimmllch ist. daß die Anstalt ganz von ««arten mit Turnplatz und mannichfaltigen Spielplätzen

Üben ist, in welchen sich die Kranken', obschon es an einer Einfriedigung durch Mauern
bei'' V """^'^ '"^M frei bewegen. — Die Anstalt zu Heppenheim an der Bergstraße, ganz dicht
^ l.,e,em Orte und unmittelbar am Gebiete erbant, ist noch unvollendet und soll erst in den nächsten

240 ,m^^"^""^ ^^ ""^"' ^ ^ ^ 250—300 Kranke berechnet und soll 420,000 fl. oder
au?' d ?^' ^^"' ^"' "^"^'" ^^ "'^^^ ^'"6 ist dem Umstände zuzuschreiben,daß der Stein,
Mass ? ' ^"" ausgeführt ist, unmittelbar an der Baustelle zu Tage liegt und daß es für die
«.aiNIntung emes Kunstwerks <Dampfmaschine^' nicht bedürfte. Da der Anstalts>Dircctor gerade
für?, ^ "' '" '"^^'^ ^"' ^"umeistcr unfern Führer. — Die schöne Anstalt zu Frankfurt a. M.
b-l "i '^"^ berechnet, ist nur mit 130 Krauten einschließlich der stumpfsinnigen und epileptischen

egt. Die gestimmte Einrichtung dieser renommirten Anstalt, die hübsch dekorirten Räume, das über-
10 >>w '^ ^""erpersonal alles bekuudet den Reichthum der fteien Stadt, von der sie nur etwa

Kumten entfernt liegt. — ^iese drei süddeutschenInstitute haben jede ein Areal uon 20 bis 30
orgen. das in den angegebenen Kostenpreiseu einbegriffen ist: die Anstalt zu Lengerichbesitzt ein Areal
n 2», Morgen, freilich unfruchtbaren Landes, welches die Gemeinde Lengerichgeschenkt hat.

l Ueberall in diesen Instituten wurden die rhcinpreußischenCommissarien auf das zuvorkommendste
und d'^!n' """ ^"' Directoren persönlich herumgeführt und mit alleil Einzelheiten der Einrichtung
viel R i ^"dlniigsweise der Kranken bekannt gemacht. Sie können es nicht genug anerkennen. wie
verd . ^""3 sie den Mittheilungen nnd Erläuterungen der Directoren beim Besuch dieser Anstalten
um "s ^" ^^ 6"^" Geuugthuuug haben sie sich überzeugt, daß dieselben Grundsätze, welche
luna >>> ^"^'"" Dircctor, Geh.>Rath' Nasse, in seinem bekannte!, Prumcmoria für die Behand-

6 ^ Irrenwesens aufstellt, in allen neuere» Anstalten maßgebend waren und sich durch die Erfahr¬
baren" cv""^"'"""" zweckentsprechendbewährt haben. Die Scheidung uon „heilbaren" und „unheil-
<> s "' ^^ allgemein als irrationell verworfen und der in jenemPromemoria aufgestellteSatz, daß die
Mit Er's , ""^ enguerbundene Heil uud Pflegcaustalt sein müsse, ist in allen diesen neuern Instituten
der Ke ss durchgeführt. Auch daß durch das Zusammenwohnen mit guten Pfleglingen die Genesung

yeilbaren Irren wesentlich gefördert werde, hat die Erfahrung dargethan.

einqerich, .^""""liche neuere Irrenanstalten sind in der Hauptsache nach ein und demselben System
styl t? l D" ^genthümlichkeitcn jeder einzelne,, beziehen sich mehr oder minder theils auf denNau^
eine'we?.s^^"^^'^ ^"cte der innern Einrichtung, denen dem durchgreifenden Princip gegenüber
Dienst, ü Bedeutung kaum bcigemesscnwerden kann. Ueberall sind durch den Mittelbau, der die
geschiede ?"' ^ ^"^ ""^ ^« «nd da die Kirche in sich begreift, die beiden Geschlechterräumlich
Provin,"'mt?."< ""fessionelle Trennung findet in den süddeutschenAnstalten nicht statt: nur in der

"z Westfalen haben die Irrenhäuser einen confessionellenCharacter.
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Auch der von unserm Herrn «. Nasse angeregte Plan, die auf der tiefsten Stufe des
Vlödsinns stehenden, mit Sinnesverlustcn heimgesuchten und epileptischen Irren aus den Heilpflege¬
anstalten zu entfernen uud in einer Proviuzial-Eentral-Änstalt unterzubringen, ist bereits sowohl
in Baden als in der Pfalz in Aussicht genommen. In nächster Zeit sollen alle dergleichen
Kranke von ^llenau nach Pforzheim und von Klingenmünstcr nach Franlenthal verlegt werden. Die
Provinz Westfalen besitzt schon gegenwärtig ein solches Siechcnhaus in Gesecke, und zu diesem
Zwecke würde späterhin Siegburg sich ganz gnt einrichten lassen.

Der Eindruck,den die Eommissarien von der zwennalrgen Anwesenheit zn Sregburg
mitnahmen ist durch den Besuch der genannten vier IrrenlMser nur noch verstärkt worden. Nicht
ohne ein Gefühl tiefer Beschämung haben sie gesehen, mit welch' wohlwollender menschenfreund¬
licher Fürsorge in der benachbarten Prooinz und in Hüddeutschland die Irrenanstalten eingerich¬
tet sind während die vergleichsweisegrößere und reichereNheinvrovinz mit einer für ein Deten-
tionshaus kaum genügenden Anstalt sich behilft. Sie muß den Vorwurf hinnehmen, daß sie die
ihr obliegende Sorge' gntentheils Privatanstaltcn überläßt, welche zumal da, wo sie nicht von ei¬
nem Arzte geleitet werden, unmöglich die Gamntieen bieten, welche man in einer Provinzial-An-
stalt findet/ Nur iu der Insufficienz von Siegbnrg findet das Vorhandensein der zahlreichen
Privat-Institute seine Erklärung und Entschuldigung. Eine einzelne Anstalt, wenn sie auch besser
und größer wäre als Siegburg, kann für die Rheinprovinz in keiner Weise genügen. Dem grö¬
ßeren Tbcile ihrer Bewohner wird anch die räumliche Entfernung der Zngang erfchwert, und fo
wird in vielen Fällen durch die zn spät eintretende ärztliche Irrenpflege das Heilverfahren beein¬
trächtigt oder gar vereitelt. Ueberdieß darf die Krankenzahl ohne wesentliche Schädignng der
Heilpflege nicht über 35«! bis M", höchstens 400 hinausgehen: das stehi erfahrnngsmäßig fest.
Damit ist die generelle Frage, ob Eentralisation oder Decentralisation, entschieden. Auch zwei
Anstalten, wie die weniger bevölkertennd unstreitig- relativ auch weniger wohlhabende Provinz
Westfalen sie schon besitzt, können für uns nicht als ausreichen) erachtet werden. Die Gesammt-
zahl der Irren beiderlei Geschlechts wird in der Rheinprovinz auf 7000 geschätzt:man nimmt an,
daß ein Drittel davon der Anstaltspflegc bedürftig ist und daß von diesem Drittel mindestens die
Hälfte, das ist beiläufig 1200, in öffentlichen resp. Provinzial-Institutcn ein Unterkommen muß
finden'können. Die Eommissarientonnten sich daher der Ueberzeuguuguicht verschließen,daß eine
befriedigendeReorganisation unseres Irrenwesens nicht anders auszuführen ist, als daß jeder
einzelne Regieruugsbezirkseine eigne Anstalt erhalte.

Der einzige Einwand, der gegen die Erbanuung von fünf neuen Anstalteil sich geltend
machen kann ein Einwand, der die Eommissarien von vornherein ernstlich beschäftigthat, ist un¬
leugbar der Kostenpunkt. Nach dem Maßstabe für Bau- uud Einrichtuugstosten, der feitens der
besuchten vier Anstalten vorliegt und auch bei andern neueren Bauten z. N. iu Osnabrück und
in München zutrifft, mutz der Geldaufwand für die vrojcctirten füuf Neubauten in der Rhein¬
provinz auf 1',, bis zu 2 Millionen Thalern veranfchlagt werden. Eine fo enorme Summe ist
auf den ersten Blick allerdings geeignet zu erschrecken und als ein uuübersteiglichesHinderniß be¬
trachtet zu werde». Aber wenn sich erst die NcbcrzengungBahn gebrochenhat, daß hier ein un¬
bedingt nothwendiges Lebensbedürfnis;in Frage kommt, daß eine Pflicht vorliegt, eine ganz unab-
weislichc Pflicht, welcher die Provinz sich nicht entziehen darf und nicht entziehen kann: dann wird
man sich, wollend oder nicht, entschließen müssen der Geldfrage näher zu trete», und dauu wird
vor einer besonnenenAnschauungund Abwägung aller Verhältnisse jener Einwand, wie berechtigt
er scheine, schließlich weichen und in den Hintergrund treten müssen.

Sollte denn die gesegneteNheinvrovinz, die für ihre Blinden nnd Taubstummeu in
umfassendsterWeise sorgt, in Behandlung der weit zahlreicherenund unglücklicherenKlasse derer,
die ihres Verstandes zeitweilig oder dauernd beraubt sind, gegen Westfalen, die Pfalz, Hannover,
Baden und andere Länder in einer sie wahrhaft beschämendenWeise auf die Dauer zurückstehen
wollen? Das kann unmöglich die Meinung des Provinzial-Landtags sein, dessen Hochherzigkeit
nnd dessen Opferwilligteit für alles, was edel ist und wohl lautet, sich niemals verleugnet hat.
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Ist es denn aber in Wirklichkeiteine unerschwinglicheAusgabe oder eine zu drückende
^, '"°lck)e der Provinz angesonnen wird? - Nehmen wir das Ma'ximum des Bedarfs zu 2
^cülwnen Thalern an, die auf dem Wege einer Anleihe beschafft werden sollen, so würde die
^erzmsung mit 4'^,, und die Ämortisirnng mit 1V."/o die jährliche Aufbringung von 120,000
-NM. erfordern, um innerhalb 31 Jahren die ganze Schuld zu tilgen. Nehmen wir ferner an,
daß aus den verfügbaren Neberfchüssen der ProvinM-Hülfskasfe mindestens 20,0W Thaler zur
"erzmsung und Amortisation beigenommenwerden, dann hätte die Provinz, durch übliche Repar-
lmon auf die Regierungsbezirkeund innerhalb dieser Bezirke auf die Gemeinden, auf die Dauer
v°n .i, Iah^n eine jährliche Veisteuer von höchstens100M) Thlru. aufzubringen. Da5 wäre
^ ""^ begrenzte Zeit eine jährliche Auflage von weniger als einem Silbergroschcn auf den
-topf der Bevölkerung, eine Auflage, die mit Rücksicht auf die Steuerkraft diefer Provinz gewiß
"cht übermäßig genannt werden kann, eine Auflage, die keinen Bezirk und keine Gemeinde drücken

d > < c, ^"" 3" lange liegt das Irrenwesen der Rheinprovinz im Argen. Jetzt wo die Schi¬
en b^ßgelcgt, wo die schreiendenNothstände nicht von den Aerzten allein anerkannt sind:

in ^? ^ "^ Kimmen „nd mit kräftiger Hand die Hülfe zu schaffen, welche Noth thut. Es gilt
^acheiferung anderer Provinzen und deutscherStaaten, in Nacheiferung der Residenz Berlin

, le eben jetzt für eine städtifchcIrrenanstalt die Summe von «0N,000 Thlr. aufwendet» für die
"glucklicheKlasse unferer Mitbrüder die Fürsorge zu treffen, die wir als folchr, die sich nach

Vr"V "" ^^' ""'""'' >'U gewähren verpflichtet sind. Der Provinzial-Landtag und die
M ^ ""^ " >'" vertreten die Ehre hat, wird eingedenkihrer Verantwortung vor Gott und
-ucenjchcn die dazu nöthigen Geldmittel nicht weigern."
<v. ^ in vorstehenden! Protololl-Auszuge niedergelegtenErwägungen sind es, durch welche
>Me ^ommissarien sich eben so berechtigtals verpflichtet fühlen, dein 18. Provinzial-Landtage ei-
m's , ^^"'fenden Reorganisationsplan des provinziellen Irrenwesens vorzulegen, der in sieben
^ ejolutwnen, zu denen wir uns Ihre Zustimmung erbitten, einen klaren nnd correcteu Ausdruck

^ , ^enn Sie mit uns die Ueuerzengunggewinnen, daß das große und heilsame Wert,
uns ' ^" '^^'^" vorlegen, eine längst fällige Schuld ist, die jetzt mit dringendem Ernst von

s emgcfordert wird: dann werden Sie, des sind wir froher Zuversicht, der Geldfrage keine
dci^l« ^'deutung beilegen, als ihr gebührt. Wir glauben Ihnen nachgewiesen zu haben, daß
wek ^^' Welches der Provinz angesonnen wird, ohne Beschwerung derselben aufgebracht
N v^" ^"""' ^"^" Sie denn hier, wo es sich um ein Gebot der Ehre, der Pflicht und der

achstenliebe handelt, vor Bewilligung der erforderlichen, wenn auch ansehnlichen, Geldmittel
zurückschrecken?

y ^« betrachten es als ein Zeichen guter Vorbedeutung, daß die Stände ein Jahr frü-
ren N '"",^""rten konnten, einberufen werden, fo daß wir vor der sonst erforderlichen weite¬
ren q?; "t""g des Reorganisationsplans schon im laufenden Jahre in der Lage sind, Ihnen
wird '^"iw"m vorzutragen, deren Annahme das große Werk in seinen Grundzügcn feststellen

Und somit bitten wir Sie, die nachstehende Proposition zu Ihrem Beschluß zu erheben:
sckl ss ^ ^ 18- Provinzial-Landtage versammelten Stände der Nheinprovinz haben be-

„In Erwägung, daß die in dem Promemoria der Siegburger Berwaltungscommission ck. ck. 3
„Uct. 1864 auf den Antrag des Anstaltsdirectors Herrn Geh. Mcdicinalraths Dr. Nasse an-
"geregtc Verlegung der Irrenheilanstalt, mit Rücksicht auf eine geographische Theilung der
"Heüpflege, von der für diese Frage am 19. October 1864 ernannten Svecial-Commissionauf
..Grund ihrer eigenen Ermittelungen so wie des übereinstimmenden Ausspruchcs aller Auto.-
«Malen der Psychiatrie als unbedingt nothwendig anerkannt worden ist;
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„in fernerer Erwägung, daß die bisherige principielle Scheidung von heilbaren und unheil¬
baren Irren sowohl von der Wissenschaft als von der Erfahrung als zweckwidrig und irra-
„tionell verworfen wird"

aus diesen Gründen

genehmigen die zum 1«. Provinzial-Laudtage versammelten Stände der Nheinprovinz die von der
genannten Spezial-Commissionin ihrem motivirten Verichtc ä. cl. 30. Oct. d, I. behufs Reor¬
ganisation der provinziellen Irrcnpflcge vorgeschlagenensieben Resolutionen:

Erste Resolution: In jedem der fünf RegierungsbezirkeDüsseldorf, Cölu, Aachen,
Coblenz und Trier soll eine gemischte Heil- und Pflege-Irrenanstalt für je 200 bis 850 Kranke
nach dem bewährtesten System erbaut werde».

Zweite Resolution: Die zu erbauenden Irrenanstalten erhalten den Charakter als
Piovinzial-Anstalt und werden wie diese von einer gemischten Commissionverwaltet.

Dritte Resolution: Die nach verschiedenenKlassen abzustufendenVerpflegungssätze
in den einzelnen Anstalten werden auf den Vorschlag der betreffendenÜommifsionfür jeden Rc-
gieruugsbezirk vom Provinzial-Landtage festgestellt.

Vierte Resolution: Außer dcu Kosten des Neubaues und der baulichen Unterhal¬
tung trügt die Provinz auch die allgemeinen Verwallungslosten, wogegen die Vcrpflcgungskosten
derjenigen Kranken, welche Freistellen genießen, wie bisher von jedem einzelnen Regierungsbezirk
für feine Anstalt aufgebracht werden.

Fünfte Refolution: Freistellen werden nur auf bestimmteZeit und zwar bis auf
die Dauer eines Jahres gegeben; diese Frist kann ausnahmsweise auf Antrag des Directors dnrch
Beschluß der Verwaltungs-Lommifsion bis zu zwei Iahreu erstreckt werden.

Sechste Resolution: Zur Bestreitung der Ban-, Einrichtungs- und Iuveutar-Kosten
der füuf Provinzial-Irrenanstalten fo wie zur Anschaffungder erforderlicheil Grundstücke follcn
durch die Provinzial-Hülfskassc bis zum Belauf vou zwei Millioueu Thalern „rheinische Provin-
zial-Obligationen" ausgegeben werden, die jährlich mit 4^"/,, zu verzinsen uud mit 1V,«>/„ zu
amortisircu sind. Die Provinz verpflichtet sich die zur Verzinfuug und Amortisation erforderliche
Summe jährlich und zwar nach dem bisherigenRepartitions- und Erhebungs-Modus aufzubringen.

Siebente Resolutiou: Nachdem Sc. Majestät der König weiden geruht habcu den
Beschluß der Pruvinzialstände zu genehmigen uud zu bestätigen, wird eine aus fünfzehn Mitglie¬
dern des Provinzial-Landtags bestehende :>d c,<»' gewählte „Finanz- und Baucommission" unter
dem Vorsitz des Hrn. Landtagsmarschalls zur vorbereitenden Ausführung desselben in Function
treten. Die Wahl derselben geschieht in der Weise, daß auf die drei Staude je füuf uud die
fünf Regierungsbezirkeje drei Mitglieder entfallen. Diefe Commission ist beauftragt für die
Proviuzial-Odligatioucn ein Allerhöchstes Privilegium Namens der Stände zu erwirken uud
demnächst«ach Maßgabe des Bedarfs deren Emifsion zu betreibe». Dieselbe erhält sodcmn unbe¬
dingte Vollmacht, unter geneigter Mitwirkung Sr. Excellenzdes Herrn Oberpräsidenten v. Pom-
in er« Esche die geeigneten Baustellen zu ermitteln und zu erwerben. Sie ist befugt, sich regie-
rungsbezirksweiseiu einzelne Specialconunissionenvon drei Mitgliedern für die Bauangelegenhei¬
ten des betreffende,:Bezirks zu vertheilen. 'Nach geschehener Erwerbung der Baustelleu wird die
Gesammtcommissiondie nöthigen Nautechniter anstellen und mit denselbendie Pläne und Kosten¬
anschläge der fünf Irrenanstalten aufstellen, um sie dem nächstenProvinzial-Landtage vorzulegen.
Die Commissionvon 15 Mitgliedern ist beschlußfähig,wenu außer dem Vorsitzendenrcfp. dessen
Stellvertreter acht Mitglieder anwesend sind. Sollte eins oder mehrere Mitglieder der Commission,
fei es durch Todesfall oder Ausscheidenaus dem Provinzial'Landtage, ausfallen oder aus irgend
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einem anderen Grunde dauernd verhindert sein, so ist die Commission befugt, sich durch Coovta-
tion aus Mitgliedern des Landtags, doch mit Berücksichtigungder Stände und Regierungsbezirke,
3« ergänzen.

Cöln, im Centralbahnhof den 30. October 1865.

Frhr. Raitz v. Frentz, Vorsitzender, von der Heydt, Reserent. Frhr. v. Geyr.
Contzen. Bremig. Dr. Riegel.

Regulativ
über die

Leitung und Verwaltung der in jedem Regieruuqs-Bczirk zu erbaneuden gemischten
Irren-, Heil- und Pflege-Anstalten.

^- 1.

Die in jedem Regierungsbezirk der Rheinprovinz zu erbauendenIrren-, Heil- und Pflege- Entwurf eine« Regn-
Anstalten sind Provinzial-Änstalten, über welche das Ober-Präsidium der Provinz die Oberaufsicht latws für die fünf
führt. P fl e g l i n g e werden nur, so weit der Raum der Anstalt es gestaltet, in jeder Anstalt be- ^U°"N'"'
halten. - ^ - ->

Die allgemeinen Leitung einer jeden dieser 5 Anstalten führt eine gemischte Commission,
welche aus 3 von dem Landtage alle zwei Jahre neu zu ernennenden oder zu bestätigenden Abge¬
ordneten der RheinischenProvinzial-Ständc (ans dem II., Hl. und IV. Stande je einer), und
aus zwei durch das Oberpräsidium zu ernennenden Staatsbeamten, deren Einer Medizinal-Be-
amter sein muh, besteht.

Dein Oberpräsidenten steht jede nöthig scheinende Abänderung der Wahl dieser beiden
Beamten zu.

Derjenige Staatsbeamte, welcher vom Obervräsidinm dazu ernannt wird, bleibt bestän-
«qer Vorstand der Commission.

Die Gegenstände der Geschäftstätigkeit der Commissionsind:
ll) die obere Leitung der ökonomischen Verwaltung in allen einzelnenTheilen,
^) die Aufsichtauf die Verwaltung der Fonos, des Kassen- und Rechnnngswefens,
") die ober Aufsicht nnd Disciplin'über das Offizianten-Personal.

Die bestehenden Reglements und sonstigen Bestimmungen dienen der Commission
herbei zur vorläufigen Richtschnur. Der Commissionwird jedoch zugleich die Befugniß ertheilt,
>° weit es ohne Gefährdung des Zweckesgeschehen kann, angemessene,im Geiste der Sparsam¬
st vorzuschlagendeAbänderungen und Zusätze zu veranlassen.

5- 6.
Alles, was auf die medizinische,Psychischeund diätetifche Behandlung der Kranken Ne-

ö"g hat, gehört zum ausschließendenGeschäft des Directors der Anstalt, es darf jedoch ohne5"
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vorherige vorläufige Genehmigung durch die Verwaltungs-Commission eine Überschreitung der
etatmäßigen Ausgaben durch Heilversuchc nicht veranlaßt werden, so wie denn überhaupt die
Commissionauf die Behandlung der Kranken im Allgemeinen ihr Augenmerk zu richten und ihre
Bedenken dem Director mitzutheilen, oder vorkommeudenFalles dem Oberpräsidium einzuberichten
hat, welches alsdann dem nächsten Landtage die Sache zur definitiven Beschlußnahmcvorlegt.

5. 7.
Die Kosten der Neubauten, so wie der ersten Einrichtung nebst Inventar der 5 Anstal¬

ten trägt die Provin-,, dahingegen die baulichen Unterhaltungs- so wie die allgemeinen Verwal-
tungs-Kosten jeder Anstalt, nebst den Vcrpflcgungs-Kosten derjenigen Kranken, welche Freistellen
genießen (Normalkranke), wie bisher von dem betreffenden Regierungs-Bezirke aufgebracht werden.

Die Commissionentwirft alle zwei Jahre den Vcrwaltungs-Etat, welcher in dreifacher
Ausfertigung dem Oberpräsidium eiuzureichen, und von diesem dem Landtage zur Bestätigung
vorzulegen ist. Der Landtag hat darüber zu wachen, daß diejenigen Kosten der 5 Anstalten,
welche der ganzen Provinz zur Last fallen, jedem Regierungsbezirke nach dein bestehenden gesetz¬
lichen Vertheilnngs-Modus zugeschrieben,und mit denjenigen Kosten, so jedem Regierungsbezirke
speciell zufallen, aufgebracht werden. Ein Exemplar des festgesetzten Etats aller fünf Anstalten
ist an das Oberpräsidium einzureichen,welches hierauf die Königlichen Regierungen mit näherer
Meifunq versieht.

Sie hält darauf, daß die Führung des Kassen- und Rechnungswesens nach den ertheil¬
ten Instructionen erfolgt. Sie ordnet von Zeit zu Zeit außerordentliche Kassen-Reviswnen an,
jeden Monat wird aber durch den Director der Anstalt die Kasse regelmäßig revidirt welcher
die Revisions-Prototolle dem Vorsitzenden der Eommission zu übersenden und dieser solche der
Commissionbei ihrer nächsten Versammlung vorzulegen hat. Bei sich ergebenden Unrichtigkeiten
in der Kassenführnng ist vou dem Revisor sogleichnach Vorschrift der Gesetze ;u Verfahrens

5- l<».

Die jährlich vor dem letzten März durch die Kassen-Verwaltung einer jeden Anstalt in
dreifacher Ausfertigung über das verflossene Jahr zu legeude Rechnung wird von der Commission
vorrevidirt und demnächstan das Ober-Präsidium eingereicht, welches sie mit den Bemcrtunaen
der Commissiondem nächstenLandtage zur schließlichcn Revision und Dechargirung vorleat. Der
Landtag hat ein Exemplar der also festgestellten Rechnung dein Ober-Präsidium einzureichen.

z.ll.

Alle bauliche» Einrichtungen rcssortiren von der Commission, ohne deren Bewilligung
keine Bauten statthabe!» dürfen.

Der Director der Anstalt wird auf den Vorschlag der Commissionvom Könige ernannt,
der zweite Arzt, die Geistlichen,der Hausvater, der Oetonom, der Oberwärter, die Qberwärterin,
und der Thorhüter werden von der Commissionnach Anhörung des Directors ernannt' der ärzt¬
liche Assistent und alles untere Dienstpersonal werden von dem Director angestellt Anstelluuaen
auf Lebenszeit (mit Ausnahme der Directorstelle) bedürfen der Genehmigung'des Landtags. '

8. 13.

Bei Pflichtwidrigkeiten von Officianten und anderen Angestelltenerfolgt die Entlassung
auf Grund der abgeschlossenen Verträge durch «dieselbe Behörde, von welcher die Erneuuuua aus'
gegangen ist. "
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8. 14,
Die den Officianten zu bewilligendenBesoldungen und Gratisicationen werden von der

Commissionbestimmt,jedoch innerhalb der hierzu bestimmtenEtatssummen.
Eine Ueberschreituugder Etatssummeu darf in keinem Falle finden, außer auf den An¬

trag der Commissionund mit Genehmigung des Oberpräsidiums.
Pensionen werden nur vom Landtage bewilligt.

5- '5.
Die Erfordernisse zur Aufnahme werden durch das Reglement der Anstalt bestimmt.

Freistellen «Normalstellen) werden nur auf bestimmteZeit und zwar bis auf die Dauer
«nes Jahres gegeben; diese Frist kann ausnahmsweise auf Antrag des Directors durch Beschluß
der Verwaltungs-Commifsson bis zu zwei Jahren erstreckt werden. Die Bestimmung über die
Aufnahme zu Freistellen erfolgt durch die bezügliche Regierung; dagegen entscheidet die Verwal-
tlings-Commissionausschließlichüber die Aufnahme'von Pcnsionairen, doch wird es dem Director
frei gelassen,in dringenden Fällen in Gemäßhcit einer ihm durch die Commissionzu ertheilenden
Instruction provisorischeAufnahme der Pensionaire zu verfügen.

Die nach verschiedenenKlaffen abzustufendenVerpstegungs-Sätze für Pensionaire in dem
euizctnenAnstalten werden ans den Borschlag der betreffenden Nerwaltungs-Eommifsion für je¬
den Regierungsbezirk vom Provinzial-Landtage festgestellt.

5. I?.
Die Commissionversammelt sich vierteljährlich in der Anstalt zu einer regelmäßigen

Sitzung. Außerordentliche Bersammlnngen kann der Vorsitzende, so oft es nöthig, veranlassen,
unter Mittheilung der Tagesordnung; auch m»ß derselbe auf den Antrag zweier Mitglieder der
Commissioneine anßerordcntliche Versammlung berufen, und ladet die Mitglieder hierzu minde¬
stens ^ Tage vorher ein. Das Vorsitzende Mitglied bestimmtTag und Stunde und macht dem
Oocr-Präsidium hiervon Anzeige. Den Mitglieder der Commissionist der Zutritt zu allen Räu¬
men der Anstatt zu jeder Zeit gestattet. Die Commissionuntersucht die Anstalt und ihre Verwal¬
tung in allen ihren Theilen und nimmt darüber ein besonderes Protokoll auf. Sie revidirt die
«asse, sieht die seit der letzten Versammlnng aufgenommenen Kolten-Revisions- Protokolle nach,
zleht alle die Anstalt betreffendenAnqclegcnbeitenin Berathung, trifft die nöthigen Anordnungen
und nimmt über die gefaßten Beschlüsse ein Conferenz-Protokollans, welches dem Ober-Präsidium
w Abschrifteinzureichenist und dessen Einsicht vom Provinzial-Landtage verlangt werden taun.

Die Mitglieder der Verwaltnngs-Commissionwerden für Reife- und Verzehrungstosten
durch die Anstalt entschädigt.

8- ^-
Der Geschäftsgang ist eollegialisch. Die Commissionist beschlußfähig,wenn außer dem

Vorsitzenden drei Mitglieder anwesend sind. Die Beschlüsse werden durch Stimmenmehrheit ge¬
faßt und bei gleichenStimmen ist die Meinung des Vorsitzendenentscheidend.

Die amtlichen Ausfertigungen werden im Namen der Commifsion erlassen und von
den anwesenden Mitglieder!! unterzeichnet,außerdem genügt die Unterschrift des Vorsitzenden.Die
Immission bedient sich eines öffentlichenSiegels, welches den Preußischen Adler im Wappen-
ichUde mit der Umschrift:

„Verwaltungs-Commission der Irren-Anstalt zu . . . ,"
enthalt, genießt Portofrciheit in den allgemeinen Angelegenheitender Anstalt .ind bei den Corre-
'pondenzen mit den Behörden.
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Auszug
aus dem Protokoll der 5. Sitzuuc, vom 9. December 1865, betreffend die Wohl der eventuellen

Commission für Sieaburg.

Nun wird zur event. Wahl der Commission für Siegburg geschritten: der Ausschuß schlägt
vor, die 5" belassen. Gewählt wurden:

1. Für Düsseldorf:
Abg. Frhr. v. Frentz.....mit 55 Stunmen

„ von der Hevdt..... ,. -"'<) „
„ Fonck......... „3" „

2. Für Eöln:
Abg. Graf B risse l...... „ 4N

„ Bachem........ „35 „
„ Tchnlt........ „ "1

li. Für Aachen:
Abg. Frhr. v. Geyr ...... „ ^7

„ Contzen........ „ ^'' „
„ Paulssen ....... „61 „

4. Für Eoblenz:
Abg. Frhr. v. Solemachcr . . - „ ^U „

„ Bremig ........ „ "l „
„ >',. Wurzer ...... ,. "

5. Für Trier:
Abg. Frhr. v. Louisenthal . . . „ 42 „

„ !>!-. Riegel ....-.-„ '^
., Gebert ........„ -^ „

Fr«, :^.

Allerdurchlanchtigsier, Großmächtiger König!
Allergnädigster König nnd Herr!

Euer Königliche Majestät haben auf den Antrag der zum 14. Provinzial-«andtage versammelt

der^StrllßenNreckegewesenen tteugehorsamsten Stände die Uebernahme der Straße von Würselen über die Atsch bis Stol-
von Würselen bis berg auf den Bezirtsstraßen-Baufonds Allergnädigst auzubefehleu geruht. Die Uebernahme der ganzen

zur Atsch ans den Strecke tonnte aber nicht erfolgen, weil die Gemeinde Stolberg die in ihrem Banne liegende Wege-
?//NcgI?Aachen^ strecke von der Atsch bis Stolbcrg, ans welcher sie eigenthümlicherVerhältnisse wegen einen hohen Geld¬

ertrag erzielt, nicht an den Bezirkssttaßenbanfonds abtreten wollte. Um nun den Gemeinden Haaren
und Würselen, welchedie betreffendeStraße unter Verwendung bedeutenderKosten vor längeren Jahren vor¬
schriftsmäßig erbaut uud gleichmäßig unterhalten haben, endlich gerecht zu werden, uud da die geuauute
Straße allen an sie zu stellende» Bedingungen entspricht, indem ihre Wichtigkeit für den öffentlichen
Verkehr bereits von Euer Majestät anerkannt worden ist nnd sie an den beiden Endpunkten in vollstän¬
dig ausgebaute Straßen einmüudet, so wagen Euer Majestät die treugchorsamsteu Staude mit der
untcrthänigsten Bitte zu nahen, Allergnädigst befehle!: zu »vollen, daß die Straßenstrecke von Würselen
bis zur Atsch auf den Bezirksstraßenfonds des Regierungsbezirks Aachen übernommen werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
Düsseldorf, den ll. December I^N5.
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Nr«. 4.
Die gegen dir

A llerdurchlauchtiq st er, Großmächtigster König! Rinderpest -,u e>grei
«s, < ^ >-.«,! . < ^ senden SchAtzniaß'
A l l e r g u a d l g st e r K o nr g u n d p err! regeln u„d die Lm-

Den treugehorsaulsten Stände des 18. Provinzial-Landtages wurde bei dem Allergnädigst '33'V?eh «^"dm
befohlenen Znsammentritt eine Petition vorgelegt, betreffend: ^laß gesetzlicher Ne°

.' >" . ^ „> .< ^^ < .. >...^ stimmimgendarüber
1. Die Absperrung der Grenze, gegen die von der Rinderpest heimgemchtenNachbarländer durch ^tr.

Militair-Cordons;
!ö. den Ersatz des zur Unterdrückung der Rinderpest getödteten Rindviehes aus Staatsmitteln.

Die treugehorsamsten Stände haben diesen für die Erhaltung des Wohlstandes der Provinz
so höchst wichtigen («cgenstand in ihrer heutigen Sitzung einer eingehenden und sorgfältigen Prüfung
unterworfen, und die in dem allerunterthänigst beigefügten Referat enthaltene Darstellung als durchaus
richtig anerkennen müssen; namentlich sehen sie bei der in Holland noch immer weiter lim sich greifenden
Mt eine sichereAbsperrung nur durch eiuen zusammenhängenden Militair-Eordon.

Die trengehorsamslen Stände müssen die von dem hohen Ministerinm unterm 25. November
curr. an das OberHräsidinm erlassene Entscheidung als eine große Beruhigung und Wohlthat für die
Viehbcfitzer auf's dankbarste anerkennen, müssen es aber allerunterthänigst aussprechen, daß sie nur in
dm allerenergischsten Maßregeln das einzige Mittel zur schnellen Unterdrückung erkennen, wenn die
Provinz — was Gott indeß verhüten möge — von der Rinderpest heimgesucht werden sollte, und
'vahin gehört vor Allein sofortige Tödtung nicht allein des an der Rinderpest erkrankten, sondern auch
Tödtung von allein >nil demselben in Berührung gekommenen gesnnden Rindvieh, und seien es noch
so viele;— denn Quarantaine wird nach allen Erfahrnngcn der weiteren Verbreitung der Pest nur Vor«
schub leiste»— ferner vollständiger Ersatz, damit nicht Verheimlichungen und dadurch unbedingte Weiter-
verbreitungcn stattfinden.

Da nun das Allerhöchste Patent vom 2. April 1^'M in der Nhcinprovinz nicht publicirt ist,
auch Manches darin den jetzigen, hiesigen Verhältnissen nicht mehr entsprechen dürfte, so tritt der Wunsch
nach gesetzlichen diesen Gegenstand regelnden Bestimmungen hervor.

Die trengehorsamsten Stände legen deshalb Euer Majestät die allerunterthänigst eiustiinnilge
Vitte uvr, Allergnädigst befehlen zu wollen:

!. Die Grenzen gegen die von der Ninderpest heimgesuchten Gegenden, sei es Ausland oder
Inland, sollen 'sofort mit einein Militair-Eordon vollständig abgeschlossen werden.

^ Bei Eintritt der Rinderpest in die Provinz soll alles, nach dem Urtheil von Sachverständigen
an der Rinderpest erkrankte und mit demselben in Berührung getonimene ge,unde Rindvieh
sofort getödtet, und der volle Werth den Eigenthümern aus Staatsmitteln ersetzt und durch
öffentliche Blätter bekannt gemacht werden, daß die Tödtung gegen Enychadiguug erfolge.

3. GesetzlicheBestimmungen für die Abwehr der in den Nachbarländern der Provmz ausbrechew
den Viehseuche», sowie für die Entschädigung des Viehes, welches in Folge derselben im allge^
meinen Interesse getödtet werden muß, sollen herbeigeführt werden.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.

Düsseldorf, den '.». December l«t>5.
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Referat des ersten Ausschusses

über eine Petition von 5> Abgeordneten betreffend die Ziehung eines Militnir-Cordons gegen
die vvn der Rinderpest inficirtcn Gränzen der Nachbarländer und den Ersatz des wegen der

Rinderpest zu tödtcndeu Viehes ans Staatsmitteln.

Referent: Abg. Münster. Korreferent: Abg. Bachem.

Referat, betr. die gegen Fünf Abgeordnete des 1?. Rheinischen Provinzial - Landtages haben den Antrag gestellt, der
die Rinderpest zu ei- h^ ProvinzialLandtag möge beschließen:
ginsmden Maßregeln. ^ ^ ^ ^anM des durch die Rinderpest inficirtcn Auslandes sofort mit einem Militaircordon

abgesperrt werden möchten;
2. Einem hohen Ministerium die gehorsamste Bitte vorzulegen, daß bei Eintritt der Rinderpest

in die Provinz alles ertränkte und mit demselben in Berührung qetommeneVieh sofort getödtet,
und der Taxwerth den Eigenthümern aus Staatsmitteln ersetzt und daß dies geschehe, durch

die öffentlichen Blätter bekannt gemacht werde.
Ein Blick in das Wert von Spiuola über die Geschichte und Fortpflanzung der Rinderpest

zeigt am deutlichsten,welche ungeheuren Verheerungen dieselbe zu verschiedenenZeiten und in den ver¬
schiedenenLändern, in welche sie eingeschlepptwurde, augericktet hat, den» ihr Heerd sind die Steppen
Rußlands.

So sind im Jahre 1750 in Preußen und Lithauen über !<l 5,000 Häupter derselben
erlegen. Von 1745—174!» hat sie in Dänemark 280,000 Opfer gefordert.

l745—174ti, zu welcher Zeit sie iu Deutschland und den angrenzenden«ändern am heftigsten
wüthete, setzte die holländische Regiernng einen Preis von 80,000 (Hulden auf ein sicheres Specificum
gegen die Rinderpest aus.

l?!l7 und !7!'5 grassirte sie im Herzogtum Eleve, Am I. Juni l7!l5 erschienauf Befehl
Sr. Majestät König Friedrich Wilhelm !ll. eine Verfügung der Kriegs-und Domaiuen-Kammcr, welche be¬
stimmte, daß, da trotz der angewandten, ganz genauen Polizei Maßregeln die Seuche noch nicht erstickt
und schon über 4000 Stück Rindvieh gefallen seien, alles erkrankte Vieh sofort getödtet, und nach einer
aufzunehmenden Taxe den Eigenthümern ersetzt werden solle, nnd zwar bei Widerstand unter Zuhülfe¬
nahme der militairischen Macht.

Die von den hohen Behörden angeordneten Maßregeln bezeugen deutlich, daß man ertennt,
wie leicht das Evutagium fortgepflanzt wird. Schleimige euergische Maßregeln scheinenallein im Stande
zu sein, dem Weiternmsichgreifen Einhalt zn thun. Behandlung des erkrankten Viehes, Quarantaine
des mit dem erkranktenVieh in Berührung gewesenen, noch gesund scheinenden, wird den Wiederansbruch
sicherlich von Neuem wieder begünstigen uud die Krankheit und Austeckuug immer weiter hinausführen.

Die jetzt in Holland herrschende, ans England übertragene Rinderpest hat seit Juli nicht
allein nicht aufgehört, sondern tritt immer wieder von Neuem auf. Wie viele Tausende der Rinderpest
dort erlegen, läßt sich gar nicht angeben. Die in öffentlichen Blättern angegebeneu Wahlen werden
in Wirklichkeit mehr als das Doppelte erreichen. Nach sicheren Nachrichten ist die «rankheit jetzt schon
zum dritten Male in der Gegend von lletrecht anfgetreteu, nachdem mau sie zwei Mal durch euergischeMaß.
regeln erstickt glaubte, und in der vorigen Woche sind wieder drei Ortschaften von Neuem heimgesucht
worden. Die Angst vor der der Rhcinprovinz immer näher rückendengrassirenden Pest, welche nicht
allein den Vichstand der Provinz zu decimiren, und dadurcheine bedeutende Theuernng der allernöthigsteu
Lebensbedürfnisse, als Fleisch, Butter, Käse herbeizuführen droht ldas Pfund Fleifch kostet jetzt zu Uctrecht
17 Sgr.) sowie der Ruin der Landwirthschaft, welcher eintritt, wenn diese Pest uns heimsuchen sollte,
rechtfertigen wohl die vorerwähnte Petition, obgleich nach den neuesten Nachrichten diese Pest in Belgien
und Frankreich, wohin solche auch geschlepptwar, durch die daselbst ergriffenen energischenMaßregeln
erstickt zu sein und unserer Grenze von da aus für den Augenblick keine Gefahr zu drohe» scheint.
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Betrachten wir mm das Historische und das eben Erwähnte, so drängt die Nothwendig¬
keit, energische Maßregeln inö Leben gernfen zu sehen, sich unwillkürlich auf, damit dein Eintritt
und der Weiterverbreitung dieser verheerenden Pest Einhalt gethan werde.

Dem Eintritt vorzubeugen, bezweckt der erste Antrag, der sich durch die Erwägung hin¬
länglich rechtfertigt, daß die einzelnen Gemeinden, der einzelne Kreis, durch das Aufbieten aller
Kräfte nicht Wohl im Stande seien, einen ausreichendenSichcrhcits-Eordou zu bewerkstelligen, daß
hierzu vielmehr eine wohlgeordnete und strenge Disciplin erforderlich ist, wie sie nur allein bei
der bewaffnete« Macht erwartet werdeu kann.

Was den zweiten Theil des Antrags betrifft, so ist es erfreulich, mittheilen zu können,
daß unsere hohen Behörden bereits Veranlassung genommen haben, diesen Gegenstand der Petition
Ms Auge zu fasseu, uud die Mittel zur Abhülfe bereit zu stellen.

Es ist nämlich durch Schreiben des Herrn Landtags-Eommissars vom 2. dieses Monats
cinRescriptdes Königlichen Ministeriums für geistliche und Ncedicinal-Angclcgenheitcnvom 25. No¬
vember d. ,I. mitgetheilt worden, durch welches auf ein früheres Nescript vom 18. Juni 1856
hingewiesenwird, welches den Gegenstand der Petition zum Theil ordnete.

Es entsteht deshalb die Frage, ob durch Erlassung dieser Verordnung die Petition
selbst bereits erledigt, oder ob es angemessensei, dieselbe demnngeachtct höheren Orts ein¬
zureichen.

Um dies zn entscheiden, ist vor Allem ^u crwälmcn, daß das Königliche Ministerium
mit Rücksicht auf das in der Nhcinprovinz nicht publicirte Patent vom 2. April 1803 sich dahin
ausgesprochen hat, auf die Staatskasse die Entschädigung sowohl für das nach Vorschrift des
2- Satzes des §. 38 jenes Patents gctödtetc kranke Vieh, als auch für das während der Rinder¬
pest und bchnfs Nnterdrücknng derselben auf obrigkeitlicheAnordnung gctödtete g cfuude Vieh
zu übcruehmcu.

In soweit die Petition darauf hinausgeht, ohne Rücksicht auf die Kopfzahl des Viehes
auf eiuem Gute, wie sie das Patent berücksichtigt, alles mit dein tranken Vieh in Berührung ge¬
kommene Vieh zu tödteu, um der Weitcrvcrbreitung der Pest vorznbcngen, geht dieselbeweiter,
als die ministerielle Verfügung, auch könnte die Bezugnahme auf jcucs Patent den Zweifel erregen,
ob die Entschädigung für das erkrankte uud gctödteteVieh uach dem vollen Werthe desselben solle
gefordert werden, weil der §. 121 des Patents mir eine Quote des Werthes als zu gewährende
Entschädigungbezeichnet.

Es dürfte sich aber wohl rechtfertigen, daß die Petition eine ausgedehntere Entschädi¬
gung beansprucht, denn eine volle Entschädigung für zu tödteudcö krankes Vieh wird einer Ver¬
heimlichungder Krankheit nnd dadurch der Wciterverbreitung vorbeugen; anch ist zu berücksich¬
tigen, daß, wenn ertränktes Vieh ans Grund eines Gutachtens von Sachverständigen durch die
zuständigen Polizei-Behörden zu todten verordnet wird, dies immerhin zu dem Zweck geschieht, um
die Gefahr vou den Nachbarcn abzuwenden, ohne daß es hinreichendfeststeht, ob nicht das erkrankte
"ich noch genesenwird. Es tritt also in diesem Falle eine zwangsweise Entäusicruug ebensowohl
"u, als in'dem Falle, wenn gesundes Vieh, welches mit ertränktem in Berührung gekommen ist,
Modlet wird. Das Todten überhaupt scheint zulässig, sowohl nach dem Polizei-Gesetz vom
ll- März 18W, als auch uach Artikel 9 dcr Verfassungs-Nrkundevom 31. Januar 185>0. Dieser
^tikel gcstattet nämlich den Eingriff in das Privat-Eigenthum, aus Gründen des öffentlichen
-^"hlc-s, jcdoch nach vorgängigcr Entschädigung »ach Maßgabe des Gesctzcs. Nirgends tritt aber
d« Nothwendigkeit/Privat-Eigenthum in öffentlichem Interesse anmgreifen, greller hervor, als in
d"u Falle, wenn eine Pest den Woblstand des Landmannes und die Gesundheit einer ganzen
^gend bedroht.

Hiernach dürfte tein Zweifel obwalten, das; dcr Antrag auf Tödtnng vou allem im Besitze
v"n Privaten befindlichcn gesundenVieh, wenn es aück, nur mit dem trauten in Berührunggekommen ist,

6
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aerecktfertiatist denn der tz. 38 des Patents vom 2. August 1803, wonach die Tödtung des gesunden
mit krankem in Berührung gekommenen Viehes nur angeordnetist, wenn in deren Stalle sich nicht
über 10 Stück befinden, paßt zu wenig auf die hiesigen Verhältnisse,wo starke Viehstände nicht allein
auf einzelnenGehöften,sondern auch in Dörfern sich befinden. Da der angeführte Artikel 9 uoraussctzt,
dan eine Entschädigung für das entzogene Privat - Eigenthumerfolgen müsse, so muß in Ermangelung
eines Spczialgcfetzesüber die Höhe der Entschädigung nothwendigangenommen werden, daß der volle
Werth des qetödtctcnViehes ersetzt werde.

Schon der §. 118 des angezogenen Patents übernimmt innerhalb dessen Grenzen für
den Staat die Verpflichtung, die Kosten des getödteten Viehes zu ersetzen; es folgt dies auch aus
dem allgemeinen Grundsatz, daß die Staatsobrigkcit im allgemeinen Interesse die Anordnung
trifft das Vieh des Privatmannes zu todten, und daher für die Folgen dieser Anordnung auf-

Sowohl die Petition, als auch das Ministcrial-Nescript vom 25. November geben
hinreichendenBeweis, daß es in der Rhein-Provinz an gesetzlichen Bestimmungen für den Fall
fetllt we.m dieselbe durch Viehseuchen wirklich bedroht wird, und wenn die Nothwendigkeit ein¬
tritt,' das' Privatcigenthum im Interesse der Gesammtheit anzugreifen.

Es wird sich daher empfehlen, daß für solche Fälle Bestimmungen ins Leben treten,
nach welchen die obrigkeitlichenBehörden handeln können, ohne daß, wie im vorliegenden Falle,
erst besondere Anträge nöthig werden, sowohl für die Sicherheit der Gesammtheit, als für die
Entschädigung der Einzelne,:.

Deshalb hält der Ausschuß für angemessen, dein Antrage einen dritten, mehr allge¬
meinen beizufügen,dahin gehend, daß solche gesetzlichen Bestimmungen gegeben werden.

Der 1. Ausschuß beantragt deshalb: „der hohe Landtag wolle beschließen, das hohe
Ministerium zu bitten:

1. Die Grenzen gegen die von der Rinderpest heimgesuchten Gegenden, sei es Ausland oder
Inland, sofort mit einen: zufammcnhängcndcn Militair-Eordon abschließen zu lasse»;

2. Anzuordnen, daß bei Eintritt der Rinderpestin die Provinz alles nach dem Urtheil der Sach-
verständigen an der Rinderpesterkrankte uud mit demselben in Berührung gekommeneRindvieh
sofort getödtet, und der volle Werth den Eigenthümern aus Staatsmitteln ersetzt, und do5
durch die öffentlichen Blätter bekanntgemacht werde, daß die Tödtung gegen Entschädigung
erfolge;

3. Die Herbeiführungvon gesetzlichen Bestimmungenfür die Abwehr der in den Nachbarländern
der Provinz ausbrechendenNindviehfeuchcn, fowic für die Entschädigung für das Vieh, wel¬
ches in Folge derselben im allgemeinen Interesse getödtetwerden muß, zu vcraulassen.

Düsseldorf, den 6. December1865.

Der erste Ausschuß:

Graf v. Nesfelrodc, Vorsitzender. Becker. R. Graf Beißel. Dr. Wurzer. Paulfsen.
Schröder. Graf v. Spec. Fonck. Contzen. Frhr. v. Leykam. Münster, Referent.

Bach ein, Eorrefercnt.
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Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigstcr König und Herr!

Erhöhung des jähr»
Euer Königlichen Majestät erlauben wir uns unterthänigstvorzustellen,daß bisher jährlich llchm Fond« für die

40 Thlr. auf die allgemeinen Provinzial-Landtags-Kostcnfür den Zweck der Fortsetzung und Ergänzung Mdilcht Bibliothek,
der Provinzial-Landtags-Bibliothckbewilligtwaren, sich aber ergeben hat, daß diese Summe dafür nicht
ausreichend ist, sonderndazu jährlich sechzig Thaler erforderlich sind.

Euer Königlichen Majestät wagen wir daher hiermit die unterthänigst gehorsamste Bitte zu
unterbreiten,Allergnädigstgenehmigen zu wollen, daß jährlich für die Fortsetzungund Ergänzung der
Rheinischen Provinzial-Landtags-Bibliotheksechzig Thaler auf die allgemeinen Landtags-Kosten veraus¬
gabt werden dürfen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.

Düsseldorf, den 7. December1865.
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Alttrüge uud Anzeigen
welche an den KöniglichenLandtags-l5ommissariusgerichtet worden sind. *)

Nrn. 1.

Wattm zu den Be> Benachrichtigungdes Herrn Landtags-Marschalls, »cl AllerhöchsteProposition Nro. 2 und
'"k M°"m°'"nd^ I>- ^- Nro. 44 vom 3. December18U5, daß der Landtag in seiner 2. Plenarsitzungdie auf dem letzten
üaMcilte Einlud ordentlichenLandtage (1864) gewähltenMitglieder nnd Stellvertreter der Bezirks-Commissionenfür
"Änc"P«p°sttwn' ^ Klassen, und klassificirte Einkommensteuer, soweit sie icht noch den ersteren angehören, wiedergewählt
Nio,2».l.,0.Nr°,44. resp, bestätigt, für die dnrch den Tod oder durch Verlust ihrer Qnalification Ausgeschiedene,,dagegen

die erforderlichen Neuwahlenvollzogen habe. Es wurden gewählt:

^. Für den Negicrlliigs-6c)irK Cölu:

anstatt des verstorbenen Abg. Nolshouen zn Stciiibrcchc im Kreise Mülhcim a/NH., (d. Nro. 4) der
Sanitätsrath Dr. Biegcr zu Mülheim a/NH.;

L. Für den Negicrungs-öcürK Coblcnz:

anstatt des verstorbenen Stellvertreters Kaufmann Wilhelm Hausmann zu Traben: l>6 d. Nro. 4)
der PostHalteruud Gutsbesitzer Carl Sartor zu Trarbach;

0. Für den Ncgicrmlgs-öcM Aachen:

an Stelle des verstorbenen FabrikbesitzersLconhard Hnbcrty zu Malmedy: (>,. Nro. 6) der Leder
fabrikcmt FriedrichLang^Gorcsebendaselbst;

j). Für den Urgicrnngs öcürk Trier:

anstatt des ausgeschiedenen Abg. Nicolas Gnittienne zn Niedaltdorf («, Nro. 2) der Aba. Büracr-
mcister uud Posthaltcr Neusch aus Lcbach,Kreis Saarlouis;

N. Für den Ucgicrungs-Se)irK Düsseldorf:

anstatt des verstorbenen KaufmannesGustav Weyersbcrg zu Solingen: (n<l l>. Nro. l l) der Kaufmann
Carl Weyersbcrgebendaselbst.
I.. I»l. Nr. 8. 6. <l. 5. December18Ü5.

Uro. 2.

El°änzuna«w»hl Benachrichtigungdes Herrn Landtags-Marschalls »<1 Allerhöchste Proposition Nro 3 und
in den Ausschuß für I,. (^. Nro. 23 vom 3. December18l>5, daß der Landtag in seiner 3 M?„avN<.i.',„ ...c <^..^ >>.«

">',«,..»«.», z, 5 Nr», 2 d.« «°,c«« «,.. II, Mai I«°l u, d« A,^ch.ch' «M» w'«H3,^.^."
*) Thcilwcise im Auszüge.
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Vergütung als Mitglied im Stande der Landgemeinden des
ansgeschiedenen Abgeordneten NicolasGuittieuue ans Niedaltdorf den Abgeordneten Gebert ans Temmels,
Kreis Saarbnrg, gewählt habe.
I". K5. Nro. 22. cl. 6. 6. December1865.

Fro. 3.

Benachrichtignng des Herrn Laudtags-Marschallŝ 1^ Nro « vom ^ Dec^8^ ^hi>^
daß der Landtag in einer 3. Plenarsitzung die dnrch das Anmelden des bislerugeu »g ">, ^g ^ ^^
Nicolas Guittieuue erforderlicheNeuwahl je eines Mitgliedes der Machen Commisstonen, de d r,a e ^,^,^^
angehört,vollzogen habe. Es wurden anstatt Guitticnne's für die Zwischenzeitb>. zum nächste» or.eut^
Uchen Landtagegewählt:

a. als Mitglied der Commission für das Landarmenhauszu Trier:
der Abgeordnete Handelsgerichts-PräsidcntKüchen aus Trier; ^

d. als Mitglied des VerwaltuugsHusschussesfür die
der Abgeordnete Bürgermeisteruud Posthalter Neusch aus Lebach,Kre.s Saarloms.

o. als Bczirtsstraßcn-Comnlissarfür den Regicrungs-BezirkTrier:
der Abgeordnete Iohann Gnittienne aus Ihn, Kreis Saarloms;

6. als Mitglied der Commission für den Landwehrvferdegeldcrfonds:
der Abgeordnete Freiherr von Louisenthal aus Dagstnhl, Kreis Merzig.

^- ^1. Nro. 9 voni 6. December 1865.

M«. 4.

w«m,.„g d.« Horn, Mimst.« l,.s Im,°r,, «5 "' 5« »H""/^ ,.l.ist...

»'«»»!, d.« P«,!chb.!«!,.„ «»» UM» Th!r„ «.!««.» »«»<! ^»,<n» N°>°» d°st«»° »n«>,»
^ wollen.
I- ^1. Nro. 1U vom 5. December1865.

Hl'O. 5. Die Verwendung der

,'»'z ergebest zu benachrichtigen,daß der ^"dtag u °c ^ ./ '. '. Nord-Kanal-Intraden heute Nordwml-Intraden

und dle resp. Beträge, und zwar: ?
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a. für den Regiernngs-Vezirk Düsseldorf:
1. Bezirk Clcve ................ 2547. 10. ?.
2. „ Düsseldorf ............. 2129. 17. 1.

d. für den Negierungs-Bezirk Coblenz ...... 1937. 29. 5.
dem linksrheinischen Bezirksstraßcn-Fondsder Regierungs - Bezirke Düsseldorfund Coblcnz, wie in dem
abschriftlich anliegendenReferate angegeben,zuznweiscn, und zwar mit der Maßgabe, daß die resp. Be¬
träge den vorgenannten Bezirken resp. Bezirktheilenauf den Bezirksstraßen -Zuschlagzur Grundsteuer
des künftigen Jahres event, des darauf kommenden Jahres gutgeschriebenwerden,aus dem Grunde, weil
die Nord-Kanal-Zuschlägezur Zeit nur von dem linken Rheinufer als Zuschlag zur Grundsteuerauf¬
gebracht worden sind.

Düsseldorf, den 6. December1865.

Der Landtags-Marschall:
Freiherr von Walduott-VassenheimHornheim.

Bericht des zweiten Ausschusses,
betreffend die Verwendimg der den Regierungs'Bezirken Coblenz und Düsseldorf aus den

Nord-Kllnal-Intraden zugewiesenenBetrage.

Referent: Zores.

Die Ausführung des vom 17. Rheinischen Provinzial-Landtagein seiner 9. Sitzung gefaßten
^em"(Rchr°3"° Flusses, die von Seiner Majestät dem Könige Allergnädigst bewilligten15,000 Thlr. aus den Nord-

Kcmal-Intraden auf diejenigen Theile der Rheinprovinz ganz in der Weife und mit Anwendungdes
Procentsatzcszur Vcrtheilung zu bringen, in welcher die Erhebung der Zuschlags-Centimcnfür den
Nord-Kanal-Bau seiner Zeit stattgefunden hat, ist zufolge Schreibens des Königlichen Landtags - Conv
missarins vom 3. Decembercurr., Nro. I.. ^. 17 in den Ncgierungs-Bezirken Cöln, Trier nnd Nachen
bewerkstelligt;dagegen hat sich nach dem bezogenen Schreiben herausgestellt, daß für die Regierungs-
Bezirke Düsseldorf und Coblcnz eine gleiche Verthcilung unausführbar ist, weil die gedachten beiden
Königlichen Negierungendie erforderlichen Materialien nicht mehr besitzen, um die Zuschlagsbeträge für
die einzelnen Gemeindennoch angeben zu können. Der Ausschußglaubt daher dem hohen Provinzial-
Landtage nach den Andeutungendes Königlichen Landtags-Commissarsvorschlagen zu sollen von einer
Unterucrtheilungabzusehen und die resp. Beträge:

». für den Düsseldorfer Ncgicrnngs-Bezirl:
1. Bezirk Cleve .............. . 2547. iy 7
2. „ Düsseldorf ............ 2129. 17. 1.

d. für den Regierungs-Vezirk Coblenz ...... 1957. 29. 5.
dem linksrheinischen Bczirksstraßenfondsder Ncgicrungs - Bezirke Düsseldorf und Coblcnz wie vorhin
angegeben,zuzuweisenund zwar mit der Maßnahme, daß die resp. Beträge den vorgenannten Bezirken
resp. Bczirtsthcilenauf den Bczirksstraßen-Zuschlag zur Grundsteuerdes künftigen Jahres, eventuell des
darauf folgenden Jahres gutgeschrieben werden; und zwar aus dem Grunde, weil die Nord-Kanal'
Zuschläge zur Zeit nur von dem linken Nhciuufcr nnd zwar als Beischlag zur Gruudstcucr aufgebracht
worden find.

Düsseldorf, den 4. December18L5.
Der zweite Ausschuß:

Frhr. v. Ley kam: Vorsitzender. Zores: Referent. Frenger. Frings. Frhr. v. Nynsch.Bartels.
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Uro. 6.

Der 17. Proviuzial-Landtaghatte auf den Antrag der Siegburger Verwaltungs>Commission̂ °"-, b« ««"17.
"ne Smmne von 1ü,000 Thlrn. zur Anlage neuer Latrinen und einer Wasserleitung bewilligt, mit der Maß-
^bc, daß die Zahlungsanweisungvon der Zustimmungeiner für das provinzielle Irrcnwcscn ernannten Commissionfür Lieg.
^Pecial-Commissionabhängigsein solle. Diese Commission hat, wie Euer Excellenz bekannt ist, bereits
nter'm 29. Mai d. I. für die erwähnten Zwecke einen Betrag von 12.U00 Thlr. zur Verfügungder Latrine» und einer

'.Vmvaltungs-Commissionfür Siegburg" gestellt. BKn?7.' i^N
Wiewohl die in Sicgburg projcctirte Anlage mit Rücksicht auf die hygienischenVerhältnisse S. 196.)

n Anstalt von allen Seiten als eine dringliche anerkanntwurde, ist das schon vor 6 Monaten völlig
urbereitete Project noch immer nicht znr Ausführunggekommen;vielmehrliegen dem Vernehmennach
" betreffenden Pläne :c. bis Heu e bei dein Präsidium der Königlichen Negierungzu Köln.

Der 18. Provinzial-Landtag, bei dem diese Angelegenheit wieder zur Sprache gekommen ist,
?""cht umhin, sein Bedauern cmszusprcchen, daß eine für die Gesundheitder Anstalts-Bcwohnerso
MiM u,^ dringliche Sache nicht so rasch, als es seiner Meinung nach hätte geschehen können und
u!!cn, gefördert worden ist. Ich bin beauftragt, Euer Excellenz die geziemende Bitte vorzutragen:

„daß es Hochdensclbcn gefalle, in geeigneter Weise auf die uuverzüglichcAusführung des
vorerwähntenSicgburgcr Vau-Projects, wie es die ständischeSpccial-Commission festgestellt
hat, hinzuwirken."

Düsseldorf, den 8. December 186.?.

Der Landtags-Marschall:
Freiherr von Waldbott-Basscnhcim-Bonihcim.

en KöniglichenLandtags-Commissarius, Wirklichen Geheimen Nath und Ober-Präsidenten:
I i>^"" "°" Pommer»Gsch?, Erccllenz
^- ^1. Nro. 25. hicrsclbst.

Xro. 7.

^, Euer Excellenz beehre ich mich ganz ergcbenst zu benachrichtigen,daß der Landtag in seiner Betr. Uebernahmeder
^"«Wn 3. Plenar-Sitzung beschlossen hat, auf Grund des abschriftlich beigefügten Antrages uud NÄer?u°°?°"

von ihm adoptirten gleichfallshier angebogenen Referats die Uebernahmeder Prämicnstraßc von Sittard auf den Be°
zu?^ ""^ Sittard auf den Vezirksstraßenfondszu genehmigen, insofern die Königliche Regierung ^."^"^^ufon^s
erfil»?. " ""^ bn ständische Commissardieselbe für geeignet finden und die nöthigen Vorbedingungen ziM'Aachen'.
'!uut sein werden.

Düsseldorf, den 6. December 1865.

Der Landtags-Marschall:
Freiherr von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

^ KöniglichenLandtags-Commissarius, WirklichenGehciinen-Nath und Obcr-Präsidenlcn:
I. ^'^"" "°" Pommcr.Esche, Excellenz
'- ^. Nro. 2?. hicrsclbst.

7s
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An.r^ die Ueber- Einer hohen Versanrnünng der Provinzialstände beehrt sich der Unterzeichnete den seitwärts
nähmet Prämien- ^clstm Antrag zur hochhaltigen Berücksichtigung ganz ergebenst vorzutragen:
stlllße «°n Heniöbcrc, «"" / ' " ql„^s.au der Heinsberg Sittardcr Präunenstraße ist cmem dringenden und lange

"KZ3r«»r gefühlten B^U'isfe abgeholfen worden. Es handelte sich darum die ga^sndlicheHälfte des Kreises
,°ud« !.ett. ^ ,^>,.. nit einer .^aupt-Verkehrs-Nder zu «ersehen, d« m dresem Kreistheüe gelegeneu Ortschaften

i?n / sick uud mit dem Kreishauptorte zu verbiudcu und zngleich deni letztern sowohl wie jenen andern
Nrtsckrften den Verkehr mit der niederländischen Stadt Sittard zn eröffnen. Diese Verbindung nut
dem Auslande hat in jüngster Zeit in Folge der Eröffnung der MaestrichtHenlocr Eisenbahn, welche
über Sittard führt, an Wichtigkeit zugenommen. Ich zweifle, ob in den letzten Jahren innerhalb des
Neaiernnc^Bezirts Aachen eine Prämienstraße zur Ausführung gekommen ist, welche an Bedeutung für
den durchgehenden fowohl als für den lokalen Verkehr der Heiusberg-Sittarder Straße gleichzustellenist.

"Die bctheiligten Gemeinden, 9 an der Zahl, obgleich sämmtlich in ungünstiger Finanzlage,
baben gleichwohl mit anertenneuÄverther Opferwilligkeit rüstig Hand an's Werk gelegt nnd in den
fahren 1862 bis 1864 den Bau der Straße iu eiuer Gesammtläuge von 2 Meilen uud 18!) Ruthen

Wie erheblich die Kosten waren, welchedieser Ban erforderte, wolle die Hohe Versammlung
aus der beiliegenden Uebersicht ersehen. Die Staatsvrcimicn beliefen sich in Summa auf «5,',4 Thlr.,
die Gesamnü^Kosten crclusive Gruud^Entschädigungeu, welche letztere noch von einzelnen Gemeinden zu
'Men sind auf 29,192 Thlr. Die Grund Entschädigungen waren veranschlagt auf 8700 Thlr., stellen
sich aber in der Wirklichkeit auf eine beträchtlich höhere Summe, fo daß die Kosten des qu. Baues
inclusivc Grund,Entschädigungen auf mindestens 40,000 Thlr. sich belaufen werden, von welcher Summe
der Staat jene 8554 Thlr. au Prämieu, die bctheiligten Gemeinden aber 3l,446 Thlr. aufgebracht

Nachdem die Gemeinden fo schwereOpfer gebracht haben, ist es gewiß dringend zn wünschen,
daß sie nuumchr von der Unterhaltung der in allen Theilen fertigen Straße befreit werden.

Düsseldorf, den 3. December 1865.

Paulssen,
Landtags -Ab geordneter.

Uebersicht von den Kosten der ^usbnuuug der Heinslierg-Sittarder priimienlwike

A»

2.

Gemeinden.

3

Länge
der

Straße.

4.
Betrnss

der Gc!c»um!t°,tc!iln?
ultimo December M!4

oxolu»ivu
GrmidcittlchcidigM'g.

Heinsberg. . .
Kirchhoven . .
Aphoven . . .
Wcüdfcucht . .
Brebercn . . .
Sacffelcn . . .
Höngen . . .
Tüddcren . . .
Brauusrath . .

Summa l

270
255,,
235,«
422,,
295,,
960
532
4?4,,
744

Vctrnss
der Ctlla!>jprä„ne nach
Ab',uss Ucm 400 Thlr.

PlMktirnüM'oste!!.

?>'<s. Eav, Pf

4189,,

198«
1960
1663
3285
1956
4965
2617
5U>6
5650

19
6

19
21

9
2

14
12
17

8
10

4
5
2
6
7
1

5>9192

514
614
566

1015
711

1827
747

1140
1416

6
10

8
27
14
11

6
28
28

4
9
7
2
5

II
8554 ! 22

Die Grundentschädignngcn waren veranschlagt zu 8700 Thlr.
Prämien-Beträge sind in den Eol. 4 genannten Kostensummen euthalteu.

Die in Eol. 5 genannte"
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Referat des vierten Ausschusses,
betreffendU.beruahnic der Pränncustraße rou Heinsb-rg nach Sittard auf den Bezirksstraßm-

Vanfonds dcS Ncgicrungs-Bezirks Aachen.

Referent: Fr Hr. v. Leykam.

Die Geineiuden Heinsberg, Kirchhoven, Aphoven, Waldfeucht, Brebcren, Scieffelcn,Hoengen, ^hme^er "Prämien-
Tuedderen,Vrauusrath im Krcne Heinsberg haben nach Bewilligungeiner Staatsprämic von 8554 Thlr. stroße^umi Heinsderg
22 Sgr. (; Pf. die von Heinsberg nach Sittard führende 4189,,' Ruthen lange Straße erbant und 'Hz^^ßcndau
hierzu außer den Gruud Eutschädiguugskosten, welche zu 8700 Thlr. veranschlagt waren nach Abzug der s°nds des Meg..«ez.
Prämie, noch !^Ns!">7 Thlr l U Sgr. 0 Pfg. aus eigenen Mitteln aufgewendet. Sie beantragennunmehr ^m-
die Uebernahme dieser Straße auf dem Bczirksbaufonds. Wenngleichdieser Antrag bisher der König¬
lichen Regierung nicht vorgelegen hat, und sich daher weder die für die Dringlichkeit der Uebernahme
sprechende Gründe vollständigerwägen lassen und ebensowenig mit Sicherheit ausgesprochen werden
kann, daß der Bezirk schon gegenwärtig in der finanziellenLage sei, die Unterhaltungskosten der
PL Straße auf seinen Fonds zu übernehmen; so kann doch nicht in Abrede gestellt werden, daß der
betreffende Straßcnzug ein allgemeinesInteresse habe und daß bei der nicht früher bekannten Zusam-
mendcrnfung des Landtages,den Antragstellernes nicht vergönnt war, die Sache im gewöhnlichen Wege
zu verfolgen und taun es ebensowenig übersehen werden, daß die betreffenden Gemeinden zu dem genann¬
ten Straßenbau sehr erhebliche die Gränzen ihrer Leistungsfähigkeit fast überschreitendeOpfer gebracht
haben. Aus diesem Gründen stellt der Ausschuß seinen Antrag dahin:

Der hohe Proviuzial-Laudtagwolle beschließen, daß die Hcinsbcrg-Sittarder Prämienstrcißc,
wenn sie von Seiten der betreffenden Regierungund des stäudischeu Kommissars als zur Uebernahme
geeignet erachtet werden sollte, auf deut betreffenden Bezirtsstraßcubaufoudsübcrnommcuwerde.

Düssetdorf, den 4. December I8«5.
Graf Neissel, Vorsitzender. Frhr. v. Leykam, Referent. Münster. Schult. Freuger

Frhr.u.Nynsch. Zores. v. Mylius. Gcmüud. Paulsseu. Graf Neffe lrode.
Grafs. Böuinger.

Ur. 8.
Euer Ereelleu- beehre ick, mich in Erledigung des verehrlicheu Schreibens vom 3. d.M. Betr. die Gewährung

Nr.2l.l/^^ Aulage desselben hierd..ch ganz ergebenst zu benach- «^
nchtiqcn das, der 9andtaa in seiner bcntiacn 3. Plenar-Sitzung beschlos,cn hat, aus dem Bezirks-

1) die 1o "cr" 3^ .' Aachen (in beigedruckm Denkschrift)vorgefchlagme U^fou. des

Unterstützung der Gemeinden Lommersweiler, Neulaud und Kommen aus dem Bez: s- z/ ° „ Ge-
straßenfonds des Negierungs-Vezirks Aachen im Betrage von 1000 Thlr. aus Staats- ^emdm^mme^
Mitteln zu befürworten, sowie ^ Thommm.«1 l.. c:.

2) zur Instandsetzung der bmauntm Straßenstreckenuud zwar 'w. 21.
a) für die Stras-enNreckeuvon St Vith nach Steindruck emen Zuschuß bls zu 1000 Thlr.,
i?) für die 33^7vo"Ondler nach Neuland bis zu 2000 Thlr. aus dem Bezirks-

l strahcnfonds zu bewillige».
Düsseldorf, den 6. December18L5. ^ Landtags-Marschalli

Freiherr von
An

den Königlichen Landtags-Lommissarins, WirklichenGeheimen Rath und Ober-Präsidenten
Herrn von P?mmel-Hscl,e, Excellenz

I'-K. Nco. 14. hlersclbst.
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Denkschrift,
die Gewährung einer außerordentlichen Unterstützung aus dem Bezirksstmßenfcmds des

Ncgiernngs-BczirksAachen, an die GemeindenLonumrSwcilcr,Neuland nnd Thonnnen, bis
zum eventuellen Betrage von 3626 Thlr. betreffend.

Anlage zu Vorstchm- Die Uebernahme der beiden im Kreise Malmcdy belegcucn Gemeinde-Chausseenvon St.
dem- Vith nach der Gränze des RegierungsbezirksTrier oei Steindruck, und von Oudlcr über Neuland

nach der Vczirksgränzc auf den Bezirksstraßcn-Fondsist auf den Antrag der unterzeichnetenNe¬
gierung durch den im Jahre 1864 versammelt gewesenen17. Rheinischen Provinzial-La'dtag be¬
schlossen und durch AllerhöchstenErlaß vom 19. December 1864 genehmigt worden. Dieselbe kann
erst dann erfolgen, wenn die Straßen bezirksstraßenmäßig hergestellt sein werden, und da die
Aufbringung der zu diesem Zweck erforderlichen Kosten den Gemeinden nicht möglich ist, so hat
auch die Uebernahme bis jetzt nicht zur Ausführunggebracht werden können.

Die Instandsctzungs-Kostcnfür die Straße von St. Vith nach Steinbrückbetragen nach
einem vom Vau-InsvectorBlankenhorn aufgestelltenund von der unterzeichnetenNegicrung rcvi-
dirtcn Anschlage:

für die Gemeinde St. Vith ............. 574 Thlr.
für die Gemeinde Lommerswciler ........... 1926 „ ;

die erstere Gemeinde hat den auf sie fallenden Kosten-Antheildisponibel gestellt, es aber abgelehnt,
zu dem Antheile der Gemeinde Lommerswciler auch noch einen Beitrag zn geben. Dagegen hat
die zweite Gemeinde sich nur zur Aufbringungeiner Summe von 300 Thlr. bereit erklärt Lom-
mersweiler zählt 1032 Einwohner, zahlt 531 Thlr. Grund- und 536 Thlr. Klassensteuer, hat
2330 Thlr. Schulden und muß über 100^ der Staatsstcuern zur Bestreituug der Gemeinde-Be¬
dürfnisse aufbringen. Außerdem hat sie uoch verschiedene Schulbauteuauszuführen,fo daß man
ihr nicht füglich zumuthcn kann, mehr als 300 Thlr. auf die Instandfetzung der Straße zu ver¬
wenden. Um die Kosten der letzterenzu decken, wurde bei dem Herrn Minister für Handel, Ge¬
werbe und öffentlicheArbeiten der Antrag gestellt, der Gemeinde eine Unterstützung aus Staats¬
mitteln zu gewähren. Der Herr Minister erklärte sich auch bereit, diesen Antrag Allerhöchsten
Orts zu befürworten, aber nur unter der Bedingung,daß auch der Kreis Malmedyder Gemeinde
eine angemessene Beihülfe zukommen lasse. Der Kreistag, hierüber vernommen,hat jedoch eine
derartigeUnterstützung abgelehnt, weil voraussichtlich noch andere Gemeindenin dieselbe Lage
kommen würden, in welcher Lommersweilersich befindet, und der Kreis diesen Anforderungen
nicht genügen könne. Bei dicfer Sachlage dürfte es am angemessenstensein, wein: der Bezirks¬
straßcn-Fondsan Stelle des Kreises Malmedyeintritt/und wird, wenn dies geschieht, der Herr
Minister ohne Zweifel die von ihm gestellte Bedingungfür erfüllt erachten und auch aus Staats¬
mitteln eine Unterstützung Allerhöchsten Orts zu erwirken sich bewogen finden.

Die fehlende Summe beträgt 1626 Thlr. und wird princivaliter vorgeschlagen, daß
hievon die Hälfte mit 813 Thlr. aus dem Vezirksstraßen-Fonds als Unterstützung gewährt wird,
in welchem Falle die gleiche Summe von dem Herrn Minister zn erbitten sein würde. Sollte
indeß letzterer diesen Antrag dennoch ablehnen,so bleibt nichts Anderes übrig, als die ganze
Summe von 1626 Thlr. aus dem Vczirksstraßcnfonds zu entnehmen.

Die nämliche Vewandtnih hat es mit der Straße von Oudler über Neuland nach der
Vezirtsgranze. Die Instandsetzungskostenderselben betragen nach dem vor dem Vau-Insvector
Blankenhorn aufgestellten,und von der unterzeichnetenNegicrung rcvidirten Anschlage:

für die Gemeinde Reuland ............. 2500 Thlr.
für die Gemeinde Thommen............ 500

beide Gemeinden haben bei ihrer wiederholten Vernehmung sich nur bereit finden lassen, V, dieser
Summen aus eigenen Mitteln aufzubringen, und sind auch bei ihrer Dürftigkeit nicht im Stande,
mehr zu leisten. Neulandmit einer Einwohnerzahlvon gegen 2600 Seelen zahlt 894 Thlr.
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Grund- und 1087 Thlr. Klassensteuer,und hat 1725 Thlr. für allgemeineBedürfnisse und 389 THIr.
für Kultuskostcn aufzubringen. Thommen mit gegen 2200 Einwohnern zahlt 897 Thlr. Grund-
und 983 Thlr. Klassensteuer,und hat 1029 THIr, für allgemeine Bedürfnisseund 326 THIr. für
Kultuskostcnaufzubringen, so daß die Communal-Umlagcn in beiden Gemeinden ungefähr 100 7,
der Staatssteucrn betragen. Die Einwohner sind zum grüßten Theil kleine Ackerer und Tage¬
löhner, welche Mühe haben, ihr Dasein zu fristen. Die Gemeinden besitzen zwar nicht unbeträcht-
"che Ländcreicn, die aber größtentheils schlechter Qualität sind, so daß von einen Verlauf ein
namhafter Ertrag nicht zu erwarten ist, selbst wenn es nach allgemeinenVerwaltungs-Grundsätzen
gerechtfertigterscheinen könnte, dieselben zur Deckungder in Rede stehenden Ausgaben zu ver¬
rufen. Ein Antrag auf Gewähruug einer StaaN Unterstützungzur Deckung der fehlenden Summe

on 2000 Thlr. ist bis jetzt nicht gestellt worden, würde auch voraussichtlich nur den nämlichen
Erfolg haben, wie der rücksichtlich der Straße von St. Vith nach Steincbrück gestellte Antrag.
Ebenso ist mit Gewißheit anzunehmen, daß auch der Kreis Malmedy zur Gewährung einer
-twhülfe für die Straße von Oudler nach Neuland sich nicht würde bereit finden lassen. Auch
Mr wird es also das angemessenste sein, wenn den beiden Gemeinden Neuland und Thommen
eine Unterstützungvon 100 Thlr. aus den Bezirksstraßcnfonds gewährt wird, und wird, wenn
°us geschieht, der Herr Minister gebeten werden, die gleiche Summe als Staatsunterstützung Äl¬
tlichsten Orts zu erwirken. Sollte indeß dieser Antrag Seitens des Herrn Ministers abgelehnt
werden, so würde die ganze fehlende Summe von 2000 Thlr. aus dem Bezirksstraßenfondszu ent¬
nehmen sein.

Wenn den Gemeinden Lommerswcilcr, Neuland uud Thommen nicht in dieser Weise zu
Hülfe gekommen wird, so würden die beiden Straßen denselben voraussichtlich noch längere
^nt zur Last bleiben, und die Gemeinden würden entweder, um die Unterhaltungskosten aufzu-

llngcn, sich über ihre Kräfte anstrengen oder die Straßen dem gänzlichen Verfalle Preis geben
aussen. Auch verdient hervorgehoben zu werden, daß die im Ncgicrungs-Vezirk Trier liegenden
Fortsetzungen beider Straßen bereits zu Bczutsstraßen erhoben sind und daß also im Interesse
^ner gleichmäßigenUnterhaltung derselben auch die baldige Uebernahme der im hiesigen Bezirk
"egcnden Strecken gewünscht werden muß.

Es ist nicht möglich, gegenwärtig, also im Laufe des Nechmmgsjahrcs, eine genaue
. "rstclluug der finanziellen Lage des Vezirksstraßen-Fondszu geben. So viel läßt sich aber über-
")en, daß er im Stande ist, für den vorliegenden Zweck eine Summe bis zur eventuellen Höhe

von 3626 Thlr. ohne Nachtheil zu verwenden. Die Einnahmen aus den Zuschlägen von den
^taats-Stcuern (ü 8'/z «/„) betragen nach dem vom Königl. Ober-Präsidium genehmigten Etat
MMch 64,340 Thlr., werden sich aber, da seit dem 1. Januar e. die neue Grund- und Gebäude-
'«"er zur Erhebuug kommen wird und die Zuschlägeauf 10", erhöht sind, in Wirklichkeitum mehr
"s 22,000 Thlr. erhöhen.
, ^ Hiermit kann nicht nur das Gleichgewichtzwischen Einnähmen und Ausgaben binnen

eines Zeitraums von etwa zwei Jahren hergestellt, sondern auch für außerordentlicheAusgaben,
wle die in Ncde stehendeUnterstützungdürftiger Gemeinden, ein Erhebliches geleistetwerden.

Die unterzeichneteRegierung beantragt deßhalb:
daß den Gemeinden Lommeröheim,Neuland nnd Thommen eine Unterstützungvon 813
Thlr. resp. 833^ und 166^ Thlr., zusammenvon 1813 Thlr. event, aber eine solche
von 1626 Thlr resp. 1666-/, Thlr. und 333^ Thlr., zusammen von 3626 Thlr. aus
dem Bezirksstraßcnfonds gewährt werden möge.

^ Der provinzialständischeEommissar für oie Bezirksstraßcn-AngelegenhcitenFreiherr von
cp'am hat sich „nt diesem Antrage einverstanden erklärt.

Aachen, den 16. November 1865.
Königliche Negierung:

(gez.) Kuhiwelter.
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Nru. 9.

^, , .......... Benachrichtigung des Herrn LandtagsMarschalls «ä i^. 0,Nro. 16 vom 3. December 18Ü5,
Nicl3l>rücke bei ^si der Landtag in seiner heutigen 3. Plenar-Sitzung den Bau einer neuen massiven Brücke über die

Niers bei Odeutircheugenehmigt, so wie zur Ausführung dieses Baues einen Betrag von 1280 Thlru.
leuer Vezirksstraße.^g ^„^ Vezirtsstraßenbaufoudsdes linksrheinischenRegieruugs^BezirksDüsseldorfunter der Acdnigung

ad I. L. Nr°. 16, ^^^,^,^^ ^^,^ d^ch die Gemeinde Odeutircheu einen Veitrag von 520 Thalern zuschieße.

Düsseldorf, den L. December 18L5.
Der Laudtags - Marschall:

Freiherr von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.

Betr. die Uu!er°
slichuüg der Grmeili'

den Nosbach und
Brcüscheid im Kreise
Neuwicd zur Fort»

führung der Wied-
strnße üon Nusbach

nach Neustadt.

^r«. 10.

Euer Excellenz beehre ich mich hierdurch gauz ergebenst zu benachrichtigen, daß der Landtag in
feiner heutigen 3. Pleuar - Sitzung beschlossen hat. den GemeindenRosbach und Vreitscheid im Kreise
Ncmuied aus den in den abschriftlich beigebogcuenActcustückeu (Petition und Referat) näher entwickelten
Gründen die Summe von 800 Thlr. znm Ausbau der einen Theil der WiedstraßebildendenStraßen-
strecke uou Rosbachuach Neustadtzn bewilligen.

Düsseldorf, den 6. December 186^.^ ^ Der Landtags-Marschall:
Freiherr von Waldbott^assenheiin-Borndeim.

An
den KöniglichenLandtags-Eommissarius, WirklichenGeheimenRath und Ouer-Präsidenten:

Herrn von Pommer-Esche, Excellenz
1.. NI. Nro. 28. ^'cM-

Au!. 1 : Petition btr.
die vorgeuaunteStra^

ßmstrccke.

Die Straße an der Wiedbach ist bis auf eme kleme Strecke vollendet
Die Wichtigkeit dieser Straße, die besonderendort obwaltendenSchwierig etten bei deren

Anlage, die gänzliche Mittellosigkeit der betreffenden Gemeindensind hoher
bekannt, uud auf Gr>nid dieser Verhältnissefind bereits mehrfach Uuter,ttitziuigenzn die,er Straße bc.
willigt worden. ^,^ ^ ^ ^. , ^ ^ . ,

Es handelt sich setzt noch um den Betrag von 800 Thlr., der den Gemeinden Rosbach nnd
Vrcitscheid zu bewillige» wäre, unter der Verpflichtung,dafür die Herstellung der Straße bis Neustadt
zu übernehmen. ^ ^ ^ ^ ,. ^ <. ^

In der Ueberzeugung, daß auch in diesem Falle, wie die Anlagen näher begründen, die oben
angeführtenGründe in hohem Maße vorwalten, erlaube ich mir den Antrag: Hohe Verfammlungwolle
den GemeindenRosbach und Breitscheid, unter der Bedingung, daß selbige die Straße bis Neustadt
cmsbaueu, ein Zuschuß aus den Mitteln des ostrheinischen^Bezirköstraßenfonds bewilligen, wenn ,olche
dort vorhanden,und zwar bis zu dem Betrage von 800 Thlr.

Düsfeld orf, den 3. December 18l!5.
Der Abgeordnete:

Dr. Wurzer.
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Die Durchführung der Wicdstraße ist mm bis Rosbach vollendet, nachdem die betheiligten A»l. 2. Schreiben
wenig vermögenden Gemeinden theilweisc durch Ihre Vermittelung Seitens des Provinzial - Landtages Hchdesdorf^^^.W.
ans dem ostrhcinischcn Bezirtsstraßenfonds erhebliche Unterstützungen erhalten haben. N°u, 'l865>.

^ur weiteren Durchführung von Rosback nach Neustadt durch das Nescherthal, wodurch die
bereits geficherte und in der Projectiruug begriffene Verbindung von Neustadt nach Linz und Asbach
Mit der jetzt vollendeten Linie von Neuwicd nach Rosbach verbunden werden muß — find die betreffen¬
den Gemeinden all einverstanden, nur haben die Gemeinden Rosbach nnd Breitfchcid ihrer Einwilligung
zum chausfeemäßigcnAusbau den Vorbehalt hinzugefetzt, wenn ihnen eine Unterstützung zu den Kosten
des Baues außer der zu erwartenden Staats-Prämie gewährt werden möchte.

Um diefe ist in der nrfchriftlich hier beigefügten Bittschrift gebeten uud erfuchc ich Sie
dringend, deren Gewährung bei dem hohen Landtage um nur «UN Thlr. für beide Gemeinden zusammen
nach Verhältniß der zu bauenden Nuthenzahl bevorworten zu wollen, da ohne diese Zusage die Weigerung
der beiden Gemeinden nicht beseitigt und also das wichtige Wert nicht zum Abschlüsse gebracht werden
tonnte. Ueber die Bedürftigkeit der beiden kleinen Gemeinden von 5U7 und 843 Seelen, meistens der
untersten Stufe der Klasfcustruer angehörend, bewerte ich noch: Jede dieser Gemeiudeu ist durch den
eben vollendeten Wcgeban über ihre Kräfte angestrengt — Rosbach hat nach dem im vorigen Jahre
begonnenen Bau einer neuen Kapelle solche in diesem Jahre vollendet und sind dazu sehr erhebliche
Geldopfer von den Gcmeindegliedern gebracht, da die abgehaltene Collecte die Gesammtkosten über
4s>l) Tblr. bei Weiten: nicht aufgebracht hat.

Außerdem sind über N0N Thlr. Schulden, deren Breitfcheid über WO Thlr. hat. Die Wal«
düngen beider Gemeinden find weit überhauen. Rosbach erhebt in diesem Jahre wie auch Breitscheid
U>0«/„ GemeindeUmlageu. Durch eine Reihe schlechterErndtcn sind die wenigsten Gemeindeglicder
Ngend leistungsfähig.

Heddesdorf, den 26. November 1865.

Der Königliche Landrath!
von Nuntcl.

An

dm Abgeordneten zum Provinzial^Landtage Herrn Bürgermeister Nr. Wmzcr
zu

Hamm erste in.Nio. «73.

Hohe Stciude. Ver sam mlu n g!

Da voraussichtlich die gegenwärtig im Bau begriffene Prämienstraße zwischenWaldbreitbach M<. 3 Petition der
und Rosbach noch in diesem Jahre fertig werden wird, es aber noch ungewiß ist, ob diese Straße in der Gemeinden Breitlcheid
Dichtung, wie sie ursprünglich projectirt worden, über St. liatharinen nach Linz geführt wird, man "'^ ^ "^'
sogar annehmen muß, daß diese Richtung durch die Schwierigkeiten, welche der Gemeinderath von Linz
der Ausführung diefes Projectes fortwährend entgegengestellt, nicht ferner beibehalten werde, so hat man
sich in hiesiger Gegend zur Fortsetzung der im Ban begriffenen Prämienstraße bereits um eine andere
Dichtung diefer Straße umgesehen und solche auch schon in soweit gefunden, als dieselbe von Rosbach
aus durch das Nescherthal nach Neustadt und Asbach hin sich ausdehnen soll. Durch diese Linie glauben
wir dem Wiedbachthalc eine weit größere Frequenz zu sichern, als solches bei der anfänglich festgesetzten
«nie über St. Catharinen nach' Linz je der Fall werden dürfte.

8
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Auch für die Bewohner der BürgermeistereienNeustadt und Asbach kann diese Straßenaulage
nur vortheilhaft sein, weil dieselben dann viel bequemer und in bedeutend kürzerer Zeit nach demRheine
gelangenkönnen, als sie dieses seither thun konnten.

Wir zweifeln daher auch keine» Augenblick, daß die resp. Vertretungen der genanntenBürger-
meistereiendieses Project freudig aufnehmen und sich nach Kräften an der Ausführung betheiligen
werden.

Soweit dieser Weg in die BürgermeistereiNeucrburg zu liegen kommt, berührt er nur die
Gemarkungenvon Rosbach uud Vrcitscheid. Beide Gemeinden haben bereits durch den noch cbeu im
Bau begriffenen Weg bedeutende Opfer gchracht, und deren noch erhebliche zu bringen, bis die Straße
soweit vollendet sein wird, daß sie als Bezirksstraße übernommenwerden kann. Da Nosbach außerdemjetzt
mit dem Bane einer Kapelle beschäftigt ist, auch seit einigen Jahren und fortwährend noch bedeutende
Summen zu Wiesenbautenverwendet hat, so daß es ihr unmöglich sein wird, nun auch noch die Kosten
des kostspieligenWegebaues durch das Nescherthal, ungeachtet der zu erwartenden Staats-Prämie zu
bestreiten; da ebenmäßigdie Gemeinde Breitscheidzu dem gegenwärtigenWegebau nicht unerhebliche
Opfer aufgewendethat, obgleich dieser Weg die ganze Gemeinde wenig oder gar nicht berührt und diese
Gemeindedurch die Fortsetzung dieses Weges durch das Nescherthalebenfalls wenig Bortheil au dem¬
selben haben wird, so erbieten sich die nnterzeichneten Vertreter der genanntenbeiden Gemeinden aber
dennoch im allgemeinen Interesse der Sache selbst, sich mit dem Ausbau dieser Straße von Rosbach
nach Neustadt u. s. w. einverstanden zu erklären,wenn ihnen, außer der zu erwartendenStaats-Prämic
zur Bestreitung der immerhin noch bedeutenden Kosten eine angemesseneUnterstützungans dem ostrhei¬
nischen Bezirksstraßenfondsgewährt werden wird.

Die gehorsamst unterzeichnetenVertreter der oft genannten beiden Gemeindenwagen es daher
Hochdieselbeehrerbietigst zu bitten:

„In Berücksichtigung der von den Gemeindenbereits gebrachten bedeutendenOpfer zum Wege-
„bau uud der bekannten ungünstigen Verhältnisse derselben überhaupt, Hochgeneigtest dahin
„wirken resp, beschließenzu wolleu, daß jeder der genannten beiden Gemeinden ein Zuschuß
„aus den ostrhcinischenNezirksstraßenfondszum Ausbau der projectirten Straße, als Fort¬
setzung der Wiedbachstraße, huldvollstbewilligtwerde."

Waldbreitbach, den^3. September 1«64.

Der Bürgermeister: Prestimri.
Die Gemeindevertreter von Arcitscheid und Rosbach:

Haßbach. Hilgert. Witlich. M. Witlich.
Zimm ermann. Boden.

Referat des vierten Ausschusses
über die Petition der Gemeinden Rosbach und Breitschcid am Wiedlmch.

Referent: Dr. Würz er.

Anl. 4. Referat btt. ^^ hchm Versammlunghaben schon viele Bitten aus dein Wiedbacher Thale vorgelegen,
die vorstehende Pe und sind bei diesen Gelegenheiten die dortigen Verhältnisseauf's gründlichste erörtert worden.

^i°N' Es wurden die großen Schwierigkeitennicht verkannt, die durch die ttokalverhältuisse den
Straßenanlagen geboten werden. Ebensowenig, daß diese Schwierigkeiten, die entweder in sehr kost¬
spieligen Unterdrückungen,oder noch kostspieligeren Sprengungen bestehen, nur mit großen Geldopfern
beseitigt werden tonnen. Ebenso sind die Finanzuerhältnisse der betreffendenGemeinden vollständig
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bekannt. Aus diesen Gründen sind denn auch bereits einzelnen Gemeinden,wo die Schwierigleitensehr
groß, die Bauten sehr theuer, uud die Kosten für die Gemeindennncrschwinglichwaren, größere und
"emere Zuschüsse gewährt worden, uud hat die Straße auf eine Wnge von 5 Meilen fertig gestellt
werden tonnen.

Wir stehen jetzt an der letzten kurzen Strecke, der Verbindungzwischen Rosbach und Neustadt,
die zwar taum V. Meile beträgt, aber alle schou angeführtenSchwierigkeiten im höchstenGrade bietet,
deren Ausbau gleichwohl für die ganze Herstellungunerläßlichist.

Nach den aufgestellten Kosten-Anschlägen wird es den GemeindenRosbach, die schon sehr be¬
deutenderer brachte, und Vreitscheid,die mehr wie arm ist, nicht möglich sein, diese Kosten aufzubringen,
und bitten selbige um einen Zuschuß aus dem ostrhcinischenVezirksstraßenfonds. Ich kann diese Bitte
nur als sehr dringend befürworten, da ich, nach persönlicher Einsicht der Vokalverhältnissc die Ueber¬
zeugung gewonnen, daß die Sache sonst nicht zur Ausführung kommen kann.

Andererseitsliegen keine Abschlüsseder Vezirksstraßenfondspro 1805 oder 180« vor, es ist
"her nicht möglich, die ttage dieser Fonds genau anzugeben, uud erlaubte ich mir daher den Antrag

dahm zu fassen:

Hoher Landtag wolle beschließen, den GemeindenRosbach und Vreitscheidan der Wiedbach
zum Straßenbau von Rosbachnach Neustadt aus den Mitteln des ostrheinischenVezirksstraßenfonds,
wenn solche vorhanden,einen Zuschuß von 500 Thlr.zu bewilligen,und trat der Ausschuß diesem Antrag
^Nstlmmig bei.

Graf Beissel, Vorsitzender. Dr. Wurzcr, Referent. Graf Ncsfclrode. Frhr. v. Mylius
Frenger. Nöninger. Paulssen. H. Graff. I. Bartels. Gemünd.

Frhr. v. Rmisch. Frhr. v. ^eykam. Schult.

Xi'<». 11.

Tie zum 18. außerordentlichen Provinzial-Landtage versammelten Stände der Rhein- Vetr. «au einer
Provinz haben in ihrer heutigen Sitzung auf Grund einer Petition der Bürgermeisterci-Bertre--Vrilckeüber die Lippe
">ng Wahlen beschlossen, es zu befürworten: ^' «ln'denburg.

1) daß aus dem Vezirksstraßenfonds des ostrheinischenTheils des Regierungsbezirks Düsseldorf
zum Bau einer massiveil Brücke über die Lippe bei Erudenburg, wo früher eine hölzerne
Brücke gestanden, von dem Königlichen Fiscus indeß 1838 der Lippschifffahrt wegen abge¬
brochen und durch eine Fähre ersetzt worden, welche indeß jetzt den Anforderungen, welche
an einen in einer Vezirksstraße gelegenen Fluß-Uebergang gemacht werden, durchaus uicht
entspricht, ein Zuschuß von 4000 Thaler bewilligt, die Unterhaltung der Brücke nach ihrer
Vollendung auch auf den erwähnten Vezirksstraßenfondsübernommen werde und zwar un¬
ter völliger Freigebung der Passage, ohne Erhebnng eines Brückengeldes;

2) Euer Excellenz zu bitten, es bei dem hohen Ministerio befürworte» zu Wolleu, daß dasselbe
die zur Erbauung der Brückedann noch erforderlichenFonds bewilligen und die Brücke nach
vollendetem Bane dem Bezirksstraßenfonds zur Unterhaltung überweisen möge.

von <5 >>^^ ^"^ ^""^ "'" ^ gerechtfertigter, als früher eine unter Beihülfe der Einwohner
' Erudenburg gebaute Brücke, über welche die Fußpassage frei war, wie schou erwähnt vom
cus weggebrochenund durch eine Fähre ersetzt worden ist, welche jetzt mit den Uferköpfen eine

8*
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6 bis 10-fach höhere Unterhaltung erfordert, als das Fährgeld aufbringt, um so mehr als bis¬
her fchon die Commnnication hier sehr gelähmt und für eine Bezirksstraße vollständig ungenü¬
gend ist.

Düsseldorf, den tt. December I,W5,

Der Landtags - Ma r sch all:
Freiherr von Waldbott-VassenheimBornheim.

An
den Ober-Präsidenten der Rheinvrovin^, Wirkliche,: Geheimen Rath

Herrn von Pommer-Esche, Ritter hoher Orden, Excellenz
!,. 51. Nro, 34. hier.

Petition, betr. Er. Dem Hohen Provinzial'Landtage erlauben wir nnö ehrerbietigst, folgendes vorzustellen:
dmVücke" M?die ^^e" ^ude des vorigen Jahrhunderts wurde von dem damaligen Besitzer des Ritter-
Lippe bei Crudmbmg, sitzen Erudenburg und den Eingesessenen der Gemeinden Erndenbnrg, Hüure, Brncthansen, Blich-

holtivelmen und Bühl gemeinschaftlicheine stehendeBrücke über die Lippe bei Crudenburg erbaut.
Ersterer lieferte das Holz zur Brücke, während die genannten Gemeinden jede einen angemessenen
Bettrag zu den Ballkosten zahlteil. Die Eingesessenenerwarbeil dadurch das Recht die Brücke zu
Fuße frei — und mit Gejpann gegen ein ermäßigtes Brückengeldzu Passiren.

Der Rittersitz Erudenburg ging im Anfange des 1!». Jahrhunderts durch Nanf an den
Grafen von Quadt-Hüchtenbruckzu Gartrop über und wurde im Jahre ,^2? durch dessen Rechts-
Nachfolgcrin Freifrau von Nagel! parzellirt.

Die Brücke ging bei diefcm ohne Zuziehung der bei der Brücke interessirtcn Gemeinden
gethätigtcn Verlauf, an die Lippestrom-Berwaltung über, welche dieselbewährend der Zeit von
1«2« bis 1834 öffentlichverpachtete, dann aber t«35 im Interesse der Lippeschifffahrt abbrechen
und durch eine Fäbrponte ersetzen ließ. Mit dem Abwich der Brücke hörte zugleichdie Brücken¬
geldfreiheit resp, Ermäßigung auf. Die Eingesessenen zahlen seit jener ^eit ebensoviel Fährgeld,
wie andere Passanten. —

Doch dieses gibt keinen erheblichenGrund zur iUage. Die Gemeinden würden gerne
ein »loch höheres Fährgeld zahlen, wenn die Fähre nnr ihren Fweck erfüllte.

Dieses thut sie nicht, weil überhaupt eine Fährvonte an dieser Stelle, — vermöge der
durch die Terrain- und FluthverlMnisse gebotenen steilen Lage der Anfahrtsköpfe, deren Ersteigen
für Fuhrwerk, felbst für das leichteste unbequem und gefährlich, für schweres, wie z. N. das mit
Holz aus den fiscalifchen Dämmer- und Weseler-Waldungen, gradcul unmöglich ist, -- den Ber-
kehr zu vermitteln außer Stande ist. Die natürliche Folge davon ist, daß der ^uhrwerks-Verkehr,
sowohl der mit Holz, Holzkohlenn. s. w. aus den genannten fiscalifchenWaldungen, als der der
Landwirthe des rechten Lippe-Ufers die ihre Produkte nach den Bcrgwerks-Revieren Oberlmusen,
Essen, Mülheim, Sterkrade u. s. w. absetzen und Kohlen als Rückfrachtladen, fowie auch die bedeu¬
tenden Viehtransporte ans dem östlichen Theile der niederländische,!Proviuzeu Gelderland und
Over-Wel, welche von Enschede lind Wintcrswyck über Borken und Brünen früher den directen
Weg über Erudenburg und Hnnxe nach dem freguenten Marktorte Dinslaten nahmen, anf den
weiten Umweg von 3 Stunden über die Flahmerbrücke bei Wefel oder über die stehende Brücke
bei Dorstcn gedrängt wurde, daß das früher blühende Dörfchen Erudenburg fast vollständig ver¬
armte und auch die übrigen an dem Straßenzuge Peddenberg-Erudenburg-Hünre-Dinslaten bele-
gencn Ortschaften in ihrer Fortentwickelnngsich gehemmt sahen.
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Die Abnahme des Verkehrs seit Abbruch der Brücke dürfte sich am besten durch folgende
Zahlen kennzeichnen:

Die Brückengeld-Erhebungwar von 1828 bis 1835 öffentlichverpachtet und brachte jähr¬
lich 300 Thlr. an Pacht auf, wahrend die ebenfalls öffentlich verpachtete Fähre nur 15 Thlr.,
sage fünfzehn Thaler einbringt, während doch die früher schlechten Wege jetzt größtentheils chaus-
sirt sind und der Verkehr nach den Märkten und nach dem Kohlen-Revier gegen früher bedeutend
gestiegen ist, —

Mir Erudeuburg ist die Wieder-Errichtung der stehenden Brücke eine Existenzfrage,für
den größeren Verkehr wird sie eine erheblicheErleichterung gewähren und um so wichtiger werden,
wenn die Eisenbahn Venloe-Osnabrück mit dem Bahnhöfe bei Peddenberg gesichert ist.

Die Gemeinden haben früher geglaubt, dem höheren Interesse der Lippeschifffahrt ihr
eigenes unterordnen zu müssen. — Die Lippeschifffahrtwird aber durch zweckmäßigerbaute ste¬
hende Brücken nicht behindert, wie dies die Erfahrungen an den theilwcise schon älteren, teil¬
weise erst in neuerer Zeit erbauten stehenden Brücken bei Hamm, Wcrne, Lünen, Haltern, Dur¬
sten und Wesel darthun. —

Die bei Erudcnburg vorhandene Fährponte ist abgängig, im vorigen Jahre gesunken
und nur uothdürftig reparirt, so daß der Fiscus in der nächsten Zeit zur Beschaffung eines neuen
Trnjcctmittes wird schreiten müssen, welches nicht unerheblicheKosten verursachen wird.

Die Gemeinden haben dieserhalb bei der vorgesetzten Königlichen Regierung den gehor¬
samsten Antrag auf Wiederherstellung der für den Verkehr dringend nothwendigen stehenden Brücke
gestellt und sich zugleich opferfreudig zur unentgeltlichen Anfuhr des Materials erboten. Einen
baarcn Geldbeitrag zu den Brückenbaukostenzu offeriren, waren und sind die Gemeinden, welche
kein Vermögen besitzen und für den in den nächsten Jahren auszuführenden Bau der durch hohen
Landtags-Beschluß vom 14. Oetober 1864 als Bezirksstraßen anerkannten Straßen Dorsten-Hünre-
Dinslaken, Hünr.c-Wcselund Gahlcn-Kirchhellenallein über 1<»i),0lX> Thlr. an Baukosten aufzu¬
bringen haben, nicht im Staude. Es wäre auch hart, wenn von ihnen, fclbst wenn sie minder
dürftig wären, für Wiederherstellung einer vom Fiscus im Interesse der Schifffahrt abgebrochenen,
von ihren Vorfahren mit bedeutenden Kosten gebauten Brücke, wiederholt große Opfer gefordert
würden. —

Die königliche Regierung hat im Eüwcrständnih mit der Provinzial-Stener-Dircetion zu
Eöln deu Antrag bei dem Königlichenhohen Handcls-Ministerio befürwortet. Letzteres hat den¬
selben indeß unterin 5!. Juli 1865 abgelehnt, „weil der Brücke eine erhebliche Bedeutung für den
größeren Verkehr nicht beizumessen sei."

Diese Entscheidung hat die Gemeinden schmerzlich berührt, sie hat denselben die Ver¬
muthung aufgedrängt, daß in dem Antrage an das hohe Ministerium des Umstandcs nicht Er¬
wähnung geschehen sei, daß der hohe Provinzial-Landtag in der Sitzung vom 14. October 1864
(Landtllgs-Vcrhandluugen Seite 178) die Aufnahme des Strahcnzugcs Hünre-Erudenburg-Pedden-
berg in den ostrhcinifchenNezirksstraßcn- Verband befürwortet und dadurch die Bedeutung die¬
ser Straße für den größeren Verkehr außer Zweifel gestellt hat. Der Bescheid ist um so mehr
folgeuschwer, weil von dein Zustandekommen der stehendenBrücke bei Erudenburg der bezirks-
strasienmäßige Ausbau der gedachteu Straßenlinie Hünr,e-Crudcuburg-Peddenberg abhängt und
mit dieser letzteren der Straße Hünxe-Dinslaken die erheblichere Bedeutung für den größeren
Verkehr verloren geht.

Die Gemeinden dürfen der festen Ueberzeugung sich hingeben, daß der hohe Provinzial-
Landtag die Wiederherstellung der Brücke ans einer zukünftigen Bezirksstraße, die den durchgehen¬
den Verkehr zwischen der Cöln-Arnheimer Staats-Stmße bei Dinslaken und der Wesel-Norkener
Nezirksstraßc bei Brünen zu vermitteln und die großen Viehtransporte zwischen den Provinzen
Gelderland, Over-Mel und Dinslaken wieder aufzunehmen, also das Straßennetz zn vervollkom-
mcnen berufen ist, auf das kräftigste befürworten werde, verhehlen sich indeß kcineswegesdas
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Mißliche des Verhältnisses, auf einer Bezirksstraßc die fiscalische Brückengeld-Erhebungfortbeste¬
hen zu sehen, welche uon Seiten der Staats-Verwaltung jedenfalls beansprucht werden dürfte,
wenn die Brücke lediglich aus Staats-Mitteln erbaut werden sollte. —

Es dürfte deshalb angemessen erscheinen, wenn derjenige Betrag der zu erwartenden
Brückengeld-Einnahme, welchernicht für die Unterhaltung der Brücke absorbirt und auf minde¬
stens 500 Thlr. jährlich veranschlagt wird, zum LOfachen Betrage capitalisirt, mit 10,000 Thlr.
der Staatskasse als Beihülfe zu den Baukosten der Brücke, — welche auf 20,000 Thlr. von der
Königlichen Negierung zu Düsseldorf veranschlagt sind, — aus dem ostrheinischenBezirksstraßen-
Fonds offerirt würde, — wogegen die neue Brücke nach ihrer Fertigstellung in Eigenthum der
Bezirtsstraßen-Verwaltung übergehen würde.

Den hohen Provinzial-Landtag bittet die gehorsamst unterzeichnete Bürgermeisterei-Ver¬
tretung von (Kahlen ehrerbietigst Hochderselbewolle geneigtest:

1) die Errichtung einer stehendenBrücke über die Lippe bei Crudenburg als für den größeren
Verkehr dringend nothwendig höheren Ortes befürworten,

2) eine entsprechendeBeihülfe zu den Baukosten aus dem Bezirtsstraßenfonds bewilligen und
3) Die Unterhaltung der Brücke nach geschehenen Ausbau auf den ostrheinifchenVezirksstraßen-

Fonds übernehmen.

Gartrop, den 16. November 1865.

Die Bürgermcistelei-Vertrttuna von Wahlen:
K er ckh off, Bürgermeister. H. Nutten, Beigcordn. W. Berg er, Beigcord. W. Schult.
Ohr. Kühn. Benningh off. Hesfelmann. A. Lindekamp. D. Nenninghoff.

H. Beckmann. H. Barth.

Ar«. 12.

Beir. die dem stm, Euer Erccllenz beehre ich mich ganz ergcbenst zu benachrichtigen, daß der Landtag in
An B«wer'b?' seiner heutigen 2/Plenarsitzung beschlossen hat, dem ständischenKanzlei-Gehülfen Brewer, welcher
willigle Gehllll«°Zcch-inzwischeneine Stelle als Gerichtsvollzieherin Zell an der Mosel erhalten hat, die von demsel-
lung resp. Foridm.er h^ bisher verseheneFunction, zu deren Wahrnehmung beim diesjährigen Landtage derselbe sich
Pr7«inM^°ndt°?! hier eingefunden, bis zum nächstenLandtage zu belassen, in Rücksichtsowohl auf feine bewährte

Tüchtigkeit,als auf die von ihm abgegebene Erklärung, daß er alle etwa während seiner Abwesen¬
heit an ihn ergehenden Aufträge zu Copialien oder anderen Bemühungen durch geeignete dritte
Personen auf seine Kosten ausführen lassen wolle. Zugleich ersuche ich Euer Excellenz dem vom
Landtage gefaßten Beschlusse gemäß, die hiesige Königliche Negicrungs-Haupt-Kasse geneigtest ver¬
anlassen zu wollen, daß dem ':c. Brewer das seit der Veränderung seines Domicils beanstandete
Gehalt nachträglich und demnächstin vierteljährlichen Raten fortlaufend wie bisher gezahltwerde.

Düsseldorf, den 5. December 1865.

Der Landtags-Marfchall:
Freiherr uon Waldbott-Bassenheim-Vontheim.

An
dcnKönigl. Landtags-Eommissarius, WirtlichenGeheimen Rath und Ober-PräsidentenderRheinprovinz^

Herrn uon 'Pommer-Gsche, Ritter hoher Orden, Excellenz
I.. HI. Nro. 37. hier.
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Ai-n. 13.

Anzeige des Herrn Landlags-Marschalls, 6. cl. 5. Decbr. 1865, daß der Landtag aus Betr. den Abbruch de«
Anlaß der abschriftlich beigefügten Benachrichtigung des Oberbürgermeisters zu Düsseldorf vom " m" Ständchause^
4. Decbr. 1865 in seiner 2, Plenarsitzung beschlossen habe, zu den Kosten des Abbruchs des alten
Salzmagazins hinter dem Ständehause, conform dein im diesseitigen Schreiben vom 26. October
1854 I. N. Nro. 181 mitgetheilten Beschlusse, sich bereit erklärt habe, auch den dritten Theil des
nunmehr angegebenen höheren Betrags von 8700 Thlr. mit 2909 Thlr. zu übernehmen.
I'. »1. Nro. Z'i,

Die so lauge schwebende Angelegenheitwegen Abbruch des Salzmagazins hat, trotzdem schreibende« Ober,
die Betheiligten (Staat, Stände uud Stadt) sich über den Modus der Aufbringung der Kosten Hamm««°"nd!nHrn
des Neubaues geeinigt hatten, bis setzt nicht zum Abschlußgebracht werden können, weil eine de- Landtag«.Marsch»«,'
sinitivc Erklärung der Königlichen Steuerbehörde über Lage und Einrichtung des neuen Gebäu- ^ ^ ^- Dec. 1865.
des fehlte.

Jetzt ist dieselbe endlich erfolgt, uud es würde nun das alte Gebäude weggeräumt und
der Platz vor dem Ständehause freigelegt werden können. Die ursprünglich in Aussicht genom¬
mene Kosten erhöhen sich aber auf 8700 Thlr. uud mit Rücksicht auf diesen Umstand gestatte ich
Mir, Euer Hochwohlgeboren ehrerbietigst zu bitten, den hohen Provinzial-Landtag darüber ge¬
neigtest vernehmen zu wollen, ob Seitens desselben auch jetzt noch die Bereitwilligkeit zur Ueber¬
nahme eiues Drittels dieser Summe besteht, natürlich unter der Bedingung, daß nach Wegräumuug
des Magazins kein anderes Gebäude au dessen Stelle errichtet werde.

Staat und Stadt sind zu dieser Uebernahme bereit, und ich darf wohl die Hoffuuug aus¬
sprechen, daß auch die hohe Stände-Verfammlung einen gleichen Beschluß fassen möge, damit das
alte, das Schloßgebäudc uud nc Localien der Versammlung auf das höchste benachtheiligende
Gebäude endlich beseitigt werde.
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